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VORUORT

Szit I'lltte de-n l0ett Ja"lüLe,sind die tozia,Len Au,swinhungen d.et ELn-
dühnung nQ-uetl Tecl+no!-ogizn in d.en Mit.to.(-ytuntzt. d.ett Be,sottgni,s d,en
Gewettlz,selta-[ten we,steutoytiiitchzn Liindot genüeht. Bed,eutznd.e Ven-rin-
dettungen hs"ben,slch Lm HlnbLietz eu{) d,a"t Niveau und. d.ie. Stnuhturt
dez Bet ehli[tigung voLlzo ge-n. Fttühene EGI -ge.nicl+te, in,sbed ond,ette
dez Beticltt übett dle AulwitlzungQ.n den Mihnoelzlztttonih au6 d"Le. Be._

'scl+li[tlgung v0n t979, l'taben einlgz dietet Au,switlzungen unten,suchl..
AX-,s eln LziLmotiv , da,s t iel,t in einen Viet-zahL otga-nid a.tottia cltett,
Âozia'Lett und wint,:el'tadtLichott V etiinda.tLungQ-n {1ind,zt, lta"bzn dle neuen
Tecl,tnologion ,sowoLtl zu ?tobLemen alt aucl,t zu cha.ncen gedüttnt. Da,s

ziel- dett Ge.wzntucl,ta{ten tag dattin, stna"tzgien zu entwictze!-n, um

die lntzte,s,se-n den AûzLtnehmez, die dutteh den Uland.el betnct6{sn
u)e.tLden, witth,s am zu,s chütz on.

Im lilitte.Lpunht dietQ.rL StlLa"t.egien ,sLa"nden VznhandX-ungzn zwi,scl,ten
UntettnehmQ.n|I-zitungen und Gewenht chaIten übet die Ein{1ühnung und,
dle- Anwendung nz-uetL Techno!-ogien. Die nzue-n Te-chnoLogien dind zu
alnzm Sc\twettpunht det Bzmühungen den Ge-wznlz,sehadtzn gewotd.on, iltten
Eindt-u,sL 0,u[ Kettnbeteiel+z den WiLt-en,sbiLdung de.,s lla,na"goment,s a,u^-
zudelqnen. Sie ha.bon o"uel+ diz Au/,meth,sa.mhzit euI zo.h!-nziche Stiitttzen
und Seltwiicl'tzn de,s Sqat.en,s de.tt Attbeltgebet-AnbeltnehmeLbezlehungen
geLentzt. Die,sett Benichl., den von J7HN EVANs, Fott,sel,tung,snedene-nL
im EGr, 0"u^gearLbeitet wuttde, tteLx-t einige. den- En[a.hnungzn mlt
VetthandÎ-ungQ-n üben technoLogi,sehe-n Wctnde.(- in ve-tt,scltie-d.ene.n e-u,Lo-
piil,schzn Liindetn da.n, Et tzonzentttlent tict+ au6 EnLwiehlungen utd.l,L-

nend den Le-tzten {:iin6 JaLttz und vQ.tLvol-t-ttiindLgt den EGI-iatcldben-iclrt
von 1979-1980, de.tt zu die,sem Zeitytuntzt be-,5tel,Lende RationaLl,sienungy-
.tcltutza-bhommzn untett,suchte. Die Ln die,sen Benieht zntha.(.tenen In_
donmatio nen wa-,Lden in zutzün[tigen EGI -Ta"tti[b etiehten v Q.tLv ot t-,s tiin-
digt. und cLu6 den neuen Stand gebttael,tt wenden.

Btü,5,5eL

Augu,st. l9 82

Günten Ktiptze-

Ditt elzLo tt

Die Originalsprache dieses Berich ts ist Englisch. Er erscheint auch in
Deutsch, Franzôsich, Dânisch, rtalienisch und Niederrândisch.
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KAPTTEL T

EINLEITUNG

Die Einführung neuer Technol-ogien ist in den Industrielândern
eine wesentliche Quelle wirtschaftlichen und sozialen Wandels.
Sie führt sowohl zu sozlalen als auch wirtschaftlichen Kosten
und Nutzen, wobei die Auswirkungen wahrscheinlich zu verschie-
denen Zeitpunkten unterschiedlich sind. Darüber hlnaus sind es
verschiedene Bevôlkerungsgruppen in der Gesellschaft, die von
diesem ÿÿander profitieren oder unter ihm leiden. rm Falle der
rnformatik zum Beispiel wird das Management wahrscheinlich
von der grôsseren Flexibilitât, hôheren Produktivitât und den
verstârkten Môglichkeiten für eine zentraLisierte Kontrolle,
die durch die neuen Technologien môglich werden, profltieren,
Die Arbeitnehmer werden wahrscheinlich kurzfristig durch den
verl-ust von Arbeitsplâtzen, durch Beschâftigungsunsicherheit,
den verlust von Pachkenntnissen, eine stârker kontrollierte
Arbeitsumgebung und einen Rückgang an Gelegenheiten für
menschliche Kontakte am Arbeitsplatz hierunter leiden. Lang-
frlstig jedoch ist es offenbar, dass die uôglichkeiten für
eine verbesserung des Lebensstandards und eine Ausdehnung
der FreizeiL davon abhângen, dass die technologische Ent-
wicklung für die Produktion nutzbar gemacht wird.

Neue Technologien werden nicht in einem soziaLen oder wirt-
schaftlichen vakuum entwickelt oder eingeführt, sondern sie
dienen dazu, ein bestimmtes ziel zu verwirklichen. lrlenn das
einzige ZieL in der Rationallsierung und in der Erhôhung
der gemessenen Produktivitât besteht, dann werden die
sozlalen Auswj-rkungen zwangslâufig negativ sein. Einige
Erfahrungên, auf die in diesem Bericht eingegangen wird,
zeigen jedoch, dass durch technologischen lÿande1 auch positive
I,Iôglichkeiten für die optimierung von anderen Faktoren ars
der Produktivitât bestehen. Die Verbesserung der qualitativen
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Aspekte der Arbeit braucht in der Tat nicht notwendiger-
weise in $Iiderspruch zn der Erreichung von durch das
I,lanagement angestrebten Zie1en, wie niedrigere Kosten und

hôhere Produktivitât, zu stehen. In einigen FâIlen ermôglichen
neue Technologien, dass sowohl soziale a1s auch wirtschaftliche
Verânderungen in den Arbeitsablâufen eingeführt werden, in
anderen Fâllen erfordert das ZieI der Optimierung einen
Ausgleich zwischen verschiedenen Zielen und verschiedenen
Kosten und Nutzen.

Die Erreichung dieses Optimums erfordert das Vorhandensein
von Systemen für die Vertretung der rnteressen der verschie-
denen betroffenen Gruppen und auf Machtgleichheit beruhende
Môglichkeiten für Verhandlungen.

In den europâischen Gesellschaften sind in der Tat zwischen

den Unternehmensleitungen und den Vertretern der Arbeitnehmer,
den Gewerkschaften, Systeme für paritâtisch ausgehandelte
Regelungen und gemeinsame Verhandlungen in bezug auf den

technologischen lrlandel entwickelt worden. Genau hierin liegt
das l{esen der Arbeitgeber- Arbeitnehmerbeziehungen, nâmlich
Mittel und Wege zu findenr ürn verschiedene wirtschaftliche
und soziale ZieIe zu optimieren und ej-nen Ausgleich zwischen

Gruppen mit verschiedenen Interessen zu finden. Die ein-
seitige Oktroyierung von Verânderungen durch das Managemetrt,

entweder durch l"lanipulation, durch Verheimlichung oder durch

die Anwendung von Einschüchterung ist in den Lândern West-

europas nicht nur j-n sozialer Hinsicht unannehmbar, sondern

sie wird auch nicht zu der langfristigen Verwirklichung der

sozialen und wirtschaftlichen Ziele führen, die durch die
neuen Technologien verfolgt werden sollten.

fn Zeiten raschen !{andels in der Industrie Europas im 19.

und zu Anf,ang des 20. Jahrhunderts fanden Verânderungen in
einer Art und Weise statt, die den sozialen Kosten, die von

den freigesetzten Gruppen getragen wurden, wenig Berück-
sichtigung schenkten. Ausbrüche von Gewalttâtigkeit, wie
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dies in Grossbritannien der Fal1 \^/ar, stellten Versuche
solcher Gruppen dar, ihre Positionen zu verteidigen und
ihre Macht über den Arbeitsmarkt durch die Zerstôrung von
Maschinen wlederherzustellen .

Wâhrend der 50er und 60er Jahre gelang es in Europa, einen
noch schnelleren Wandel in einem Klima raschen Wachstums

und geringer Arbeitslosigkeit ziemlich erfolgreich in den

Griff zu bekommen. Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten,
in denen zu dieser ZeiL eine hitzige Diskussion darüber
geführt \iÿurde, ob Automatisierung zu Arbeitslosigkeit führe,
nahmen die Gewerkschaften in Europa im allgemeinen dem tech-
nologischen !{andel gegenüber eine positive Haltung ein,
vorausgesetzt, dass dieser in einem KIima des !,lachstums statt-
fand und dass durch hôhere Lôhne Vorteite erzielt werden
konnten. In vi-elen Lândern wurden mit den Unternehmensleitungen
Produktivitâtsabkommen abgeschlossen, deren erklârtes ziel es
\^rar, den technologischen ÿüandel zu fôrdern. fn einem dem

schwedischen Gewerkschaftsbund (to) 1966 unterbreiteten
Forschungsbericht wurde festgestelrtr "dass die schwedische
Gewerkschaftsbewegung seit langer zeLl dem technologischen
l{andeI gegeniiber posltiv eingestellt ist. fn der Vergangen-
heit sind die Bemühungen der Gewerkschaften auf zwei
Ziele ausgerichtet gehresen, einerseits den Entwurf einer
Strukturpolitik, die darauf abzielt, für die schwedj_sche
hlirtschaft das l,Iachstum sicherzusterlen t zv fôrdern, und
andererseits grundsâtzllche Forderungen in l:ezug auf die
Sicherheit für das rndividuum in einer sich wandelnden Gesell-
schaft zu formulieren" (I).

!{âhrend der 70er Jahre begannen jedoch ln ÿlesteuropa gewerk-
schaftliche Besorgnisse in bezug auf einige der môglicher-
weise negativen Auswj-rkungen des technologischen ÿüandels zv-
zunehmen. Dles wurde durch zwei Faktoren ausgelôst, erstens
durch die Zunahme der Arbeitslosigkeit und die Verrangsamung
des wachstums und zweitens durch die wachsende Besorgnis in
Bezug auf die Qualitât des Arbeitslebens und die môglicher-
weise negativen Auswirkungen der Technologie auf die Arbeits-
bedingungen.
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Mit der ÿ'lirtschaftskrise Mitte der 70er Jahre wurde es

offensichtlich, dass in einigen europâischen Lândern Rationa-

lisierungsinvestitionen Vorrang vor Investitionen ej'ngerâumt

wurde, dj-e zur Schaffung von Arbeitsplâtzen führen, vJoraus

sich in einem Klima schleppenden wachstums verluste von

Arbeitsplâtzen ergaben. Die Informatik, die auf den Fort-

schritten der Mikroelektronik beruhte, wurde ganz besonders

aIs môgliche ursache für die vernichtung von Arbeitsplâtzen

in zuvor rasch wachsenden Beschâftigungsbereichen des Dienst-

leistungssektors angesehen. Dies bildete den Hintergrund

für Diskussionen, die zum Bej-spieI Lg15 in Deutschland über

die neuen Technologi-en aIs "Jobkiller" geführt wurden' Diese

Debatte lôste zahlreiche geschâftigungsschutzabkonmen aus'

auf die spâter in diesem Bericht. eingegangen wirdr üod

führte zu der Befürwortung einer gewerkschaftlichen Politik'

die die Verkürzung der Arbeitszeit, die Ausweitung des ôffent-

lichen sektors, eine aktive Industriepolitik und dergleichen

verfolgte.

Esistbezeichnend,dassimGegensatzzuden60erJahren
wâhrend der 7oer Jahre in den vereinigten staaten die Be-

sorgnis in bezug auf dj-e Beschâftigungseffekte der neuen

Technologien weniger ausgeprâgt war' Auch in Japan war die

Besorgnisgeringer.ZumTeilkanndiesdurchdieTatsache
erklârt werden, dass in beiden Regionen die Mitte der 70er

Jahre ein Zeitraum reLativ rascher Zunahme der Beschâftigung

rdar. Sowohl Japan als auch die Vereinigten Staaten profitierten

von einigen der verschiebungen in der struktur der welt-

wj-rtschaft in Bezug auf Produktion und Beschâftigung, die

in der Folge des technologischen wandets eintraten, und in

einem Klima relativ raschen l{achstums wurden die Bereiche'

die herkômmlicherweise stark gewerkschaftlich organisiert

sind,durchdenverlustvonArbeitsplâtzenaufgrundder
neuen Technologien weniger stark getroffen. Die Randgruppen

des Arbeitsmarktes, die sich weniger gut Gehôr verschaffen

konnten, \^raren jedoch sowohl in Japan als auch in den

vereinigten staaten in einer weniger günstigen Lage. Das

gewerkschaftliche Interesse und die Besorgnis über diese
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môgrichen Arbeitsplatzverluste aufgrund der neuen Technolo-
gien sind jedoch auch in den vereinigten staaten gewachsen,
aIs in den 80er Jahren die Arbeitslosigkeit zunahm und sich
die Rezession verschârfte.

Um die den europâischen Gewerkschaften zur Verfügung stehenden
rnformatj-onen in bezug auf die Erarbeitung ihrer Reaktionen
auf den technologischen hlandel zu vervollstândigêtr, verôffent-
lichte das EGI im Herbst L979 einen Bericht über die Aus-
wirkungen der Mikroelektronik auf die Beschâftigung in l{est-
europa wâhrend der 80er Jahre (2). Der Bericht stellte die
Erernente der Technik der Mikroerektronik, die Bereiche môg-
licher Anwendung und die wahrscheinlichen Auswirkungen auf
dj-e Beschâftigung dar und beschrieb die Reaktionen der Ge-
werkschaften in einj"gen europâischen Lândern. Er stellte
auch die gewerkschaftlichen Grundsatzerklârungen zu der
Einführung neuer Technologien zusammen, die zu diesem ZeiE-
punkt verôf fentlicht worden \^raren.

Seither ist die Einführung neuer Technologl-en in den Mittel-
punkt der Aufmerksamkeit der Gewerkschaften in ganz !{est-
europa gerückt. Dieser Zeitraum war dadurch gekennzeichnet,
dass die Gewerkschaften einige der Zie1e, die sie zuvor in
Grundsatzerklârungen formuliert hatten, in die praxis umzu-
setzen versuchten, und sich bemühten, Einfluss und Kontrolle
iiber den technologischen ÿùande1 auszuüben. Im allgemeinen
sind die Ergebnisse positiv ge!,resen, obwohl sie in einigen
Bereichen begrenzt hraren, aber es kann kein Zweifel darüber
bestehen, dass dle neuen Technologien einen Hôhepunkt für
die Bemirhungen der Gewerkschaften darstellten, ihre Môglich-
keiten, Schlüsselgebiete der !{illensbildung des Managements

im Planungsstadium zu beeinflussen und zu steuern, auszudehnen.
Si-e haben viele der Stârken und Schwâchen der Systeme der
Arbeitgeber - Arbeitnehmerbeziehungen stârker hervortreten
lassen. Bei der Beurteilung dieser Entwickrungen muss auch
daran erinnert werden, dass in den meisten Lândern die Ge-
werkschaften in dem ungünstigsten ÿüirtschaftsklima seit dem
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zrlÿeiten hleltkrieg, das durch wachsende Arbeitslosigkeit
und sinkende Realeinkommen gekennzeichnet ist, tâtig hraren.

Dieser Bericht fasst die praktischen Ergebnisse dieser Be-
mühungen in der Form von abgeschlossenen Abkommen, einge-
führten Regelungen und erzielten Rechten in der Gesetzgebung
zusammen. Die verschiedenen Bereiche, iiber die verhandelt
wurde, werden in Kapitel II dargestellt. Dies erfolgt im
Anschluss an vorangegangene EGI-Berichte sowohl über die
Auswj-rkungen der Mikroelektronik auf die geschâftigung a1s

auch iiber die Neugestaltung von Arbeitsplâtzen (3), die auf
die AuswJ-rkungen der neuen Technologien auf die Arbeits-
organisation hinwiesen.

(
Kapitel III ste11t die Ansâtze für paritâtisch ausgehandelte
Regelungen über technologischen !{andeI in verschiedenen
europâischen Lândern dar. Es fâhrt damit fort, einige der
wlchtigsten Entwicklungen in den einzelnen Lândern aufzu-
zeigen. Es vervollstândigt die Informationen, di-e im
Tarifbericht für 1979-80 des EGI in bezug auf Rationali-
sierungsschutzabkommen enthalten sind (4). Dieser Bericht
beabsichtigt nicht, erschôpfend zu sein, sondern er behandelt
die Lânder, in denen wâhrend der letzten fünf Jahre zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern j-n bezug auf technologlschen
Wandel am intensivsten verhandelt worden ist. Die in ihm
enthaltenen Informationen werden in der Zukunft durch das

EGI ergânzt und vervoltstândigt werden.

Kapitel IV stellt einige vorlâufige Schlussfolgerungen 1m

Hinblick auf die Erfahrungen mit Verhandlungen über die Ein-
fiihrung neuer Technol"ogien wâhrend der letzten fünf Jahre dar.

Kapitel V fasst die wichtigsten in diesem Bericht behandelten
Punkte zusammen. Die Erklârung des europâischen Gewerkschafts-
bundes über Arbeitsbedingungen und neue Technologien von
198f wird a1s Anhang wiedergegeben.
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KAPTTEL IT

GEGENSTAND DER VERHANDLUNGEN ( s)

wâhrend der letzten zehn Jahre sind die Arbeitnehmer in
Europa in Branchen wie Feinmechanik, Automobilherstellung,
Büromaschj-nenherstellung, Elektronik, Druckindustrie sowj-e
Teilen des Dienstreistungssektors wie Banken und versiche-
rungen mit umwâlzenden technologischen verânderungen bei
den Erzeugnissen, die sie herstellen, den Dienstreistungen,
die sle erbringen, sowie bei den Verfahren, mit denen sie
dlese produzieren, konfrontiert worden.

Diese verânderungen hatten verschiedenartige Auswirkungen
auf die Beschâftigung. Einige Arbeitsplâtze sind verloren-
gegangen, bei anderen ist die eualifikation abgesunken und
wieder andere sind aufgewertet worden. rn elnigen Fârlen
haben die neuen Technologien zu einer verbesserung der
Arbeitsbedingungen geführt,, wâhrend sie in anderen Fârlen
Probleme verschârfter rsolierung der Arbeitnehmer, strengerer
Überwachung der Arbeit und eine verânderung des Arbeits-
rhythmus nach sich gezogen haben.

Diese widersprüchlichen verânderungen splegeln die Tatsache
wider, dass ei-ne gegebene Technologie nicht in einer be-
stimmten Form der Arbeitsorganisation, einer Gesamtheit von
Arbeitsbedingungen oder sogar einem bestimmten Beschâfti-
gungsniveau resultiert. Eher bestimmen die wirtschaftlichen,
technischen oder soziaren Ziele, die durch die Technorogie
verwirklicht werden sollen, die Auswirkungen einer neuen
Technologie auf die Beschâftigung im alrgemeinen und die
Arbeitsbedlngungen im besonderen. !{enn elne rationale Beur-
teilung der lângerfristigen wirtschaftlichen und sozialen
I,Iôglichkeiten, die durch die neuen Technorogien hervorge-
bracht werden, vorgenommen werden soll, dann lâsst sich fest-
stellen, dass bestimmte positive Môglichkeiten zur ver-
besserung des Lebensstandards und der eualitât des Arbeits-
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Iebens bestehen. ÿrlenn jedoch die Antriebskraft des techno-
logischen Wandels in Rationalisierung, einer erhôhten ge-
messenen Produktivitât und kurzfristigem Gewinn besteht,
dann wird dies zu einer allgemeinen Verschlechterung der
Qualitât des Arbeitslebens führen und in elnem Klima der
Rezession die Beschâftigungsaussichten beeintrâchtigen.

In dem Bemühen, den !{andeL im Interesse der Arbeitnehmer
zu beeinflussen, haben sich die Gewerkschaften auf vier
Faktoren konzentriert, auf die sich die neuen Technologien
am direktesten auswirken: Beschâftigungssj-cherheit und Be-
schâf ti gungsniveau, Arbeitsbedingungen und Arbe j-tsorgan is ation
sowie besondere Gesund,heitsschutz- und UnfallverhütungsprobLeme.
Einige unter diese Themen fallende wesentliche Probleme werden

in diesem Kapitel behandelt. !{ie am Ende des Kapitels betont
wird, kônnen die Auswirkungen auf diese verschiedenen Aspekte
der Arbeit oft eng miteinander verbunden sein und verschiedene
Auswirkungen des gleichen Prozesses widerspiegeln.

SICHERUNG DER ARBEITSPLÂTZE UND BESCHÀFTIGUNG

Die Auswirkungen der neuen Technologien und im besonderen

der Mikroelektronik auf die Sicherung der Arbeitsplâtze und

dj-e Beschâf tigung h,ar, wj-e bereits bemerkt, das Thema des

EGI-Berichts von 1979 über die Auswirkungen der Mlkroelek-
tronik. Die Schlussfolgerungen dieses Berichts werden an

dieser Ste1le nur kurz zusammengefasst. Der Bericht. betonte,
dass im Hinblick auf das Beschâftigungsniveau die neuen

Technologien zu der Vernichtung einiger Arbeitsplâtze und

zur Schaffung anderer führen, aber dass sie auch eng mit
anderen wirtschaftlichen Faktoren wie Verânderungen in der
Struktur des !,felthandels, der Struktur der Verbrauchernach-
frage und dem Gesamtausmass des Wirtschaftswachstums zusammen-

wirken. Er stellt Bereiche heraus, in denen es aufgrund des

raschen technologischen !{andels wâhrend der 70er Jahre in
Europa zu einem deutlichen Verlust von Arbeitsplâtzen
gekommen ist.
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Das erste Gebiet, in dem es zu verrusten von Arbeitsplâtzen
kam, 1ag in den Industrien, die produkte herstellen, in
denen mechanische oder elektromechanische Bestandteire
durch }4ikroelektronikbauteiLe ersetzt wurden. rn einigen
Fâllen führte dies zu ej-ner tiefgreifenden verânderung be-
stimmter Erzeugnisse. Die untersuchten rndustriezweige um-
fassten weite Bereiche der Elektroindustrie wie Ausrüstungen
für das Nachrichtenwesen, Registrierkasten, Rechenmaschinen,
Büroausrüstungen, und schlossen auch prâzisionswerkzeuge und
Uhren ein. In diesen Bereichen fiihrte die Einführung der
Mikroelektronik zu elner Verringerung der Anzahl von Bau-
teilen in dem Endprodukt und folglich zu der Verringerung
des Ausmasses der lrdontagearbeiten bei seiner Herstellung.

Selbst vrenn man eine Ausweitung der Produktion in einigen
dieser Sektoren zubilligt, wâre dies immer noch nicht aus-
relchendr ürn den Verlust der Arbeitsplâtze zu vermeiden.
Eine der betroffenen Firmen, das italienische Unternehmen
Olivetti, führte eine UnLersuchung iiber eine Anzah1 von
Unternehmen durch, die mechanische und elektronische Büro-
ausrüstung herstellen. Die untersuchten acht Unternehmen
reduzierten d.ie Beschâftigung zwischen 1969 und I978, wâh-
rend sie die Umstellung ihrer Produktionssysteme von mecha-
nischen auf elektronische Erzeugnisse vornahmen, um 20 Prozent.
Ein anderes in dem EGl-Bericht zitiertes Unternehmen war
der schwedische Hersteller für Fernmeldeanlagen Ericsson.
Dieses Unternehmen verminderte zwischen 1975 und 1978 als
Ergebnis der Umstellung der Herstellung von elektromecha-
nischen auf elektronische und halbelektronische Telefon-
vermittlungsanlagen seine Belegschaft in der produktion von
I5.000 auf r0.000.
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Verânderungen bei den Verfahren

Der zweite Bereich, in dem der EGl-Bereich Verluste von
Arbeitsplâtzen, dte mit der Technologie zusammenhângen,

feststellte, Iag in den IndusLrien, in denen die Mikro-
elektronik einen tiefgreifenden Wandel der Produkt.ions-
verfahren ermôgricht hat. Das eindrucksvorlste Beispiel in
dieser Hinsicht war die Druckindustrj-e, in der die Mikro-
elektronik eine Umstellung von Bleisatz auf computerge-
steuerten Lichtsatz ermôglichte, hras bedeutende Auswirkungen
auf die Beschâftigung nach sich zog. fn der Bundesrepublik
Deutschland ging die Anzahl der eeschâftigten im Druckgewerbe
zwischen L972 und 1979 um etwa 35.000 zurück. In der Druck-
industrie der Bundesrepublik kam es im Winter L977/78 zu
einem ausgedehnten Arbeitskampf .

seit der verôffentlichung des EGr-Berichts sind eine Anzah]
anderer Studien iiber die Auswirkungen der Verfahrensinnovation,
die aus der Mikroelektronik herrührt, auf die Beschâftigung
erschienen. Diese haben gezeigt, dass sich die Mikroelektronik
besonders gut für die Automatisierung industrieller Verfahren
eignet, bei denen auf den bestehenden Arbeitsplâtzen Tâtig-
keiten ausgeführt werden, die repetitiv sind oder sich
periodj-sch wiederholen.

Die Entwicklung der Industriegesellschaften hat die Entstehung
solcher wenig qualifizierter Tâtigkeiten durch die Arbeit,s-
teilung, die Spezialisierung der Aufgaben und durch die
Mechanj-sierung des Produktionsprozesses stark begünstigt.
Dies war nlcht nur das Ergebnis der Mechanisierung aufgrund
des technologischen !ÿandels, sondern vielmehr der Anwendung

wissenschaftlicher oder tayloristlscher Theorien der Betriebs-
führung. Die auf diesen Theorien beruhenden Produktions-
systeme $/aren gekennzeichnet durch die Trennung von Planung
und Durchführung der Arbeit, durch die Zerlegung der Arbeit
in kleinste und einfachste Verrichtungen und eine riglde
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Überwachung der Produktion durch das Management. In weiten
Bereichen der Massenproduktion ist das Fliessbandsystem
dj-e Regel, auch $renn die Einführung von Alternativen zum

Fliessbandsystem immer hâufiger wird.

Eine in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführte Unter-
suchung (6) gelangte zu der Schâtzung, dass im Jahre 1977

etwa 33 Prozent der mânnlichen und 46 Prozent der weiblichen
Arbeitnehmer repetitive Arbeiten von geringem Verantwortungs-
grad ausführten, wâhrend 1l Prozent der Mânner und 40 Prozent
der Frauen einfache Hilfsarbeiten verrichteten. Die Môg1ich-
keit der vôI1igen Automatisierung solcher Tâtigkeiten wird
durch die Mikroelektronik sehr gesteigert.

Ein Beispiel für eine solche Anwendung ist die Entwicklung
der Robotik, in der die menschliche Tâtigkeit direkt durch
mechanische ersetzt wird. lrlâhrend Roboter bisher hauptsâch-
lich in Industrien mlt Massenfertigung eingesetzt wurden,
wie bei Automobilen (wo die meisten amerikanischen, europâischen
und japanischen Hersteller bereits Roboter eingeführt haben),
in der metallverarbeitenden Industrie, der chemischen Industrie,
j-m Tiefbau und in der Elektro- und Elektronlkindustrie, werden
sie in den nâchsten zehn Jahren noch eine FüIle anderer Bereiche
erobern. In den drei Jahren, die seit dem Erscheinen des
EGl-Berichts vergangen sind, ist es in der Tat zu einer
fühlbaren Ausweitung des Einsatzes von Robotern gekommen.

Die wichtigsten von Robotern ausgeführten Verrichtungen
sind Montage, Zusammensetzarbeiten und Befôrderung von Teilen.
Ein führender amerikanischer Hersteller von Robotern schâtzt,
dass 50 Prozent der von ihm installierten Gerâte für das
Punktschweissen benutzt werden, etwa 1I Prozent für den
Spritzguss und weitere 5 Prozent für das Speisen von lvla-

schinen. Mit den Fortschritten bei der Anwendung der Mikro-
elektronlk, vor allem im wissenschaftlichen oder technischen
Bereich, entwickelte man Universalgerâte, die komplexere
Montageaufgaben ausführen kônnen.
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Eine Studie über die Einführung von Robotern in der Bundes-

republik Deutschland (7) prüfte, welche Folgen die Einfüh-
rung von zehn Robotern in fünf Unternehmen verschiedener
Branchen hatte. Bei den betroffenen Tât.igkeitsbereichen
handelte es sich um Bogenschweissen, Farbaufsprühen und

Bearbeitung von Einzelteilen. lrlie sich das auf den Personal-
bedarf auswirkte, wird aus der nachfolgenden TabeIIe ersicht-
1ich. Insgesamt 46 Arbeitnehmer auf nichtqualifizierten Ar-
beitsplâtzen $raren betroffen; davon wurden sieben überflüssig,
28 wurden aus dem Arbeitsberelch abgezogen, I0 wechselten
den Arbeitsplatz innerhalb des Arbeitsbereichs und ej-ner
wurde neu hinzugenommen. Die Einfirhrung von Robotern bedeutete
also eine wesentliche Verânderung der von den Arbeitern aus-
gefirhrten Tâtigkeiten.

TABELLE I

PERSONALVERANDERUNGEi{ NACH EINFÜHRUNG VON INDUSTRIEROBOTERN :

EINE UNTERSUCHUNG ÜgNR DIE EINFÜHRUWC VON ZEHN ROBOTERN IN

FÜNF DEUTSCHEN UNTERNEHMEN

rsonal-
ategorie

Verânderungen in den Arbeitsbereichen

Ins-
ge-
samt

Per-
sonal-
ab-
gan9

Neu-
ein-
stel-
Iungen

Personal
in Be-
reich
ein-
geführt

Personal-
um-
schichtung
im
Bereich

Personal
aus Be-
reich
ab-
gezogen

t2

46IO

2

728

4 6

I

alifi zierte
tarbeiter

icht-
ualifizierte
tarbeiter

7 587nsgesamt 32

Que1le: (7)

t2
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Eine andere untersuchung in der Bundesrepubrik über den
Einsatz von 40 Robotern bei einem firhrenden Automobilpro-
duzenten gelangte zu der Feststellung, dass jeder Roboter
durchschnittlich vier Arbeitnehmer verdrângte, aber einen
neuen Arbeitsplatz schuf. Eln Dritter dieser neuen Arbeits-
plâtze \^raren weniger qualifiziert als diejenigen, die sie
verdrângt hatten, weir sie einen geringeren Arbeitsinhalt
aufwiesen.

Verânderungen bei Dienstleistunqren

Der dritte Bereich von Auswirkungen der Einführung der Mikro-
elektronik auf das Beschâftigungsniveau, der von dem EGr-
Bericht behandelt wurde, Iag in dem Dienstreistungssektor.
Die Mikroelektronik ermôgricht eine verstârkte Anwendung
elektroni-scher Datenverarbeitung im Dienstleistungsbereich,
$/as zu der Automatisierung zahrrelcher Tâtigkeiten in der
verwaltung und im verteilungssektor führt. Dies hat bereits
elne verlangsamung des Beschâftigungswachstums in Dienst-
leistungsbereichen wie Banken und versicherungen verursacht,
die wâhrend der letzten zehn Jahre zu bedeutenden Benutzern
von coinputern geworden sind. lrlâhrend der 60er Jahre wuchs
die Beschâftigung bei Banken und versicherungen in Deutsch-
land und in Grossbritannien jâhrlich um mehr ars 3 prozent
und in Frankreich sogar um mehr als 6 prozent. seit rg74
hat sich die !ÿachstumsrate auf 0,6 prozent in Grossbrit,annien
und 3 Prozent in Frankreich verlangsamt, und in Deutschrand
ist die Beschâftigung sogar zurückgegangen. Dies ging in
ei-ner zeit des lrlachstums der Nachfrage nach Bankdienstlei-
stungen vonstatten.

was jedoch wirklich zu sorge Anlass gibt, ist die Tatsache,
dass diese fühlbaren verluste von Arbeitsplâtzen in be-
stimmten Bereichen nicht durch ein !{achsturn der Beschâft.i-
gung in anderen Bereichen der !{irtschaft ausgeglichen werden
konnten. Dies hat für die Aushandrung von Rationalisierungs-
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schutzabkommen ein sehr ungünstiges Klima geschaffen. Arbeits-
platzsicherung und Erhaltung des geschâftigungsniveaus sind
daher von den Gewerkschaften in fast allen der im nâchsten
Kapitel untersuchten Lânder als wichtigstes Anliegen be-
trachtet worden. I{ie jedoch bereits betont wurde, haben
die meisten Reaktionen der Gewerkschaften dj-e Beschâftigung
mit den bestehenden Arbeitsplâtzen, die es zu verteidigen
gaIt, gleichgesetzt. Vor diesem wirtschaftlichen Hintergrund,
der wâhrend der letzten fünf Jahre vorherrschte, \4rar es
wesentlich schwierigêr, auf Unternehmens- oder Branchen-
ebene eine Politik zugunsten der Schaffung neuer Arbeits-
p1âtze zu verfolgenr üm diejenigen Arbeitsplâtze, die durch
natürLichen Abgang vernichtet worden hraren t z! ersetzen.

QUAL]FIKATIONSNTVEAU

Die Aufmerksamkeit der Gewerkschaften hat sich jedoch nicht
nur auf das Beschâftigungsniveau gerichtet, sondern auch
auf die Eaktoren, die sich auf die Qualitât der Arbeit aus-
wirken. Die Bestimmung oder das Messen der qualitativen As-
pekte der Arbeit ist ein in starkem Masse subjektiver Prozess,
jedoch nehmen in der Praxis Arbeitnehmer Beurteiiungen zu-
friedenstellender und unbefriedigender Aspekte der
Arbeit vor, und eine betrâchtliche Anzah1 von Erfahrungen
ist für die Untersuchung dessen, \^ras die Qualitât einer
Tât,igkeit bestimmt, gesammelt worden. Daraus geht hervor,
dass die Qualitât des Arbeitsplatzes vor a1lem nach fol-
genden Hauptmerkmalen beurteilt wird: Inhalt der Arbeit;
der Sinn der Arbeit; der damit verbundene Lernprozessi das

Arbeitsmilieu; die Sicherheit des Arbeitsplatzes; sozial-e
Kontakte; Prâmien und Auswj-rkungen auf die Freizeit. Zu den

wesentlichen Eaktoren, die mit dem Inhalt der Arbeit zu tun
haben, zâhlen die erforderlichen Fachkenntnisse, die Ver-
antwortung:, die Freiheit von Überwachung, das eigene Be-
stimmen des Arbeitstempos. Bei der Beurteilung, ob eine
Arbeit sinnvoll ist, ist es für den Arbeiter wichtig, dass
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er erkennt, \^/elche Rolle seine Arbeit im Rahmen des ge-
samten Produktionsprozesses und hinsichtllch des Endpro-
duktes spielt.

Die Einführung neuer Technologien berührt alr diese Aspekte
der Arbeit, unabhângig davon, ob sie sich als Verânderung
des Produktionsprozesses oder als Erstellung einer Dienst-
leistung auswirkt oder in einer Ànderung des Endprodukts.
!{enn, wie bereits betont wurde, die Einführung neuer Techno-
Iogien darin liegt, die Produktivitât zu steigern, dann
kann die Mikroelektronik dazu verwendet werden, zahlreiche
unqualifizierte und repetitive tâtigkeiten zu beseitigen,
aber sie kann auch dazu eingesetzt werden, qualifizierte
Arbeiten zu normen und sie ihrer Qualifikation zu berauben.
Die Normung führt zu einer Konzentration der erforderlichen
Fachkenntnisse in einer begrenzten Anzahl neuer Berufe, die
im wesentlichen in den Dienstleistungsbereichen der Planung
und der Produktion geschaffen werden. Diese neuen qualifi-
zierten Tâtigkeiten hângen oft mit Computern zusarnmen.

Die Informatik, die auf der Mikroelektronik aufbaut, ermôg-
Ilcht die automatische Steuerung von Prozessen dadurch,
dass bedingte Logik elektronisch ausgeführt wird. Bei einer
Anwendung auf Herstellungsprozesse besteht das !{esen be-
dingter Logik vor allem in den Fachkenntnissen. Der Dequa-

lifizj-erungsprozess kann an der Ro1le ej-nes Computerspezia-
listen, wie zum Beispiel elnes Systemanalytikers, beobachtet
werden, dessen Tâtigkeit darin besteht t zu bestimmen, weLche

Aufgaben automatisiert werden und welche in einem computer-
gesteuerten System von Menschen ausgeführt werden solIen.
Die Tâtigkeit des Systemanalytikers besteht darin, den

Bereich der Entscheidungen, die von einem qualifiziert,en
Arbeitnehmer bei der Ausführung einer Tâtigkeit get,roffen
werden, in ihre wesentlichen logischen "Ja-Nein"-Elemente
zu zerLegen. Normal-erweise sind die Aufgaben so komplLzLerE,
dass sle in Modelle gebracht werden müssen. Sobald das

"Verhalten" eines Facharbeiters auf dem Papier steht,, kann
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ein Programm entworfen werdenr ürn das Verfahren zu auto-
matisieren, und die Fâhigkeiten kônnen elektronisch ausge-
führt und wlederholt werden.

Bis zu der Entwicklung der Mikroelektronik waren die Kosten
für den Computeraufwand zu hoch r ürn selbst die e j-nfachst,en

Fâhigkeiten zu automatisieren, aber dies ist nun anders ge-
worden. Es ist dennoch immer noch schwierig, frühere kom-
plexe manuelle Tâtigkeiten vollstândig zu automatisieren,
und daher wird der Mensch immer noch hâufig benôtigtr ürn

mit einem automatischen System zusammenzuwj-rkenr ürn entweder
einen Ab1auf zu überwachen oder um als Lieferer von Infor-
mation für das System zu dienen, \^ras jedoch j-m Grunde eine
entqualifizierte Tâtigkeit ist.

Dieser Prozess des Abnehmens von Fachkenntnissen führt auch
zu einem verânderten Verstândnis in bezug auf die Fachkennt-
nisse selbst. Bei den manuellen oder mechanischen Techniken
beruht die Fachkenntnis oft auf Erfahrung, für die lange
Lehr- oder Ausbildungszeiten erforderlich sind. Mit dem Auf-
kommen einer neuen Technologie kommt es zu einer Verlagerung:
die Fachkenntnis beruht nun nicht mehr so sehr auf Erfahrung
a1s vielmehr auf analytischen beziehungsweise logischen
Fâhigkeiten.

Ein Beispiel dafür findet man in fndustriezweigen, die trIerk-
zeugmaschinen verwenden. Die ersten numellsqh gesteuerten
Werkzeugmaschinen wurden in den 5Oer .fahren entwickelt. Diese
Maschinen wurden mit Hilfe von Bit-Prograrnmen betrieben,
die auf Papier- oder Magnetbândern in die Maschine einge-
führt, wurden. Die MikroelekLronik senkte nun die Rechenkosten,
und dadurch konnte die numerische Computersteuerung (CNC)

eingeführt werden, bei der ein Mj-nicomputer eine Maschine
oder eine Gruppe von Maschinen steuert und den Aufgaben ent-
sprechend programmlert ist. Im Durchschnitt macht gegenwârtig
die Computersteuereinheit einer CNC-Maschine etwa I0 Prozent
der Gesamtkosten der Maschine aus, wobei die Kostensenkungen
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bei der Steuereinhej-t aufgrund der Fortschritte der Mikro-
elektronik wirksam die inflationsbedi :gten Kostensteige-
rungen für die übrige l{aschine ausgeg Lichen und so die Preis-
differenz zwischen CNC-Maschinen und ;rerkômmlichen Maschinen
verringert haben. CNC-Maschinen werde::r in der Tat nunmehr
als preisgünstige Maschinen angesehen.

In den meisten Industriestaaten geniessen die Facharbeiter,
die an konventionellen Werkzeugmaschinen in der Kleinserien-
produktion tâtig sind, innerhalb der [Iierarchie der manuel].en
Berufe traditionsgemâss ein hohes Ansehen. Ihre Tâtigkeit'
erfordert umfangreiche Eachkenntnisse und eine lange Aus-
bildungszeit. Zu den Aufgaben dieses Facharbeiters gehôren
die Mitwlrkung bei der Planung der He::ste1lung elnes ÿ,lerk-
stücks, die Einstellung der Maschine sowie die überwachung
der Arbeitsweise und der Arbeitsgeschv,rlndigkeit der Maschine,
entsprechend den jeweils sich verândernden Faktoren, zum

Beispiel der Qualitât des MetaLls. Obvrohl dj.ese Àrbeit die
Kommunrkation mit dem Management und dem Konstrukteur eines
lrlerkstücks einschliesst, behâIt der Facharbeiter dabei ein
hohes 'ass an Entscheidungsfreiheit und eigenem Spielraum
bej- se:.ner Tâtigkeit.

Aileroings j(ann die Einführung numerisch computergesteuerter
!{erkzeugmaschinen (CNC) auch als eine Innovation der Her-
steilungsverfahren betrachtet werden, die zur Verdrângung
von Facharbeit führt. Die Fachkenntnis des lqannes an der
Maschine werden durch den Analytiker oder Programmierer in
ihre iogischen Bestandteile zerlegt, und der Computer wird
dann 5r: programmiert, dass er die Arbeit der Maschine auf
dnnirche lrleise steuert, wie es der Arbeiter getan hat. Die
Überwachung der Werkzeugmaschine geht vom Facharbeiter auf
den Systemspeziaiisten über, der dessen Fachkenntnissé ana-
lysrert. Die Tâcigkeit des Facharbeiters an der Werkzeug-
maschine wird umgewandelt in die Überwachung oer computer-
gesteuerten AnJ.age - eine Aufgabe, die mit zunehmender Zu-
verlâssigkert der numerischen computersteuerung ebenfalrs
werrgehend eiiminiert werden wird.
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CNC-Maschinen werden daher oft mit dem

Facharbeiter einsparen helfen auf den

in Anzeigen dargestellt und verkauft.

Argument, dass sie
Macht gebracht,

Eine wichtige künftige Entwicklung wird die Kombination
von computergesteuerten Werkzeugmaschinen mit computerj--
sierten Planzeichnungsverfahren sein (CAD). Dies wird
auch die Zusammenarbeit zwischen dem Arbeiter an der Ma-

schine und dem Konstrukteur wâhrend des Planungs- und Ent-
wurfsstadituns überflüssig machen. Das tlerkzeug kann bereits
1m Entwurfsstadlum vorbereitet werden, indem der Computer

die Einstell-daten für die lrlerkzeugmaschine festlegt. In
einer automatisierten hlerkzeugmaschinenhalle wird folglich
die Tâtigkeit des Facharbeiters nach einiger Zeit über-
f1üssig werden.

Manche Kommentatoren sind der Auffassung, dass die durch
die Standardisierung der Eacharbeit hervorgerufene Abnahme

der Qualifikation die nâchste Phase der Automation vorbe-
reitet, in der auch diese Arbeitsplâtze eliminiert werden.

In Japan gibt es Forschungsprogramme mj-t dem ZieI, di-e

unbemannte Fabrik zur Herstellung von Maschinenteilen !,lirk-
lichkeit werden zv lassen. Solche Porschung wird auch in
einer Anzahl westeuropâischer Lânder betrieben.

Die Auswirkungen der Einführung von numerischen computer-
gesteuerten Maschinen (CNC) auf die Facharbeit kônnen jedoch
je nach den Umstânden und Zielen der Einführung variieren.
Dortr wo die numerische Computersteuerung eingeführt wird,
um grôssere Flexibilitât und eine verbesserte Konstruktion
des Produkts zu gewâhrLeisten, ist eine ausgesprochen zeî-
tralisierte Form der Arbeitsorganisation wohl nicht wiinschens-

wert. Durch die Einführung der CNC-I,laschj-nen ergeben sich
unterschiedliche organisatorische Optionen. Da die Rechen-

kosten durch die Mikroelektronik gesenkt wurden, ist die
Datenverarbeitung bereits bis in den Bereich der Werkzeug-



19

maschinen vorgedrungen. Das bedeutet, dass Arbeitsprogramme
an den einzelnen Maschinen zusammengestellt und geândert
werden kônnen, indem von Hand Daten eingefüttert werden.
Bei zentralisierten Systemen numerisch computergesteuerter
Werkzeugmaschinen, wie sie am Anfang dieses Kapitels er-
wâhnt wurden, müsste jede Ânderung des Programms von ej-nem

Computerprogrammierer in elner Datenverarbeitungsabtej-1ung
durchgeführt werden. In der Praxis ist es jedoch môglich,
dass der Arbeiter an der Werkzeugmaschine Programmânderungen

vornimmt, sofern er eine Grundausbildung im Computerpro-
grammieren hat. Im FaLl von Kleinserienproduktion oder ver-
hâltnismâssig problemlosen Produktionserfordernissen ist
es durchaus môglich, dass numerisch computergesteuerte
Maschinen in der !{erkshalle programmiert werden. So1che A1-
ternativmôglichkeiten führen nicht nur zu einem flexibleren
Produktionssystem und einem besseren Endprodukt, sondern
auch zu einer Steigerung der Qualifikation des Facharbeiters
durch hinzugewonnene Kenntnisse im Computerwesen.

In Norwegen und Schweden konnten dle Gewerkschaften durch
Verhandl-ungen in bestimmten Unternehmen erreichen, dass
dem Maschinenschlosser zusâtzlich die Aufgabe der program-

mierung von CNC-!{erkzeugmaschinen übertragen wurde. Dies
erforderte die Umschulung des CNC-Bedienungspersonals r ürrl

ihm zusâtzliche Computerkenntnisse zu vermitteln, sowie die
Umstrukturierung der Organisation r ürn dem t{erkstattpersonal
Zugang zum computerisierten Produktions- und Lagerhaltungs-
system zu geben. In einer norwegischen Fabrik erhielten fiinf
Maschinenschlosser eine einjâhrige Ausbildung im Programmieren
von Computern, wodurch sie auf i.ie Arbelt in einer CNC-!{erks-
halle vorbereitet wurden.

Aus Grossbritannj-en berichten die Gewerkschaften, dass in
einigen FâIlen Maschinenschlosser aufqrund ihrer Tâtigkeit
an CNC-Maschinen und durch Gesprâche mj-t den Ingenieuren,
die die Anlage eingerichtet hatten, Kenntnisse im Vorbereiten
von Computerstreifen erworben haben. Dies geschah ohne
jegliche formale Computerausbildung, firhrte aber dazu, dass
die Arbeitnehmer eine erweiterte Ausbirdung und die über-
tragung der Programmierungstâtigkeit auf die Maschinen-
schlosser forderten.
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Ein weiteres Beispiel für eine im wesentlichen substitutive
Form der Innovation in der Verarbeitung, die zu einer Ab-
nahme der fachlichen Qualifikation führt, zeigt sich bei
der Umstellung vom maschinellen Bleisatz auf den computer-

I esteuerten Lichtsatz in der Druckindustrie. Diese Um-

stellung wurde erst wirtschaftlich durch die Senkung der
Computerkosten, hras wiederum eine Folge der Mikroelektronik
virar. Mikroprozessoren werden auch für verschiedene unter-
geordnete Steuerungsfunktionen beim Druckverfahren, wie
Druck- und Farbstârke, herangezogen.

Angesichts der schweren wirtschaftlichen Problemer vor
denen die Zeitungsindustrie in den meisten europâischen
Lândern steht, rückt die neue Technologie immer mehr in
den Mittelpunkt des Interesses. Der Computersatz ermôglicht
Vorbereitung, Korrektur und Umbruch des Textes mit Hilfe
eines Bildschirmgerâts (VDU) .

Bei einem Beispiel (8) der Umstrukturierung der Beschâfti-
gung infolge der Umstellung auf Computersatz sank die Gesamt-

zaht der Beschâftigten in der Spâtschicht einer Zeitungs-
druckerei in einem FaIl von 52 auf 29. Zwôl-f Setzer wurden

durch fünf Bildschirmtextbearbeiter ersetzt, zehn Korrek-
toren durch weitere fünf Bildschirmbearbeiter, und fünfzehn
Arbeitsplâtze beim Umbruch wurden auf sieben Arbeitsplâtze
reduziert. Bei allen Tâtigkeiten, die mit Satz, Korrektur
und Umbruch zu tun hatten, handelte eS sich im wesentlichen
um hochqualifizierte Berufe mit hohem Lohnniveau und einem

hohen Mass an persônlicher Gruppendisziplin sowie einer
langen Lehr- oder Ausbildungszeit. Sie sind durch die wesent-

lich niedriger einzustufende Bildschirmarbeit ersetzt worden,

die lediglich Grundkennt.nisse j-m Maschinenschreiben erfordert.
In einigen Bereichen sind Fachkrâfte gânzlich eliminiert
worden, da die Journalisten ihre Texte direkt in das Compufer-

system einfüttern. Allerdings werden im Bereich der Daten-

verarbeitung auch neue ArbeitspLâtze für Fachkrâfte geschaffen.

Die Reaktionen auf diese Probleme im Rahmen von Tarifver-
handlungen werden im nâchsten Kapitel behandelt.
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Wie schon aufgezei-gt- wurde, wird die Mikroelektronik zt)
einem noch grôsseren Einsatz der elektronischen Datenver-
arbeitung auf dem Dienstleistungssektor führen und eine
Reihe von Dlenstlej-stungen erfassen, in denen die Automa-
tisierung bisher nicht môglich urar. Besondere Aufmerksam-
keit gilt heute den Auswirkungen der Mikroelektronik auf
die Büroarbeit. In diesem Bereich wird der Verdrângungs-
effekt vorherrschen, da die Mikroelektronik eine Reduzj-erung
der Computerkosten sowie die automatische Verarbeitung von
Text,information, die bj-sher manuell erfolgte, ermôglicht.
Textverarbeitungsgerâte werden in den meisten Industrie-
staaten bereits in grosser Zahl verkauft, und sie werden
in den 80er Jahren spürbare Auswirkungen auf die Büroarbeits-
plâtze haben.

Einer der wichtigsten Büroberufe ist. der der Sekretârin.
Die Sekretariatsarbeit umfasst vor al1em zwei Tâtigkeiten:
die Erledigung der Korrespondenz, die viel Arbeit an der
Schreibmaschine mit sich bringt, und Verwaltungsarbeiten,
Die genaue Beschreibung des Arbeitsplatzes richtet sich
danach, wieviel Zeit auf Korrespondenz bezLehungsweise Ver-
waltungsarbeit verwendet wird. Im allgemeinen werden Ver-
waltungsarbeiten hôher bewertet als die reine Schreib-
maschj-nentâtigkeit, obwohl auch das Maschj.nenschreiben
Geschicklichkeit im Hinblick auf Layout und Sorgfalt der
Arbeit erfordert.

Die Einführung von Textverarbeitungssystemen wirkt sich
auf das Qualifikationsniveau der Sekretariatsarbeit in
zwelfacher !{eise aus. Einmal kann sie zu ej-ner Anderung der
Arbeitseinteilung führen, nâmlich zur Aufspaltung in Schreib-
arbeit und Verwaltungsarbeit. Zum anderen macht sie bei der
Schreibkraft andere Fachkenntnisse erforderlich.

Die Einfi"rhrung von Text,verarbeitungsgerâten erfotgt oft in
Form von eigens eingerichteten Textverarbeitungsabteilungen,
die dann den Grossteil der innerhalb einer Organisation an-
fallenden Schreibarbeit zu bewâltigen haben. Diese Gerâte
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kônnen intensiver arbeiten als das herkômmliche Sekretariat.
Damit ist eine maximale Nutzung der Kapitalinvestitionen ge-

wâhrleistet. Die andere Arbeitseinteilung führt zu einer
fachlich geringeren Qualifikation des Textverarbeiters ver-
glichen mit der der herkômmlichen Sekretârin, denn die neue

Tâtigkeit besteht hauptsâchlich im Bed,ienen einer Tastatur
und umfasst nicht mehr die verschj-edenartigen Aufgaben der

Sachbearbeitung. Der Kontakt zwischen Schreibkrâften und

Autoren nimmt ebenfalls âb, weil das Mat,erial nur noch über

den Leiter der Textverarbeitungsabteilung lâuft, der auch

für etwaige Rückfragen zustândig ist.

Die hier beschriebene Organisationsstruktur stellt nur eine

unter vielen Môglichkeiten für die Einfirhrung eines Text-
verarbeitungssystems in einer Organisation dar. Eine ameri-
kanische Untersuchung (9) über die Einfirhrung von Textver-
arbeitungssystemen beschreibt vier verschiedene Organisations-
formen. Die erste wâre das zentral-verwaltete System innerhalb
eines Unternehmens, bei dem sâmtliche Korrespondenzsekre-

târinnen in einem Textverarbeitungszentrum zusammengefasst

sind, \lro aIIe innerhalb des Unternehmens anfallenden Schreib-
arbeiten durchgeführt werden. Eine Alternative wâren Neben-

zentren mit Schreibkrâften, die über spezielle Schreibkennt-
nisse verfügenr ürrd in denen sowohl Sachbearbeit,er als auch

Korrespondenten untergebracht sind.

Eine dritte Form wâre ein Reservezentrum, auf das herkômmli-

che Sekretârinnen bei Arbeitsüberlastung zurückgreifen kônnen.

Die vj-erte Organisationsform wâre ein dezentralisiertes
System, bei dem die Textverarbeitungsgerâte in den normalen

Abteilungen stehen und bei dem es weniger Trennung zwischen

Sachbearbeitungs- und Korrespondenztâtigkeit gibt. Je weniger

zentralisiert ein System ist, desto gerj-nger ist die einge-
tretene Polarisj-erung der Fachkenntnisse.
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Die Textverarbeitung führt auch zu einer verânderten fach-
lichen Ausrichtung der Schreibkraft. in bezug auf Layout,
Genauigkeit, Ausführung und Korrektur der Arbeit sind wenJ-ger

Kenntnisse erforderllch, da die Maschine all diese Tâtig-
keiten übernimmt. Àllerdings sind für den Betrieb des Gerâts

ausser Maschinenschreiben noch zusâLzliche Fertigkeiten er-
forderlich. Normalerweise muss eine Schreibkraft ein bis
zweL Wochen geschult werden, um die Textverarbel-tung zv

erlernen. Dort, Wo die Arbeit auch das Schreiben von Stan-

dardtexten beinhaltet, kann sie zu einem grossen Teil auto-
matisiert werden, und die Arbeit der Schreibkraft verliert
weiter an Wert. So bedarf es beim Schreiben von Standard-

briefen môglicherweise bloss einer einfachen Codierungsarbeit.

FaLlstudien haben gezeigt, dass gute und erfahrene Schreib-
krâfte in der Einführung von Textverarbeitungsgerâten eine

Abwertung ihrer Arbeit sehen, wâhrend jüngere Schreibkrâfte
dies als Aufwertung empfinden, r,,reiI es ihnen die Môglich-
keit gibt, ein komplexeres Gerât zu bedienen. Eine britische
Angestelltengewerkschaft (I0) will jedoch herausgefunden

haben, dass die Textverarbeiter, nachdem der Neuheitseffekt
des Textverarbeitungsgerâts abgeflaut ist, desillusioniert
sind und die Nachteile einer verstârkten Spezialisierung
deutficher empfinden. Dies wird auch durch gewerkschaftliche
Erfahrungen in anderen Lândern bestâtigt.

Bei der Einführung der Bürotechnik gibt es in bezug auf

die Arbeitseinteilung durchaus verschj-edene Môglichkeiten.
Die Entschej-dung, ob man eine streng zentralisierte Text-

verarbeitungsabteilung schaffen soll, die nur für die Korre-
spondenz zustândig j-st, wâhrend die einzelnen Abteilungen
über eigene Sachbearbeiter verfügen, ist keine technische,
sondern eine soziale Entscheidung. Eine gleichermassen brauch-
bare Organisationsform wâre die, dass die Textverarbeitungs-
gerâte auf Gemeinschaftsbasis benutzt werden, so dass der

Umfang der Korrespondenzarbeit mehrerer Sekretârinnen ver-
ringert werden kônnte und ihnen damit mehr ZeLL für die
Verwaltungsarbeit bliebe .
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Angesichts der sinkenden Kosten für Textverarbeitungsgerâte
wird das ôkonomische ZLeL der stândigen maximalen Ausnutzung

dieser Gerâte in der Zukunft wohl weni-ger vorrangig sein.
Solange jedoch keine besonderen Anstrengungen unternommen

werden, einzelne Arbeitsaufgaben zu verbessern und Verwal-
tungs- und Schreibtâtigkeiten gleichmâssig zu vertei-Ien,
wird die Qualitât der Arbeitsplâtze wohl kaum verbessert.
Die Einführung von turnmâssigem Ï{echsel in einer Schreibzeî-
t,rale, in der die wahrgenommenen Aufgaben zwischen verschie-
denen monotonen Tât.igkej-ten abwechseln, erhôht nicht die
Arbeitszufriedenheit. Dariiberhinaus gibt es Ànzeichen dafür,
dass der Stress zunimmt, vrenn es zu oft 2u !{echseLn kommt.

Beispiele für die fachliche Abwertung zeigen sich auch dort,
wo die Mikroelektronik in Produkte eingebaut wird. Eine der
wichtigsten Auswirkungen auf die Beschâftigung infolge der
neuen Technologie zeigte sich in den Industriezweigen, die
Produkte herstellen, bei denen mechanlsche oder elektrome-
chanische Bauteile ersetzt wurden.

Die deutschen Gewerkschaften haben eine Anzahl von Beispielen
der Auswirkungen der fachlichen Abwertung von Berufen auf dle
Arbeitgeber- Arbei tnehmerbe ziehungen im Maschinenbau geliefert.
In einigen FâIlen kam es zu Herabstufungen von Fliessband-
arbeitern um bis zu vj-er Stufen in einem System von insge-
samt zwôIf Stufen. In anderen Fâllen gelang es der Gewerk- |
schaft, di,e Herabstufung auf zwei Stufen zu begrenzen, und

in einem FalI kam es zu einem Streik gegen Herabstufungen,
hroran sich eine Aussperrung von mehreren hunderttausend Arbeit-
nehmern anschloss.

Bei einer L977 j"m Auftrag der OECD durchgefiihrten interna-
tionalen Untersuchung von Elektrounternehmen (ff1 wurde festge-
stellt, dass di-e fachlichen llrfordernisse in Unternehmen, die

Halbleiter herstellen, scLurell zurückgingen und dass die Herstellung
von Chips mit grosser Integrationsdichte (LSI) einem chemischen
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Verfahren immer âhnlicher wurde. Der Bericht stellte ab-
schl"iessend fest, dass es zu einer Polarisierung zwischen
dem hochqualifizierten Konstruktions-, Erprobungs- und

Kontrollpersonal auf der einen Seite und den die Maschinen

bedienenden ungelernten Arbeitskrâften auf der anderen Seite
komme, wobei die halJcgualifizierten Arbeitskrâfte gànzlich
eliminiert würden. Viele der befragten Firmen meinten, dass

die Polarisierung der Facharbeit durch den Transfer von

ungelernter Arbeit in überseeische Fliessbandprodukti-onen
zustande kommer so dass der Eindruck entstehe, die Entwicke-
lungen auf dem heimischen Beschâftigungsmarkt seien die Folge
der Schaffung einiger weniger hochqualifizierter Arbeits-
p1âtze.

Die folgende Graphik I (nâchste Seite) zeLgt die Verânde-
rungen innerhalb der Belegschaft im Bereich der elektronischen
Komponenten infolge der Umstellung auf LSI. Zrt einer beruf-
Lichen Abwertung ist es aufgrund der Ersetzung elektromecha-
nischer Systeme durch elektronische auch im Bereich der
lrlartung gekommen. Die !{artungsanforderungen elektronischer
Systeme liegen \^regen der geringeren Anzahl von Bestandteilen
und beweglicher Teile, sowie der Môglichkeit der Selbstdia-
gnose von Fehlern niedriger als die elektromechanischer Aus-
rüstungen. Dies kann zu dem Verlust von Fachkenntnissen bei
dem früher hochqualifizierten Beruf des lrlartungselektrikers
führen. Irgendhrann wird die lrlartung zu der relativ einfachen
Tâtigkeit der Ersetzung fehlerhafter Bauteile. Gleichzeitig
wird jedoch im Wartungsbereich eine Anzahl hôherqualifi-
zierter Arbeitsplâtze im Bereich der Elektronik geschaffen,
wie nachstehend dargestellt wird.

Iÿie bereits obenstehend in diesem Kapitel festgestellt, kann

die Anwendung von Mikroelektronik zu einer Konzentration der
erforderlichen Fachkenntnj-sse innerhalb einer begrenzten
ZahI neuer Arbeitsplâtze führen, die überwiegend computer-
bezogen sind. Die Fachkenntnj-sse, die im Bereich der Mikro-
elektronik in zunehmendem Masse gefragt sind, kônnen in
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drei Hauptgruppen eingeteilt werden. Erstens besteht wach-
sende Nachfrage nach Kenntnissen im Maschinenbau, vor allem
im Bereich der Elektronik, r^rozu auch Kenntnisse im Bereich
von Steuerungr. Produktion und mechanischen Systemen gehôren.

ZweLtens besteht ein zunehmender Bedarf an Fachkenntni-ssen
in den Bereichen Logik, Systeme und Softvilare. Drittens
herrscht Bedarf an allgemeinen Kenntnissen hinsichtlich der
nicht spezialisierten Datenverarbeitung.

In den Anfangszeiten der Computerj-sj.erung, den Zelten der

Grossrahmencomputer, entstanden j-n den Bereichen der Daten-

aufbereitung und Dateneingabe zahlreiche halbqualifizierte,
iiberwiegend repetltive Berufe. Die Ein- und Ausgabe von

Daten mittels Tastatur und Bildschirm haben die Arbeitsplâtze
in diesem Bereich weitgehend eliminiert, da die direkte Ein-
gabe und Abrufung von Informationen durch den Computerbe-

nutzer selbst erfolgt. Die reine Dateneingabetâtigkeit, die
keine anderen Arbeitsvorgânge umfasst, wird allgemein immer

noch gering bewertet.

Die neuen fachlich qualifizierten Arbeitsplât.ze entstehen
vielleicht nicht in denselben Unternehmen oder Sektoren, in
denen Arbeitsplâtze aufgelassen oder herabgestuft \^,erden.

Computerfachleute werden vor allem in drei Bereichen be-

schâftigt: erstens in Organisationen, die bei ihren Produk-

tionsverfahren Computer oder Mikroelektronik einsetzen;
zweltens auf dem Sektor der Computer- oder Mikroelektronik-
herst,ellungi drittens in dem schnell expandierenden Sektor
der Computerdj-ensleistungsunternehmen, die Beratung, ZeLl-
multiplexverfahren, !{artung und so weiter einschliessen.

Eine japanische Untersuchung (13) befasst sich mit der Be-

schâftigungslage in Unternehmen, die mikroelektronische Aus-

rüstungen herstellen oder verwenden. Daraus geht hervor,
dass neue, hochqualifizierte Arbeitsplâtze im Entwicklungs-
und Konstruktionsbereich derjenigen Unternehmen geschaffen

wurden, die automatisierte Ausrüst.r:ng und Betriebsmittel



28

herstellen, wâhrend in den Unternehmen, die diese Ausrüstungen

nur verhrenden, Arbeitsplâtze von Facharbeitern wie von un-

gelernten Arbeitskrâften verlorengegangen sind. Dieselbe

Untersuchung schâtzt, dass es zwischen L972 und 1985 üJ

einer Zunahme von jâhrlich L2 Prozent bei der Nachfrage nach

Softwarespezialisten kommen wird.

Die in diesem Kapitel bereits erwâhnte Untersuchung in der
Bundesrepublik DeutschLand hat gezeLgL, dass die Einführung
von Industrierobotern einen Nettoanstieg an qualifiziertem
Personal in den betroffenen Bereichen zvr Folge hatte, wâhrend

es gleichzeitig zu einem wesentfich grôsseren Abgang beim

nichtqualifizierten Personal kam. In âhnlicher Weise zeigten
Falluntersuchungen im Druckereigewerbe, dass es nach Ein-
firhrung des Computersatzes zu einer vermehrten Einstellung
qualifizierter Datenverarbeiter, gleichzeitig aber zur Ver-
drângung gelernter Schriftsetzer und Metteure gekommen ist.

Der gleichzeitige Rückgang des Bedarfs an herkômmlichen
Fachkenntnissen und der zunehmende Bedarf an neuen Fach-
kenntnissen zeLgL sich auch im Wartungs- und Reparaturbereich.
Wie bereits aufgezeLgl, geht der Bedarf an Wartungs- und

Reparaturelektrikern in dem Masse zurück, in dem elektrome-
chanische Anlagen durch miktroelektronj-sche ersetzt werden.

Obwohl der Wartungs- und Reparaturgrad bei elektronischen
Anlagen geringer ist als bei elektromechanj-schen Gerâten,
wird es angesichts der automatisierten Fabrik dennoch zrt

einem wachsenden Bedarf an lrlartungsingenieuren mit elektro-
nischen Fachkenntnissen, insbesondere aber mit Fachkenntnissen
in der Pneumatik und Hydraulik, kommen.

Ob die Mikroelektronik nun eine Aufwertung des Arbeitsplatzes
oder aber dessen Herabstufung mit sich bringt, hângt zum

TeiI davon ab, welche Môglichkeiten zur Umschulung auf Elektro-
nik und Computeru/esen den überflüssig gewordenen lt{itarbeitern
geboten werden. Es liegt jedoch auf der Hand, dass die mit
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Umschulungsprogrammen verbundenen Probleme bei âlteren
Mitarbeitern grôsser sind. Die Frühpensionierung unter
Beibehaltung des Einkommenniveaus mag in manchen Fâllen
die beste Lôsung zu Milderung der sozialen Auswirkungen

der neuen Technologie auf âltere Arbeitnehmer sein. Zudem

existieren môglicherweise strukturelle Barrieren zr{ischen

den verschiedenen Sektoren des Arbeitsmarkts, und die Tat-
sache, dass es sich bei den eliminierten Arbeitsplâtzen
um manuelle Facharbeit handelt, bei den neugeschaffenen

hingegen um Angestelltenp|âtze mit technischen Qualifika-
tionen, ilâ9 zu weiterer Immobilitât. firhren. Auch Unterschiede

zwischen den verschiedenen Technologien spielen eine

Rol1e, denn Maschinenbauingenieure müssen nicht unbedingt die
besten Elektronikingenieure sein.

Âltere Arbeitskrâfte sind durch die Einführung der neuen

mikroelektronischen Technik besonders hart betroffen. Für

sie wird es problematisch, wenn sie sich von Mechanik- auf
Elektronikkenntnisse umstellen müssen. Zwat gibt es verschie-
dene Môglichkeiten hinsichtlich der Auswirkungen der Qualifi-
kationsânderungen, aber auch dann liegt die Gefahr hoher

Dauerarbej-tslosigkeit bei âlteren Arbeitnehmern besonders

nahe. Die Gewerkschaften haben sich daher bemüht, für
âltere Arbeitnehmer die Môglichkeit einer flexiblen und

fri:hzeitigen Pensionierung mit zufriedenstelLendem Einkommen

aus zuhandeln .

Der schnell wachsende Bedarf an computerorienterten Fach-

kenntnissen hat EroLz schnell- zunehmender Arbeitslosenzahlen
zu einem allgeneinen Mangel an einschlâgigen Fachkrâften ge-

führt.. Eine amtliche Untersuchung in Grossbrj-tannien (I4)
stellt.e fest, dass 1980 bei insgesamt 275.000 Arbeitnehmern
mlt computerorientierten Fachkenntnissen ein dringender
Sofortbedarf von weiteren 25.000 existierte. Der Computer-

zulieferindustrie fehlten I6. 000 Computerprogrammierer und

Systemanalytlker (ein Fehlbestand von I5 Prozent) sowie

6 Prozent der benôtigten El-ektronikingenieure. Schâtzungen
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zufolge ist die Lage auf dem Arbeitsmarkt für
sonal in Frankreich und in der Bundesrepublik
âhnlich.

Computerper-
Deutschland

Die Zunahme der akademischen und technischen Berufe i-n den

Industrielândern ist nicht neu und nicht ausschliesslich
auf die Entwicklung der Mikroelektronik zurückzuführen.
Wâhrend der 6Oer Jahre wuchs die ZahI der Beschâftigten
in akademischen und techni-schen Berufen in Grossbritannien
von 2.t auf 2.5 Mio, in Frankreich von I.5 auf 2.L Mio und

in der Bundesrepublik Deutschland von I.8 auf 2.3 Mio.

Dennoch argumentieren einige Kommentatoren, dass wâhrend

der 8Oer Jahre die MikroeLektronik dieser Entwicklung zu'
sâtzliche Anstôsse verleihen wird. Der berufliche Struktur-
wandel der Beschâftigung hat einen Beobachter, Herbert Simon,

zu dem Argument veranlasst, dass technologischer T{andel im

allgemeinen und die Computertechnik im besonderen auf die

Qualitât, des Arbeitslebens positive Auswirkungen gehabt

haben (15). Er behauptete, dass, \^,enn der Anteil der Ma-

schinenarbeiter und Bürokrâfte an der Erwerbsbevôlkerung

zurückgeht und derjenige der akademischen und technischen

Berufe wâchstr ês zu einer Nettozunahme der Berufszufrj-edenheit
kommen müsse, \^renn sich die Berufswünsche nicht ânderten,

da die letztere Gruppe normalerweise ihre Tâtigkeiten hôher

einschâtzt. Auf diese lrleise, behauptet êrr kônnten die neuen

Technologien Auswirkungen auf eine Humanisierung der Arbeit
haben.

Dieses Argument berücksichtigt jedoch nicht die Auswirkungen,

die der technologische lrfandel auf die Verânderung der Qua-

litât von tâtigkeiten innerhalb der gleichen Berufsgruppen

haben kann. Es gibt in der Tat Hinweise darauf, dass die
Entwicklungen bei der Software j-n zunehmendem Masse zu der

Abwertung von Fachkenntnissen im Bereich der Datenverarbeitung

fiihren. Ein anderer von der britischen Regierung in Auftrag
gegebener Bericht (I6) deutete darauf hin, dass j-n Zukunft

computerbezogene Beschâftigung in drei konzentrischen Kreisen
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angesiedelt werden kann. Der innerste Kreis wj-rd aus den

Spezialisten bestehen, die die Software für die Program-

mierung von Subsystemen entwj-ckeln. Der mittlere Kreis wird
aus den Tngenieuren und denjenigen bestehen, die die Sub-

systeme zu Gesamtj-nformationssystemen verarbeiten. Der

âussere Kreis wird aus den Benutzern bestehen, die keiner-
lei Kenntnisse über das Verfahren der Systemplanung haben.

Dieser Spezialisierungsprozess wird aIs "black-box"-System
bezeichnet, bei dem keinerlei ins einzelne gehende Kenntnisse
über den Inhalt eines Moduls erforderlich sind, sondern nur
Kenntnisse iiber dessen Anwendung. Dieser Prozess des Ver-
lustes von Fachkenntnissen wird zum TeiI durch die technischen
Entwicklungen bei der Sof t\^/are, die durch die Entwicklung der
Mikroelektronik ermôglicht werden, und den wirtschaftlichen
Druck, der aus der Knappheit von Computerfachkrâften her-
rührt, verursacht. Dies kônnte in der Zukunft zu einer
noch stârkeren Polarislerung führen.

Neben der Môglichkeit, Arbeitsplâtze für hochqualifizierte
Krâfte mj-t computerbezogenen I'achkenntnissen zu schaffen,
kann die Mikroelektronik auch dazu führen, bestimmte Tâtig-
keiten aufzuwerten, indem sie dj-e repetitiven Aspekte dieSer
Arbeiten beseitigt und damit ZeLL für die Ausübung breiterer
beruflicher oder organisatorischer Fachkenntnisse schafft.
Es wurde in diesem Kapitel bereits erwâhnt, dass die Ein-
führung von Textverarbeitungssystemen wahrscheinlich zu der

Trennung der tâtigkeiten der Korrespondenz, des Maschinen-

schreibens und der Verwaltungstâtigkeit bei der Sekretariats-
arbeit führen wird. Durch die Schaffung einer neuen Gruppe

von Verwaltungssekretârinnen, die relativ wenig Schreibarbeit
verrichten, kônnte eS dazu kommen, dass die Barrj-ere zwischen

Manager- und Sekretariatstâtigkeiten überwunden werden kann.

In der Praxis werden jedoch die sozialen Schranken dem

beruflichen Aufstieg von Sekretârinnen wahrscheinlich be-

deutende Hindernisse in den Weg 1egen. Dari,iber hinaus spiegelt
diese Entwicklung auch die zunehmende Polarisierung innerhalb
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der Sekretariatstâtigkeiten wider, so dass es einer mit
Textverarbeitung betrauten Kraft schwerer falIen kônnte,

Verwaltungssekretârin zu hlerden, als einer herkômmlichen

Schreibkraft, Chefsekretârin zu werden.

ARBEITSBEDINGUNGEN UND ARBEITSORGANISATION

Am Anfang dieses Kapitels wurde darauf hingewiesen, dass

eS ausser den erlernten Fertigkeiten und Qualifikationen
noch h,eitere Faktoren gibt, die die Qualitât des Arbeits-
platzes bestimmen. Dazu gehôren die Môglichkeit, das eigene

Arbeitstempo zu bestimmen, die Môglichkeiten von KonLakten

mit anderen Menschen, die Freiheit von Überhlachung, die Um-

gebung des Arbeitsplatzes und die Auswirkungen auf Gesund-

heit und Sicherheit. Diese Faktoren lassen sich von den

beruflichen Fâhigkeiten und Qualifikationen nicht vôl1i9
trennen, denn erfahrungsgemâSS bringen hochqualifizierte
Arbeitsplâtze seit jeher bessere Arbeitsbedingungen mit sich

als ungelernte Tâtigkeiten. Jedenfalls hat die Einführung

der Mikroelektronik, unabhângig von ihren Auswirkungen auf

die fachliche Qualifikation, auch Auswirkungen auf die
Arbeitsbedingungen. !ÿie im FaII der Fachqualifikation kann

es auch hier eine Anzahl widersprüchlicher Effekte geben.

Dj-e Verminderung schwieriger und unangenehmer Arbeiten un-

ter schlechten Arbeitsbedingungen muss in Relation zu dem

vermehrten Stress und Arbeitsdruck bei Tâtigkeiten gesehen

werden, bej- denen eS früher kein Zusammenwirken zwischen

Mensch und Maschine gegeben hat.

Arbe it sintens i tât

Der technologische lrlandel kann zu einer zunehmenden Kapital-
intensitât in ehemals arbeitsintensiven Industrien und Dienst-
lei-stungsbereichen führen. Das wiederum kann zu ôkonomischem

Druck in Richtung auf eine intensivere Nutzung der Ausrüstung

führen und eine entsprechende Gefâhrdung der Arbeitsbedingungen

mit sich brj-ngen.
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Wie gesagt, mit der Einführung der Textverarbeitung kann

es zu einer Aufteilung der Sekretariatsarbeit in Schreib-
arbeit und Ver\^/altungsfunktionen kommen. Neben ei-ner PoIa-

risierung der Fachqualifikation kann das auch zu einer
Steigerung der Arbeitsintensitât in den Schreibberufen führen.

Erstens verringert die zunehmende Spezialislerung an sich

bereits die Vielfalt der Arbeit und râumt dem Management

mehr Môglichkeiten ein, das Arbeitstempo zu kontrollieren.
Zweitens geht mit der Behutzung eines Textverarbei-t,ungs-

gerâts, verglichen mit der Benutzung herkômmlicher Schreib-

maschinen, eine fntensivierung des eigentlichen Schreibvor-
gangs einher. Das Textverarbeitungsgerât kann die quantita-

tive Produktivitât einer Schreibkraft erhôhen, weil weniger

ZeiE für Korrekturarbeiten und Papierkram aufgehlendet werden

muss. Bei gleichen Arbeitsbedingungen kann ein Arbeiter auf

dem Textverarbeitungsgerât doppelt so viel neues Material

tippen wie eine Schrelbkraft auf einer herkômmlichen Schreib-

maschine. Das heisst, dass die Môglichkeit zu menschlichen

Kontakten vermindert, die Gefahr einer sozialen Isolierung
am Arbeitsplatz und die Arbeitsintensitât aber vergrôssert

werden. Es muss hier jedoch noch einmal betont vlerden, dass

unter bestimmten Voraussetzungen in weniger zentralisierten
systemen die Einführung der Textverarbeitung dazu dienen

kann, den Zeitaufwand für schreibarbeiten zu verringern und

dadurch mehr ZerL für administrative Aufgaben zu gewinnen '

Eine solche Verânderung kônnte sowohl zu einer qualitativen
Aufwertung der SekretariatsarbeiÈ als auch zu einer Verrin-
gerung der Arbeitsintensitât führen. Die Môglichkeit weiterer

organisatorischer Opti-onen wird an anderer SteIIe in diesem

Kapitel behandelt.

Die Gefahr einer verschârfung der Arbeitsintensitât zeigl
sich unter anderem auch in Bereichen des TertiârsekLors, die

vormals für Automation oder Mechanisierung nicht geeignet

schienen. Die môglichen Folgen computergesteuerter Konstruk-

tionsmethoden auf die Facharbeiter nach der Einrichtung von
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Produktionsstâtten, in denen aIles, vom Entwurf bis zvr
Produktion, weitgehend automatisiert ist, sind bereits auf-
gezeigt worden. Die Einführung von CAD wirkt sich auch auf
die Tâtigkeit der technischen Zeichner und Konstrukteure aus.

Einerseits kann der Computer eingesetzt werden, um die rou-
tinemâssigen, nicht kreativen Bestandteile der Konstruktions-
t.âtigkeit wie Zeichnen, Auflisten von Bauteilen, Beschreiben

der Produktionsmethoden und Produktionsanweisungen zu über-
nehmen. Dies beschleunigt den Konstruktionsprozess und e1i-
miniert den repetitiven Teil des technischen Zeichnens. GIeich-
zeitig kann aber der Computer so direkt mit dem Konstrukteur
zusammenwirken, dass dieser die Konstruktion laufend ândern

kann, $/enn er dem Computer neue Richtlinien eingibt.

Dieses Zusammenwirken zwischen Mensch und Maschine kann zvr
Beschleunigung des Arbeitstempos I zrtr Verringerung der Fle-
xibilitât und zur Zunahme der Belastung führen. Irlanche Kom-

mentatoren sind der Auffassung, dass eine Ausweitung von CAD

eine Unterordnung des Menschen, in diesem FaI1 des Bedienungs-
personals (bzw. des Konstrukteurs) unter die Maschine (bzw.

den Computer) bedeutet und damit für den technischen Zeichner
zu wachsender Entfremdung und schwindender Arbeitsbefriedigung
führen wird.

Die sich aus dem Zusammenwirken von Mensch und Gerât erge-
benden Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen müssen

nicht aus einer Beschleunigung des Arbeitstempos resultieren,
sondern kônnen sogar von einer Verlangsamung des Àrbeitstem-
pos herrühren. So muss zum Beispiel ein Lagerverwalter, der
ein On-Line-Informationssystem benutzt, hâufig ein Computer-

system befragenr ürTr eine bestimmte Information zu erhalten,
die eine Entscheidung in bezug auf eine Anfrage zulâsst.
Wenn aufgrund der Überlastung des Computersystems die Antwort
nicht sofort kommt, kann diese Tâtigkeit âusserst frustrierend
werden. Hier geht es im Grunde also darum, dafür zu sorgen,
dass die Arbeitsgeschwindigkeit des Computersystems mit dem

Arbeitstempo des mit dem Computer zusammenarbeitenden Menschen
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im Einklang steht. Diese Entscheidung muss bereits in der

Konstruktionsphase getroffen werden; freil-ich handelt es

sich dabei nicht um eine technische, sondern um eine ôkono-

mische beziehungsweise organisatorische Entscheidung.

Der lrlunsch nach einer intensiveren Ausnutzung der Anlagen

kann dazu führen, dass Druck ausgeübt wi'rd' nicht nur um

das Arbeitstempo zu beschleunigen, sondern auch um inten-

sivere Arbeitsweisen wie schichtarbeit einzuführen oder aus-

zuweiten. In dem !,Ierk eines europâischen Elektronikunter-

nehmens, in dem Geldausgabeautomaten hergestellt werden,

hat man ziemlich umfangreiche Gruppenarbeit eingeführt' aber

der einzige Teil des werks, in dem in schichten gearbeitet

wirdristauchderjenigeriodemRobotereingesetztwerden'
um chips mit integrierten schaltkreisen auf ein schaltbrett

zu montieren. Die Kosten der rnvestitionsgüter haben das

Management dazu veranlasst, diese stândig j-n Betrieb zu halten'

Die Einführung umfangreicher Grossrahmencomputersysteme bringt

hâufig die Einführung eines schichtsystems und ein gewisses

Mass an Nachtarbeit mit sich'

von allen westlichen Industrielândern weist Japanr wo 37 Prozent

aller in der Industrj-e Beschâftigten schichtarbeit jeglicher

Art leisten, den hôchsten Anteil von Schichtarbeit auf. Ïn

Grossbritannien wird der Anteil auf I8.3 Prozent geschâtzt'

inltalienauf22.3Prozent,inderBundesrepublikDeutsch-
Iandauf20.2ProzentundinFrankreichauflg.5Prozent.

DieschichtarbeithateindeutigsozialeundhâuslicheNach.
teile, und vor allem die Nachtarbeit kann sich schâdigend

aufGesundheitundsicherheitauswirken.Diebeidenbeobach-
teten Hauptfolgen sind schlaflosigkeit und verdauungsschwie-

rigkeiten. In einigen Lândern wurden untersuchungen über die

Einsterlung zur Nachtarbeit durchgeführt, die ergaben, dass

dieMehrzahlderArbeitnehmereineAbneigunggegenNacht-
arbeit hat und sie nach Môglichkeit zu vermeiden sucht'
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Isolierunq

Die durch die Mikroelektronik bewirkte zunehmende Zusammen-

arbeit zwischen l,lensch und tlaschine und die Ausweitung der

Schichtarbeit bringen die Gefahr einer zunehmenden Tsolie-
rung des einzelnen Arbeitnehmers an seinem Arbeitsplatz mit
sich. Die oben erwâhnten FâIIe haben gezeigt, dass die Ein-
führung von Textverarbeitungsgerâten in einem Schreibbüro
infolge der verschârften Arbeitsintensitât und des ansteigen-
den Lârms z! wachsender Isolierung führen kann. Àhnlich er-
fâhrt der Arbeiter an einer numerisch computergesteuerten
werkzeugmaschine môglicher\^/eise nicht nur eine Herabstufung
seiner fachlichen Qualifikation, sondern auch eine Beschnei-

dung der Môglichkeiten, mit anderen Arbeitern, Konstrukteuren
und Ingenieuren in Kontakt zv treten. Der schwindende Per-
sonalbedarf in halb- oder vollautomatisierten Fabriken lâsst
auch die sozlalen Kontaktmôglichkeiten am Arbeitsplatz
schrumpfen. Dies trifft besonders auf die Nachtschicht in
einer automatisierten Fabrik z\t bei der die Bemannung noch

geringer ist, weil die Wartungsarbeiten tagsüber durchge-
führt werden.

Da der Arbeitsplatz eine der Hauptquellen des sozialen Kon-

takts ist, kann die zunehmende Isolierung am Arbeitsplatz zrl

erhôhtem Stress und zu Gesundheitsproblemen bei den Arbeit-
nehmern führen. Ausserdem schmâIert sie das Ausmass des

kollektiven Handelns auf Gewerkschaftsebene, da auch der
horizontale Kontakt geringer wird. Untersuchungen über die
Einführung von Computersystemen haben gezeigt, dass sie die
Môglichkeiten horizontaler Kontakte verringern und im wesent-
lichen nur Kontakte mit Vorgesetzten oder Untergebenen zulassen.

Ein weiterer Grund für eine Zunahme der Isolierung kônnte die
Zunahme der Heimarbeit sein t z! der es infolge der neuen

Technol-ogien kommen kônnte. Die Heimarbeit war traditionsge-
mâss in bestimmten Gewerbezwej-gen wie Bekleidung und Texti-
lien von besonderer Bedeutung. Für den Unternehmer ist die
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Heimarbeit in erster Linie aus finanziellen Erwâgungen in-
teressant: er braucht keine Fabrikanlagen z'àr Verfügung zrt

stellen, und in den meisten Fâllen kônnen niedrigere Lôhne

bezahlt werden, denn Heimarbeiter kônnen sich hTeniger leicht
gewerkschaftlich organisieren. Zudem kônnen diese Arbeits-
krâfte wesentlich leichter abgebaut werden a1s Fabrikarbeiter.
Technisch gesehen, ermôglicht die Mikroelektronik die Aus-

weitung der Heimarbeit auch auf andere Bereiche wie den der

Büroarbeit. So kônnten Computerterminals daheim aufgestellt
und über das Fernmeldenetz mit einem Zentralcomputer ver-
bunden werden. Damit kônnt,e die Arbeit, von einem Zentralbüro

überwacht und geleitet r zv Hause verrichtet werden.

In der Vergangenheit \^taren Frauen mit familiâren Verpflich-
tungen, die sie davon abhielten, die Wohnung zu verlassen,
die Hauptgruppe der Heimarbeiter. Diese Verpflichtungen bil-
den normalerweise Zwânge, die der Arbeit ausser Hause infolge
des Fehlens ausreichender Kinderbetreuungseinrichtungen oder

Heime für âltere Menschen und Behinderte entgegenstehen.

Wenn die Mikroelektronik dazu verwendet wird, die Heimarbeit

auszudehnen und es für Frauen zu einem Rückgang der Môglich-

keiten kommt, berufstâtig zu werden, dann kônnte dies sehr

wohl die soziale Isolierung der Frauen verschârfen und den

Fortschritt in Richtung auf die Gleichheit von Frau und

Mann verlangsamen.

Kontrolle und Beaufsichtigung

!{ie bereits erwâhnt, kann die Computerisierung in einigen
Berufszweigen, die frirher nicht von der Problematik des

Zusammenwirkens von Mensch und Maschine betroffen vraren,

zu Ânderungen des Arbeitstempos führen. Bereits der Vorgang

der Einfiihrung von Maschinen in bis dahin arbeitsintensiven
Bereichen kann den Freiheitsspielraum des einzelnen bei der
Arbeit einengen. Das zeigen die Beispiele über die Verânde-

rungen in den Berufen des Maschinenschlossers und der Steno-

typistin, bei denen der Spielraum für Eigenentscheidungen

durch die computerisierung eingeschrânkt \^rerden kann.
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Ein weiteres Problem besteht darin, dass die Mikroelektronik
die Môglichkeit bietet, mehr Informationen über den einzel-
nen Arbeitnehmer zu speichern. Das kônnte auf verschiedenen
lrlegen geschehen. Erstens ist es môgllch, âD "intelligenten"
Terminals Daten über die Leistung eines Arbeitnehmers zrl

sammeln, wie die tatsâchlich an der Maschine verbrachte
ZeLt, das Arbeitstempo, Fehlerquoten und so weiter. Bei An-

gestellten, die ununterbrochen an einem Gerât arbej-ten, wie

Kassiererinnen in Supermârkten, Personal an Textverarbeitungs-
gerâten oder an CNC-ÿ{erkzeugmaschinen, kann dies zu vermehr-

tem Stress und zur Kontrolle des Arbeitstempos durch die Be-

triebsleitung führen. 1978 kam es in Dânemark im Einzelhandels-
sektor zu Auseinandersetzungen, als die Gewerkschaft der

Hand,elsangestellten entdeckte, dass die neu eingeführten
elektronischen Registrierkassen mit einer Einrichtung zvx

Aufnahme von Daten über die Arbeitsleistung des Bedienungs-

personals ausgestattet $/aren. Aus Belgien berichten Verkâufer

von Textverarbeitungsgerâten, dass es ihnen gewerkschaftlicher
Druck nicht gestatten würde, Systeme und Vorrichtungen für
die Überwachung der Leistung des Bedienungspersonals zr)

verkaufen.

Zweitens besteht zunehrnend die Môglichkeit einer zentrali-
sierten Datensammlung in Form computerisierter Personalakten.

Dass Daten über Arbeitsleistung, Disziplin und Pünktlichkeit
mit weiterreichenden Fragen wie etwa gewerkschaftliche Betâ-

tigung zusammengefasst werden kônnen, wirft in der Tat Pro-

bleme im Bereich des Persônlichkeitsschutzes auf. Das nâchste

Kapitel beschreibt die Reaktionen der Gewerkschaften hierauf;
die Verânderungen in bezug auf Eigenleben, Intimsphâre und

Freiheit am Arbeitsplatz hângen jedoch auch mit dem umfassenden

problem des Persôntichkeitsrechts uno der Handlungsfreiheit
j-n einer computerisierten Gesellschaft zusammen.
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ASPEKTE DES GESUNDHEITSSCHUTZES UND DER UNFALLVERHÜTUNG

Das Bildschirmgerât (VDU), das auch Kathodenrôhre genannt

wird (cnr1, mit der dazugehôrigen Tastatur ist das heute 9e-

brârrchlictrst€ Mittel der Kommunikation zwischen Mensch und

computerisierten C,erâten und hat friihere technische Kommu-

nikationsmitteL wie Lochkarten und Lochstreifen ersetzt'. Da-

mit sind eine Anzahl von Arbeitsplâtzen, die mit der computer-

mâssigen Datenaufbereitung zu tun hatten, entfallen. Die

Bildschirmgerâte haben für das Bedienungspersonal auch Ge-

sundheitsschutz- und Unfallverhütungsprobleme mit sich ge-

bracht.

Die Arbeit an Bildschirmgerâten kann zu spezifischen Be-

schwerden wie Augenschmerzen, Stress, Erschôpfung, Rücken-

schmerzen, Kopfschmetzerl und Hautentzündungen führen' Eine

von ge\^rerkschaftlicher Seite in zehn Lândern durchgeführte

internationale Umfrage in bezug auf Bildschirmgerât'e ergab,

dass diese Probleme fast iiberall auftreten. Einige Gewerk-

schaften erklârten ferner, dass die verwendung von Bildschirm-

gerâten zu zunehmender Monotonie und sozialer Isolierung
firhre und Auswirkungen auf Gesundheit und f'Iohlbefinden

hâtte. Die genauen Auswirkungen sind von mehreren Faktoren

abhângig, sowohl in bezug auf die Gerâte als auch auf den

Arbeitsberei-ch. Hinsichtlich der Gerâte handelt es sich um

folgende Faktoren: Bildschirrnhelligkeit., Farbe der Anzeige,

KLarheit der zeichen, Grôsse und Abstânde der Zej-chen,

Flj-mmerfrequenz, Implosion oder Explosion der Bildrôhre,

Strahlung, !{ârmeerzeugung, Lârm, Aussehen des Gerâts,

Irlartung und Tastaturdesign. In bezug auf den Arbeitsbereich

sind folgende Faktoren relevant: Beleuchtung, Blendeffekte,
papiermanj-pulation, Position des Bildschirms, Tastatur, Be-

!ÿegungsspielraum und Beengtheit sowj-e Kôrperhaltung. I'Ieitere

wichtige ergonomische Faktoren sind regelmâssj-ge Pausen

abseits des Bildschirmgerâts r üil menschlichen Kontakt und

Erholung zu ermôglichen. Andernfalls kônnte der Mensch

am Bildschirmgerât sein ganzes Arbeitsleben damit zubringen,

nur ein Abbild der wirklichkeit zu betrachten und si-ch mit
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thm auseinanderzusetzen und nicht mit der !ÿirklichkeit
selbst. Das kônnte zv sehr realen sozialen und psycholo-

gischen Problemen führen.

Die Bedeutung der neuen ergonomischen Probleme, die durch

die Arbei-t an Bildschirmgerâten aufgeworfen $rurden, hat

überall in lrlesteuropa die Gewerkschaften veranlasst, ein-
schlâgige Untersuchungen durchzuführen und Richtlinien für
die Arbeit an Bildschirmgerâten herauszugeben. Die Einzel-
heiten sor^rie die auf nationaler Ebene eingeführten Regelungen

werden im nâchsten Kapitel dargestellt. Es gibt' jedoch eine

Anzahl von Optionen in bezug auf die allgemeinen Auswirkungen

einer Technologie; die ergonomischen Probleme eines bestimmteur

Vêrfahrens kônnten minimiert und die positiven Môglichkeiten
maximiert werden, wenn das ZieL eine gesunde Arbeitsumgebung

ist und nicht bloss die Steigerung der Produktivitât um

jeden Preis.

Die allgemeinen Voraussetzungen für die ungefâhrdete Arbeit
am Bitdschirm sind: der Bildschirm sollte weder natürl-iches
noch künstliches Licht widerspiegeln; die Zeichen auf dem

Bildschj-rm sollten gut leserlich sein; die Gerâusche sollten
auf ein Ivlinimum beschrânkt sein; die Form von Tastatur,
Tlschen und Stühlen sollte ergonomischen Normen entsprechen,
um Erschôpfung zu vermeiden; die Bitdschirmgerâte sollten
so aufgestellt sein, dass soziale Kontakte môglich sind, aber

keine Beengtheit auftritt; das Bildschirmpersonal sollte re-
gelmâssigen Augenuntersuchungen unterzogen werden und regel-
mâssige Erholungspausen erhalten. In einigen Lândern bemüht

sich die Forschung um die Herstellung von ergonomisch besse-

ren Bildschirmgerâten, insbesondere durch die Verânderung der

Flimmerfrequenz und die Entwicklung neuer Anzeigeflâchen.

POLARTSIERUNG DER FACHLICHEN QUALIFIKATIONEN UND TECHNOLOGISCHE

ALTERNATIVEN

Di-e

sie
widersprüchlichen Auswirkungen der Mikroel_ektronik, wie
in der Ab- und Aufwertung der fachlichen eualifikationen
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und Fertigkeiten zum Ausdruck kommen, verstârken den Eindruck,
sie kônnten dazu benutzt werden, dle verschiedenen Gruppen

innerhalb des Arbeitsmarkts der Industriestaaten noch mehr

zu polarisieren und voneinander zu trennen. Ein derartiger
Prozess der Aufsplitterung und Polarisierung der Berufe aüf
den Arbeitsmârkten ist weder ein neues Phânomen noch a1lein
eine Folge der Einführung der Mikroelektronik oder auch nur

technologischer Faktoren im allgemeinen.

Analysen des Arbeitsmarktes in mehreren Industrielândern ( 17)

zeigen, dass der Arbeitsmarkt in Segmente zerfâllt, die zu-

sammengenommen eine Hierarchie von Qualifikation, Entlohnung,

Sicherheit, Status und Macht bilden. Die Segmente an der

Spitze der Hierarchie umfassen Berufe mit hôherer Bildung
sowie Managerberufe und gehen dann über in die hôher quali-
fizierten industrj-ellen Facharbeiterberufe. A1I diese Tâtig-
keiten erfordern ein hôheres Mass an Ausbildung, sei es in
der Schule oder durch die Praxis am Arbeitsplatz. Dazu ge-

hôren beispielsweise der Entscheidungsspielraum bei der Arbeit,
AufsLiegmôglichkeiten und, zumindest bis zum Beginn der gegen-

wârtigen Rezession, eine weltgehende Arbeitsplatzsicherheit.
Btwas weiter unten in der Hierarchie stehen jene Berufe, die
man a1s angelernte Berufe bezeichnen kônnte. Zu ihnen ge-

hôrt die Mehrzahl der unteren Sachbearbeiter und Ver\,ÿaltungs-

angestetlten. Fast alle dieser angelernten Tâtigkeiten
setzen eine gewisse Grundausbildung vorausi ferner ist dieser
Sektor durch ein ziemlich hohes Mass an interner Mobilitât
gekennzeichnet. Der Grad der Zufriedenheit am Arbeitsplatz
ist allgemein gering, doch schwankt er zwischen den verschie-
denen angelernten Berufen erheblich.

An der Basis der Hierarchie befinden sich die ungelernten
und nichtqualifizierten Berufe, für die nur wenig Schulbildung
oder Ausbildung erforderlich ist. Solche Tâtigkeiten sind
im allgemeinen gekennzeichnet durch geringes Prestige, nie-
d,rige Lôhne, weniger Aufstiegsmôglichkeiten und ein gerlnges
Mass an Arbeitszufriedenheit. Diese Tâtigkeiten werden im

allgemeinen stârker kontrolliert und überwacht, auch gibt
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es in diesem Bereich eine starke Personalfluktuation.
Untersuchungen über die Einstellung dieser Arbej-tnehmer
zeigen, dass die ungelernten Arbeiter bei ihrer Berufs-
ausübung das grôsste Gewicht auf Sicherheit, die physischen
Arbeitsbedingungen und das Einkommen legen.

Dle Diskussion iiber die Aufsplitterung des Arbeitsmarkts
geht in Westeuropa bis in die Zeit der industriellen Re-

volution des I9. Jahrhunderts zurück. Industrialisierung
und Massenproduktion wurden durch Arbeitsteilung, die Ver-
einfachung vj-eler Arbeitsvorgânge und dle Mechanisierung
mlt Hilfe der Dampfmaschine ermôglicht. Die technischen Neue-

rungen gehôrten zweifellos zu den Triebkrâften der indu-
striellen Revolutlon und standen gleichzeitig in engem Zu-

sammenhang mit organisatorischen und ôkonomischen Entwicke-
lungen.

Die ôkonomische Begründung der Arbeitsteilung wurde viel-
leicht zum ersten llaL in dem 1776 erschienenen Werk von Adam

Smith The Weal-th od Nation,s vorgelegt. lrleiterentwickelt
wurde sie in dem 1832 herausgegebenen Werk von Charles
Babbage 0n tha, Eeonomq od lulacltinenq a"nd llanu{actutLet und

IgII mit Frederick Taylors Scienti$ic Management zum Io-
gischen Abschluss geführt.

Dle ôkonomischen Vorzüge der durch Spezialisierung und

technische Neuerungen môglich gewordenen Entwicklung der
Industriegesellschaft bestanden im Aufkommen des Massen-

konsums und einer allgemeinen Hebung des Lebensstandards.
In manchen Lândern hat sich die Arbeiterschaft in bestimmten

Phasen rm des erhôhten Einkommens wlllen mit dem Taylorismus

einverstanden gezeigt. Der Preis, der im sozialen Bereich
dafür gezahlt werden musste, bestand in zunehmender Ar-
beitsteilung und einer wachsenden Anzahl standardisierter,
vere j-nfachter und repetitiver Arbeiten. lrlenn die Mikroelek-
tronik zu einer weiteren Polarisierung auf dem Arbeitsmarkt
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führtr so ist dies \nleder ein neues noch ein unumgângLiches

phânomen. Vielmehr spiegeln sich darin die Ziele, für die

diese Technologie eingesetzt wird. Der amerikanische Compu-

terwissenschaftler J. Weizenbaum hat dies folgendermassen

formuliert: "Der Computer, wie er heute von der technolo-

gischen Elite eingesetzt wird, verursacht an sieh gar nichts'
Er ist vielmehr ein Instrument, dessen sich die konserva-

tivsten, ja reaktionâren ideologischen «râfte des Zeitgeistes

zum Zwecke der Rationalisierung und der selbstverwaltung be-

dienen. "

Es gibt also durchaus wahlmôglichkeiten im Hinblick darauf,

wie die Mikroelektronik verwendet wird. und diese Entschei-

dungen werden letztlich die Auswirkung dieser Technologie

auf die arbeitenden Menschen bestimmen'

Die EGf-Studie über die Neugestaltung von Arbeitsplâtzen

in lrlesteuropa lieferte konkrete Beispiele dafür, dass Ar-

beitsbedingungen durch umstrukturierung verbessert wurden'

so kann beispielsweise eine bessere Ausrüstung des Arbeits-

platzes eine vernünftige Relation von Sachbearbeitung und

schreibarbeit herbeiführen und positive ergonomi-sche Ergeb-

nisse erzielen. wie gesagt, sind regelmâssige unterbrechungen

dei Arbeit am Bildschirm schon aus gesundheitlichen Gründen

notwendig, und ein turnusmâssiger Tâtigkeitswechsel kônnte

gewâhrleisten, dass die sekretârin nur eine begrenzte zeLE

am Textverarbeitungsgerât arbeitet. In den meisten westeuro-

pâischen Lândern haben die Gewerkschaften mit Nachdruck ge-

fordert, die Sekretariatstâtigkeit müsse so beschaffen sein'

dass sie nur begrenzte Arbeitszeiten an Textverarbeitungs-

gerâten beinhalte. Diese Bestimmungen sind in eine Anzahl

von Abkonrmen aufgenommen worden, die im nâchsten Kapitel be-

handelt werden. Einige AbkOmmen sehen ferner sÈündlich

Ruhepausen von einer bestimmten Dauer und regelmâssige ârzL-

Iiche Untersuchungen vor. rn Verbind,ung mit den oben er.

Iâuterten ergonomischen Normen kann der regelmâssige ÿüechsel

des Tâtigkeitsbereichs die Gefahren der Arbeit am Bildschirm-
gerât wesentlich verringern.
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Die Einfiitrrung der Mikroelektronik bei Produkten und Ver-

fahren hat sich auch als Anstoss zrtr Dezentralisierung der

Arbeitsorganisation in Richtung auf kleiner sêlbstândige
produktionseinheiten erwiesen, die zentral koordiniert wer-

den. lvas das Verfahren angeht, kann eine solche Organj-sation

der Arbeit durch die Einführung von Computersystemen, die

eine Aufteilung der Datenverarbeitungsgerâte ermôg1ichen,

aber mit einem Zentralcomputer verbunden sind, erleichtert
werden. Die neue Technologie kann also zu einer Aufteilung
der Fliessbandarbeit in kleine, selbstândige Produktionsein-

heiten führen.

Die Einführung der Mikroelektronik bei Produkten kann auch

den Anstoss zu Verânderungen in der Arbeitsorganisation
mit sich bringen. In dem italienischen Büromaschinenunter-

nehmen Olivetti wurden i-n den 70er Jahren eine Reihe Von

Reformen j-n der Arbeitsorganisation durchgeführt. Dies war

auf den Druck der Gewerkschaft zurückzuführen, die Monotonie

bestimmter Arbeitsgânge zu verri-ngern, entsPrach aber auch

dem Wunsch der Firmenleitung, angesichts der Umstellung von

mechanischen auf elektronische Produkten ein flexibleres
Produktionssystem zu schaffen. Folglich wurde die Fliess-
bandproduktion durch integrierte Assemblingeinheiten ersetzt,
wobei jede Einheit für den Zusammenbau eines bestimmten Pro-

duktes verant\^rortlich hrar. Diese Umstrukturierung wurde durch

die Modultechnik bei etektronischen Produkten erheblich er-
leichtert.

Die durd:r die ner:en Technologien môglich gewordene Dezentra-

Iisierung der Produktionssysteme kann die Arbeitsbedingungen

Sor^rohl verbessern als auch verschlechtern. !'Iie bereits er-
wâhnt, kann verstârkte Heimarbeit zu wachsender sozialer Iso-
Iierung des Arbeitnehmers führen. Die Schaffung selbstândiger
Arbeitsgruppen kann allerdings zrtr Untergrabung der gewerk-

schaftlichen Organisation und zur Aufspaltung der Belegschaft

führen, hlenn nicht gleichzeitig Einrichtungen geschaffen \^,er-
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den, die die sozialen Kontakte und Begegnungen der Arbeits-
gruppen môglich machen. Auch in diesem FalI wird die Techno-
Iogie in ihren Auswirkungen nicht so sehr technische Sach-
zwânge als vielmehr soziale Entscheidungen widerspiegeln.

Bines der Probleme im Zusammenhang mit der Einführung neuer
Technologien besteht darin, dass sie dazu dienen kann, fun-
damentale soziale und ôkonomische Entscheidungen zu ver-
schleiern, weil die Komplexitât dieser Technologien die von

ihr betroffenen Nichtspezialisten verwirrt. Hinzu kommt,

dass die Einführung von mikroelektronischen computerisierten
Anlagen stufenweise erfolgt, so dass zum Zeitpunkt der Auf-
stellung eines bestimmten Gerâtes die Gesamtauswirkung auf
die Arbeitsplâtze nicht abzusehen ist, denn durch die Ver-
bindung der einzelnen Gerâte kann das Gesamtsystem gravierencle
Auswirkungen haben al-s seine einzelnen Teile. Zum Beispiel
kann die Einführung von elektronischen Registrierkassen-
terminals in Einzelhandelsgeschâften TeiI eines allgemeinen
Computerisierungsprogramms sein, das Lagerhaltung, Sortiment-
und Warenkontrolle umfasst und wesentlich grôssere Auswirkungen

auf die Beschâftigung hat, als bei der Einführung abzusehen

war.

Die Erfahrung hat also gezeigL, dass die neuen Technologien
dafür eingesetzt werden kônnen, eine stârker egalitâre Struk-
tur der Industriegesellschaft zrt schaffen, dass sie aber

natürlich auch einer wachsenden Zentralisierung und Polari-
sierung dienen kônnen. Die Entscheidung, die es hier zrt

treffen gilt, ist keine technologische, sondern eine soziale
und politische.



47

KAPITEL III

ANSÂTZE TÜR PARITÂTISCH AUSGEHANDELTE REGELUNGEN (r8)

MITTEL DER REGELUNG TECHNOLOGISCHEN WANDELS

Die jeweils angewandten Mittel für die Regelung der Einfüh-
rung neuer Technologien sind aufgrund der Verschiedenheit,
der Systeme der Arbeitgeber- Arbeitnehmerbeziehungen unter-
schiedlich. Diese werden nachstehend in diesem Kapitel in dert

Lânderberichten behandeLt und in der umseitigen Aufstellung
zusammengefasst. Unt.erschiedliche Ansâtze bestehen zwischen
den Lândern, die für das Tarifwesen einen Rahmen der Gesetz-
gebung entwickelt haben, wie zum Beispiel die Bundesrepublik
Deutschland oder Schwedenrund denjenigen mit einem i-m wesent-
lichen auf Freiwi]ligkeit beruhenden Ansatz wie Italien oder

Grossbritannien. Unterschiede bestehen auch im Hinblick auf
die zentralisierte oder dezentralisierte Struktur des Syst.ems

der Arbeitgeber- Arbeitnehmerbeziehungen und, \^ras nicht
weiter überraschend ist, in Beziehung auf die Grôsse des

Landes. Das norwegische nationale Rahmenabkommen von L975

zwj-schen den zentralen Arbeitgeberverbânden und Gewerkschafts-
organisationen war ein Ansatz, der in anderen Lândern stark
beachtet wurde. Ein âhnliches Abkommen wurde 1981 in Dânemark

abgeschlossen. In Grossbritannlen kam es 1980 zu dem Versuch,

ein gemeinsames Abkommen zwischen dem nationalen Arbeitgeber-
verband (CBI) und der Gewerkschaftszentrale (TUC) abzuschliessen,
das jedoch am Ende von dem Rat der Arbeitgeber nicht ratifi-
ziert wurde. In einer Anzahl von Lândern sind Rationalisie-
rungsschutzabkommen auf Unternehmensebene abgeschlossen vror-

den, wie zum Beispiel in Grossbritannien und im Falle von

Betriebsvereinbarungen in der Bundesrepublik Deutschland. In
den Bereichen, die von der Einführung neuer Technologien am

stârksten betroffen wurden, ist es zu Branchenabkommen ge-

kommen. So sind zum Beispiel in den meisten Lândern, auf
die in diesem Bericht eingegangen wird, spezj-fj-sche Rationa-
lisierungsschutzabkommen in der Druckj-ndustrie, im ZeJ-tungs-

$resen und im graphischen Gewerbe abgeschlossen worden.
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In einigen Lândern ist die Einführung neuer Technologien

durch die Aufnahme von Klauseln in bestehende Abkommen ge-

regelt \^Iorden. Ein Beispiel hierfür bietet Italienr wo sich

wâhrend des Berichtsraums eine Anzahl von Abkommen auf

Unternehmens- und Branchenebene auf die Einführung neuer

Technologien erstreckte. Auch in Schweden wurden Probleme,

die slch auf die Einführung neuer Technologien beziehenr so-

i^roh1 innerhalb des bestehenden Tarifwesens aIs auch durch

die Gesetzgebung bezüglich der Mitbestimmung behandelt.

Unterschiede z\^rlschen den einzelnen Lândern sind jedoch

i{reniger bedeutungsvoll a1s die unterschied}ichen Ansâtze

für Regelungen, die oft im gleichen Lande beobachtet werden

kônnen. Ein Mitarbeiter des norwegischen Computerzentrums,

Fjalestad, hat. auf drei Ansâtze, die bei der Regelung techno-

logischen Wandels festgestellt hlerden kônnen, hingewiesen:

die Anwendung zentraler Normen und Regelungen (Vorschriften);

die Durchführung von Tarifverhandlungen, um Abkommen abzu-

schliessen (Verhandlungen) und die Fôrderung ôrtlicher Mit-
wirkung (ôrtliche Initiativen). Diese Ansâtze sollten sich
jedoch gegenseitig ergânzen und nicht als konkurrierend an-

gesehen vrerden.

Viele europâische Lânder haben als ein Beispiel für Vor-

schriften eine Gesetzgebung, die sich auf die Arbeitsumge-

bung sowie auf Gesundheitsschutz und Unfallverhütung am

ArbeitspLaLz erstreckt. Diese sind normalerweise Ermâchti-

gungsgesetze, die bestimmte Verfahren festlegen und amt-

Iichen Gremien das Recht verleihen, Richtlinien und Normen

zu versghiedenen Aspekten der Arbeitsumgebung zu erlassen,

die praktisch Gesetzeskraft haben. In einigen Lândern sind

Vorschriften erlassen worden, die sich auf die Einführung

und die Benutzung von Bildschirmgerâten (vDU) beziehen. Diese

vrerden nachstehend in diesem Kapitel zusammengefasst.

Vorschriften sind nützlich, \^renn sie Verfahren festlegen,
die bei der Einführung neuer Technologien befolgt r,'rerden

müssen, $renn sie Mindestnormen aufstellen oder $renn sie

regetmâssig befolgte Lôsungen für die Probleme lj-efern'
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Dieser Ansatz ist herkômmlicherweise in Beziehung auf Normen

für Gesundheitsschutz und Unfallverhütung bei Maschinenaus-

rüstung angewandt worden. Es ist jedoch $resentlich schwie-

riger, Normen zu entwickeln, die detailliert genug sindr ürl

bei der Beeirrflussung des Prozesses der Systemplanung, die
den Schlüssel z\r Informationstechnologie darstellt, nützlich
zlJ sein.

In âhnlicher Weise kann der Abschluss zentraler Abkommen für
die Aufstellung von Verfahren bezüglich der Behandlung des

technologischen l{andels und für Verfahren der Konfliktschlich-
tung hilfreich sein. Diese kônnen in nüt,zlicher !{eise die
von den Gewerkschaften und den Unternehmensleitungen auf de-

zentralisierter Ebene auszuhandelnden Themen festlegen und

die Einrichtungen und Hilfsdienste, die den Verhandlungs-

führern auf dleser Ebene zur Verfügung gestelIt werden müssen,

bestimmen. Sie kônnen auch gewisse Garantien und SchutzklauseLn
für Arbeitnehmer, die von technologischem Wandel betroffen
werden, aufstellen. Das Aufstellen von Normen, sowohl durch

nationale Regelungen, a1s auch durch zentral abgeschlossene

Abkommen u. â. haben in verschiedenen Lândet'n zvÿelfellos den

Schwerpunkt der Überlegungen zugunsten der Ergonomle, Gesund-

heitsschutz- und Unfallverhütungsaspekte der neuen Technolo-
gien verschoben. Dies hat zu Verbesserungen bel der Konstruk-
tion und wahrschelnlich auch zu Verânderungen bel den Prlo-
ritâten der Unternehmen geführt und lst daher von unschâtz-
barem Wert. Es ist jedoch für Normen oder in der Praxls für
die Verhandlungsfirhrer der Gewerkschaften vlel. Echhterer,

die nicht,-quantifizierbaren aber môgllcher!ÿeIse noch bedeu-

tenderen Fragen der Systemplanung, der Arbeltsorganlsatlon
und der Qualit,ât der Arbeitsplâtze ln den Grlff zu bekommen.

Zu dlesen Fragen llegen dte KenntnisEe ln Wlrkllchkelt bel
ôrtllchen Arbeltsgruppen, und dle Fôrderung dleses Sach-

verstandes, um den technologlschen Wande1 ln wlrksamer Welse

zum besseren hln zu beelnflussen, Etellt etneE der brennendsten
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Probleme dar, mit denen die Gewerkschaften konfrontiert
sind, hrenn sie über nur defensive Reaktionen auf den tech-
norogischen lrlandel hinausgehen worlen. Die Entwickrung der
Mitwirkung auf ôrtlicher Ebene bei dem prozess der system-
planung und der Einfluss auf die Arbeitsorganisation sind
daher ein wichtiger schwerpunkt für die Bemühungen ger^ror-
den, paritâtisch ausgehanderte Regelungen über die Ein-
führung neuer Technotogien auszuweiten. Der Rahmen gewerk-
schaftlicher Rechte ist in einer Anzahl von europâischen
Lândern sowohl durch Gesetze als auch durch Abkommen fest-
gelegt worden. fn Schweden und in der Bundesrepublik er-
folgte dies durch die Gesetzgebung bezüglich der Mitbe-
stimmung oder durch das Arbeitsrecht, in Norwegen durch
Tarifvertrâge. Es ist offensichtlich, dassr so wichtig In-
formatlon und Beratung auch sind, diese direkt in einen
Rahmen ej-ngeordnet werden müssen, in dem Verhandlungsteams
auf ôrtLicher Ebene Einfluss haben. Dies beruht in einigen
FâI}en auf der Grundlage von Macht bei ôrtlichen Verhand-
lungen und in anderen FâIIen auf der Môglichkeitr sich bezüg-
lich der aus der Gesetzgebung erwachsenden Rechte an ein
zent,rales Gremium wenden zu kônnen.

VERFAHREN PARITÂTISCH AUSGEHANDELTER REGELUNGEN IN DER PRAXIS

Die folgenden Àbschnitte dieses Kapitels fassen die praktischen
Ergebnisse, die in verschiedenen Lândern erzielt worden slnd,
zusammen. Dieser Überblick erhebt keinerlei Anspruch auf VoII-
stândigkeit und erschôpfende Behandlung, sondern konzentriert
sich auf dle Lânder, in denen wâhrend der letzten Jahre die
Entwicklung am ausgeprâgtesten $rar.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Das System der Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen in Deutsch-

Iand weist eine duatistische Struktur auf. Auf nationaler

oder regionaler Ebene finden zwischen Arbeitgeberverbânden

und Gewerkschaften Tarifverhandlungen über Lôhne , Arbeits-

bedingungen und dergleichen statt. Auf unternehmens- oder

Betriebsebene stehen dem Betriebsrat aufgrund der Mitbestim-

mungsgesetzgebung bestimmte Rechte in bezug auf Information'

Mitwirkung und paritâtisch ausgehandelte Regelungen zu.

Wâhrend des Zeitraums seit Mitte der 70er Jahre war die Ein-

führung neuer Technologien in Deutschland Gegenstand ausge-

dehnter Verhandlungen. Diese haben sich sowohl in dem Ab-

schluss von Abkommen mit Arbeitgeberverbânden auf nationaler

oder regionaler Ebene als auch durch Betriebsrâte auf Unter-

nehmens- oder Betriebsebene niedergeschlagen'

Auf Bundesebene wurden in einer Anzahl wichtiger Branchen

Abkommen abgeschlossen, die sich auf die neuen Technologj-en

beziehen. Im allgemeinen h,aren diese ihrem wesen nach defen-

siver Natur. Sie strebten â11r die Arbeitnehmer vor den nega-

tj-ven Auswirkungen von Rationalisierung und technologischem

!{ande}, insbesondeie jedoch vor Entlassungen und Herabstu-

fungen zu schützen. Bereits lg73 wurde jedoch in der Metall-

industrie von Nordbaden-!{ürttemberg ein Abkommen abgeschlossen'

das sich auf Fragen der Arbeitsplatzgestaltung bezog und das

Mindestzeiten für die Arbeitsrhythmen von an halbautomati-

sierten Fliessbândern beschâftigten Arbeitnehmern vorsah'

Auf Betriebsratsebene haben die Gewerkschaften angestrebt, aus

der Gesetzgebung erwachsende Rechte auf Information, Beratung

und Mitwirkung zu nutzen, um die neuen Technologien vor ihrer

Einführung zu beeinflussen. Auch sind zahlreiche Betriebsver-

einbarungen abgeschlossen worden, die sich auf einzelne Aspekte

der neuen Technologien beziehen. Die meisten dieser Abkommen

erstrecken sich auf die Einführung und die Verwendung von
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Bildschj-rmgerâten (VDU), da diese den wesentlichsten Bereich
der Interaktion zwischen den Arbeitnehmern und den neuen

Technologien darstellen. Ein zweites Thema, auf das sich
Betriebsvereinbarungen erstrecken, ist die Erhebung und

Speicherung von persônlichen Daten der Arbeitnehmer. TtoEz

der Tatsache, dass die Betriebsrâte kein Vetorecht in bezug

auf die Einfirhrung neuer Technologien besitzen, sind in
diesen beiden Bereichen einige wesentliche Fortschritte er-
zielt worden. Zahlreiche Vereinbarungen über Bildschirmge-
râte beziehen sich auf Themen, die über ergonomische Normen

hinausgehen, und erstrecken sich auf Arbeitszeit, Qualifika-
tionsanforderungen und die Arbeitsorganisation im allgemeinen.

Weitere Rechte, die für die Einführung neuer Technologien

bedeutend sind, ergeben sich aus der Gesetzgebung bezüglich
des Gesundheitsschutzes und der Unfallverhütung. Diese sind
durch den sich hieran anschliessenden Erlass von Vorschriften
ergânzt worden.

Diese Ansâtze für die Aushandlung technologischen Wandels

werden in der Aufstellung der nâchsten Seite zusammengefasst.

Der Text geht im einzelnen auf einige der wichtigsten Ab-

kommen auf Branchen- und Betriebsebene ein. Anschliessend

daran beschreibt er einige Versuche, die Mittel gewerkschaft-

licher Unterstützung zu verstârken.

Branchenabkommen über Rationali sierungs schut z

Eine der wesentlichsten Erscheinungen im Bereich der deutschen

Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen gegen Ende der 70er Jahre

Iag in dem Einsatz neuer Technologien durch die Unternehmens-

Iêitungen, um Produktionsverfahren zu rationalisieren und

angesichts einer Situation schleppenden Wachstums die Be-

schâftigung abzubauen. Dies veranlasste die Gewerkschaften

dazu, den Abschluss und die Ausweitung von Tarifabkomrnen an-

zustreben, die über die grundsâtzlichen Bestimmungen der

Gesetzgebung hinaus im Falle von Kündigungen und von Massen-
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entlassungen Schutz geben sollten. Das Arbeitsministerium
schâtzte L979, dass 48 Prozent der deutschen Erwerbsbevôl-
kerung unter Tarj-fvertrâge fielen, die einen besonderen Ra-

tionalisierungs schutz vorsahen.

Ein Beispiel hierfür ist das grundlegende Abkommen, das sich
auf 600.000 Arbeitnehmer inder chemischen Industrie erstreckt
und im Màrz L979 für den Zeitraum bj-s I984 abgeschlossen wurde.
Dieser weitete den Rationalisierungsschutz auf âltere Arbej-t-
nehmer und Arbeitnehmer mit langjâhriger Zugehôrigkeit z1r

einem Unternehmen aus. Das Abkommen erhôhte die Abfindung im
FaIIe von Kündigungen, fïihrte für einen Zeitraum von sechs
Monaten einen volIen Lohnausgleich für den Fal1 von Umschulurig
sowie eine Verdienstgarantie von neun Monaten für den FaII
von Herabstufungen ein und lockerte die in diesem Industrie-
zwe|g geltenden Bedingungen für den Empfang von Lej-stungen
aus der Arbeitslosenversicherung. Ahnliche Abkommen, die
Arbeitnehmern mlt langj âhriger Unternehmenszugehôrigkeit,
Schutz gewâhrten, sind auch in der Schuh- und Lederindustrie
in der papierverarbeltenden Industrie und in eini gen Gebieten
in der Textilindustrie abgeschlossen worden.

Die intensive Ratj-onalisierung und die immer stârkeren Aus-
wirkungen des technolog ischen !{andels in der metallverarbei-
tenden Industrie führten L979 zu noch weiterreichenden
Rationalisierungsschutzabkommen, dLe zwischen der IG-MetaIl
und einigen regionalen Arbeitgeberverbânden, vor a11em

in Baden-Württemberg und in Niedersachsery abgeschlossen \dor-
den. In diesen Abkommen wurde der Schutz auf aIle Arbeitneh-
mer und nicht nur auf diejenigen mit langjâhriger Betriebs-
zugehôrigkeit ausgedehnt; sie führten Begrenzungen für das
Ausmass môglicher Herabstufung ein (maximal zwei Lohngruppen);
und das Einkommen herabgestufterArbeitnehmer wurde für
einen Zeitraum von I8 Monaten garantiertr ürtt anschliessend
durch die Zahlung von Erhôhungenr die unterhalb der jâhrlichen
Erhôhungen liegen, angeglichen zu werden. Es wlrd geschâtzt,
dass ein Viertel der Arbeitnehmer der metallverarbeitenden
fndustrie unter solche Abkommen fâ1lt..
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I{ie berej-ts betont wurde, haben einige Tarifvertrâge an-
gestrebt, bestimmte Normen für die Arbeitsplatzgestaltung
und die Arbeitsorganisation festzulegen. Das Abkommen der
metallverarbeitenden Industrie in Nordbaden-ÿ{ürttemberg von
1973 bestimmte eine Mindestzeit von I.5 Minuten für den

Arbeitsrhythmus von an Fliessbândern beschâftigten Arbeit-
nehmern.

In Deutschland war wie in anderen Lândern die Druckindustrie
gegen Ende der 70er Jahre, vor allem durch die Einführung des

computergesteuerten Lichtsatzes, besonders stark von dem

technologischen ÿÿande1 betroffen. Im ÿÿinter I977-78 kam es

zwischen der IG-Druck und Papier und den ArbeiÈgebern der
Druckindustrie tiber die Einfirhrung neuer Technologien in
der Druckindustrie zu einem ausgedehnten Arbeitskampf. Der

Streik wurde durch ein 1978 abgeschlossenes Abkommen beendet,
das Schutzmassnahmen für die frelgesetzten Setzer vorsah. Das

Abkommen sah vor, dass das Setzen und Korrigieren mit Licht-
satz für einen Zeitraum von 8 Jahren nach der Einführung der
neuen Technik nur durch ausgebildete Drucker erfolgen so}lte.
Eine dauerhafte Beschâftigung ausgebildeter Drucker sollte
durch ein strenges System der Verôffentlichung freier Stellen
und der Einstellung von Arbeitskrâften garantiert werden.
Diejenigen Drucker, die nicht in der Lage $raren, mit der
neuen Ausrüstung zu arbeiten, sollten für andere Tâtigkeit.en
umgeschult werden, nach Môglichkeit innerhalb des gleichen
Betrj-ebes. Iÿenn dies nicht môglich sein sollte und Mobilitât
erforderlich \^rar, sollte finanzielle Unterstützung gewâhrt
werden. Dieses Abkommen verschaffte den ausgebildeten Druckern
ebenfalls eine auf sechs Jahre bemessene Lohngarantie, die
ihrer friiheren Einstufung entsprach und somit eine Herab-
stufung vermied. Das Abkommen schloss auch Bestimmungen für
Abfindungen im Falle von Entlassungen ein. Ferner sah es

Normen für Gesundheit,sschutz und Unfallverhütung für die
Arbeit nrit Bildschirmgerâten vor. In dieser Beziehung war
das Abkommen in vi-el-er1ei Hinsicht ein Vorlâufer zahlreicher
Vereinbarungen iiber Bildschirmgerâte, die auf Betriebs- und

Unternehmensebene abgeschlossen wurden und auf die in diesem
Abschnitt noch eingegangen wird.
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Unternehmens- und Betriebsvereinbarungen

Diese Branchenabkommen haben die Verwirklichung eines ge-

wissen Schutzes für Arbeitnehmerr die mit Rationalisierung
und technologischem lrlandel konf rontlert werden, ermôglicht,,
aber um die Einführung neuer Ïechnologien im PLanungsstadlum

des Entscheidungsprozesses zu beeinflussen, \^rar es erforder-
1ich, den gewerkschaftlichen Einfluss auf Unternehmensebene

auszudehnen. Wie bereits betont wurde, r^rar das Hauptmittel
hierfür das System der Betriebsrâte. Der deutschen Gesetz-
gebung gemâss muss jeder Betrj-eb oder jedes Unternehmen mit
mehr als fünf Beschâftigten einen Betriebsrat aufweisen, der
ausschliesslich aus Arbeitnehmervertretern (Arbeitern und

Angestellten) besteht. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972

dehnte die Rechte des Betriebsrats auf InformaÈion, Beratung
und Mitwirkung aus. Dennoch kam es im Oktober L973 in der
Metallindustrie zu einem Arbeitskampf über die Rechte des

Betriebsrats, der grôssere Mitspracherechte bei der Humani-

sierung des Arbeitslebens erhalten solIte.

In bezug auf die Information muss derArbeitgeber den Betriebs-
rat rechtzeitig über folgende Themen unterrj-chten: - struktu-
relle Anderungen der Grôsse des Betriebs; technische Aus-

rüstung; Arbeitsmethoden und -verfahren; verfügbare Arbeits-
p1âtze; Anforderungen in bezug auf Belegschaftsstârke und

Schulung; Einstellungen, Einstufung von Arbeitsplâtzen und

Umsetzung von Personal; die wirtschaftliche und finanzielle
Lage des Unternehmens; Produktion und Marktlage; Rationali-
sierungsplâne; Einzelheiten über Fusionen und Übernahmen;

und andere Fragen, die sich wesentlich auf die Arbeitnehmer
auswirken. Der Arbeitgeber muss den Betriebsrat für folgende
Probleme hinzuziehen: strukturelle Verânderungen, Verânde-

rungen der technischen Ausstattuflg, Verânderungen der Arbeits-
abIâufe und der verfügbaren Àrbeitsplâtze. Beratungen sollten
auch iiber Personalplanung, Berufsbildung sowie geplante Ent-
lassungen stattfinden. Der Betriebsrat hat ein Mitwirkungs-
recht, d.h. ein Recht auf gemeinsame Entscheidungen mit den
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Arbeitgebern, im Hinblick auf eine Anzahl von Bereichen,
wie zum Beispiel: - Gestaltung der Arbeitszeit und Pauseni

Arbeitsvorschrlften; Verfahren der Lohnzahlung; Entlohnung-
systeme; Akkordprâmien und andere Leistungsanreizei Grund-

sâtze des Jahresurlaubs; die Messung der Arbeitsleistungi
Regelungen zu Gesundheitsschutz und Unfallverhütmg; be-

t,riebliche Sozialleistungen; und in grôsseren Unternehmen

die Grundsâtze für Einstellungen, Versetzungen, Einstufungen

und Entlassungen.

Über diese Rechte hinaus kônnen die Betriebsrâte mit den

Arbeitgebern Vereinbarungen aushandeln, hingegen kônnen sie
nicht über Lôhne und Arbeitsbedingungen verhandeln, $renn

dies nicht ausdrücklich in einem Tarifvertrag vorgesehen

ist. Eine von Knuth bei I.S.O. Saarbrücken angefertigte Stu-

die untersuchte 4.000 Betriebsvereinbarungen, die bis 198I

abgeschlossen worden hraren. Diese kam zu der Schlussforderung,

dass die meisten Abkommen nicht über die Rechte, die den

Betriebsrâten von der Gesetzgebung eingerâumt werden, hinaus-
gingen, sondern eher darauf abzielten, diese Rechte zu kon-

soLidieren.

Dennochohaben die Gewerkschaften Vereinbarungen auf Betriebs-
rats- und Gesamtbetriebsratsebene dazu verwendet, die Ein-
führung neuer Technologien, insbesondere im Hinblick auf

die Arbeitsbedingungen und die Qualitât der Arbeitsplâtze,
zu regeln. Eine Anzahl von Gewerkschaften hat Richtlinien
und Musterabkommen, vor allem über die Einführung und Ver-

wendung von Bildschirmgerâten (VDU), die den Betriebsrâten
bei dem Abschluss von Abkommen mit den Arbeitgebern behilf-
Iich sein sollten, verôffentlicht. Dies hat in den letzten
fünf Jahren in einer Reihe von Branchen zu dem Abschluss

einer Vielzahl von Verei-nbarungen iiber die Einführung von

Bildschirmgerâten geftrhrt. Diese sind in mehreren Studien
untersucht worden: das Ïrllrtschafts- und sozialwissenschaft-
liche Institut des DGB (WSI) führte eine Untersuchung über
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50 zr,rrischen 1978 und 1980 abgeschlossene Abkommen durch,
die Bestimmungen bezüglich der verwendung von Bildschirm-
gerâten enthielten, und auch die Universitât Trier
legte eine âhnliche Studie von etwa 60 Betriebsvereinbarungen
über die Verwendung von Bildschirmgerâten vor (20).

Aus diesem Überblick geht hervor, dass sich die meisten
Abkommen über Bildschirmgerâte auf a]le Arbeitnehmer, die
BildscLrirmgerâte benutzen, erstrecken, unabhângig von der
Zeit, die am Bildschirmgerât verbracht wird. Die meisten
Abkommen enthalten besondere Bestimmungen bezüglich ergono-
mischer Grundsâtze der Planung und Bedienung von Birdschirm-
gerâten einschriesslich der Normen für Frimmern und Blendung
auf den Bildschrirm, Parbkontrast, Anordnung von schirm und Tast,a-
tur, Gerâusch, eelüftutrg, Heizung und Beleuchtung. Sie regeln
die Gesamtheit der zeit, die tâg1ich mit Arbeit am Bildschirm
zugebracht werden kann, und sehen in den meisten Fâl]en ein
Maxlmum von vier stunden mj-t zusâtzlichren Ruheperioden und
Pausen vor. Sie enthalten weiterhin Bestimmungen, dj-e sich
auf dle Aufrechterhaltung einer gewissen Abwechslung bei
der Arbeit beziehen. Die meisten Abkommen sehen für die Ar-
beit an Bildschj-rmgerâten auch regelmâssige Untersuchungen
und in anderen Fâllen besondere Bestimmungen für âI.tere Ar-
beitnehmer vor und begrenzen die Bedienung der Gerâte durch
schwangere Frauen. Die meisten Abkommen begrenzen auch die
Herabstufungen oder Einkommensverluste, die aus der Arbeit
an Bildschirmgerâten resultieren kônnen, und sehen eeschâfti-
gungsschutz für diejenigen vor, die für die Arbeit an Bild-
schirmgerâten nicht geeignet sind.

Ein Beispiel für eine Betriebsvereinbarung über Bildschirm-
gerâte ist diejenige zwischen Rank Xerox und dem Gesamtbe-
triebsrat, die im Juli 1980 in Kraft trat und sich für alle
Betriebe des Unternehmens auf die Arbeitsorganisation für
Arbeitnehmer, die Bildschirmgerâte, Mikrofilmgerâte und Com-

put,erdrucker verwenden, erstreckt. Sie sieht pro Tag eine Be-
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grenzung auf vj-er Stunden Bedienungszeit von Bildschirmge-
râten, I5-minütige Pausen, die alle zwei Stunden eingelegt
werden müssen, sowie regelmâssige Augenuntersuchungen vor.
Sie enthâIt auch Massnahmen für die Umschulung und die Be-
grenzung von Herabstufungen der bestehenden Belegschaft,
die von der neuen Technologie betroffen ist, und Bestim-
mungen über die Offenlegung von Information durch das Unter-
nehmen an den Betriebsrat über zukünftige technologische
Verânderungen.

Ein weiteres Beispiel für eine Betriebsvereinbarung be-
züglich der Einführung von Bj.ldschirmgerâten findet sich
bei der Versicherungsgesellschaft Vo1ksfürsorge in Hamburg,

und wurde L979 abgeschlossen. Neben der üblichen Regelung
der ergonomischen Planung, von Augenuntersuchungen und Ar-
beitszeit. sah die Vereinbarung vor, dass nach Môglichkeit
das Bedienungspersonal von Bildschirmgerâten auch andere
Aufgaben wahrnehmen sollte, \^ras in praktischer Hinsicht die
Ausübung einer gemischten Tâtigkeit bedeutet. Die Vereinba-
rung sah Diskussj-onen zwischen Unternehmensleitung und Ge-

werkschaften im Hinblick auf die Beschreibung und Einführung
von solcher gemischter tâtigkeit auf Dauer vor.

Seit Anfang 1981 sind die meisten Betrj-ebsvereinbarungen
den von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall-
forschung verôffentlichten Regelungen über die Verwendung

von Bildschirmgerâten gefolgt. Diese ist ein von Gewerk-

schaften und Arbeitgebern paritâtisch verwaltetes Gremium,

das aufgrund des Arbeitssicherheitsgesetz von L973 das Recht

besit,zt, Vorschriften zu besonderen Aspekten des Gesundheits-
schutzes und der Unfallverhütung am Arbeitsplatz zu erlassen.
Diese haben im Hinblick auf die Gewerbeaufsicht und auf Ver-
sicherungsfragen praktisch Gesetzeskraft. Die I98I erlassenen
Regelungen erstrecken sich im wesentlichen auf die ergono-
mischen Aspekte von Konstruktion und Benutzung von BiId-
schirmgerâten. Die wichtigsten Bestimmungen der Regelungen

werden in dem Kasten der nâchsten Seite wiedergegeben.



62

Richtlinien für Bildschirmgerâte der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Unfallforschung - f981

Augenuntersuchun

Bildschirmanordnung :

Diese sollte übermâssige Belastung und Stress vermeiden;
Vorzugsweise dunkle Buchstaben auf hellem Untergrund;
Einbau von Fllternr üIIl Blendung auf dem Schirm auszuschalten;
Ausreichende Helligkeit des Schirms im Verhâltnis zur
Beleuchtung der Umgebung;
Zeichen sollten nicht verzerrt sein;
Orange, gelb und grün werden als Bildschirmfarben empfohlen;
Angemessene Blldschirmgrôsser ürn môglichst viele Informatio-
nen darstellen zu kônnen.

Aufstel lung:
Birdschirme sollten aus einem Abstand von 50 cm deutrich
lesbar sein;
Bildschirme soLlten j-n der Hôhe versteLlbar sein;
Blickwinkel des Benutzers sollte nicht 35o nach oben oder
25o nach unten überschreiten.

gen:

Für Benutzer bei der Einst,erlung und danach mindestens alrefünf Jahre;
Von 45 Jahren ab, a1le drei Jahre.

Tastaturen:
Einsatz von Kompakteinhej-ten sorrte auf ein Minimum be-
schrânkt werdeni
Getrennte Tastaturen werden bevorzugt;
Neigungswinkel der Tastatur sotlte unter I5o 1iegen.

lerhalter:
Texte sollten deutlich lesbar sein;
vüegen spiegerung soIIte glânzendes papier nicht verwendet
werden;
Papierhalter sollten in einem lrlinkel von 15-I70 von der
lfaagerechten eingestellt werden .

Tische und Stühle:
Es ist môglichst viel PLatz vorzusehen;
Tischlânge und -breite mindestens L2O cmi
Empfohlene Hôhe 72 cm mit mindestens 60 cm Beinfreiheit;
Halbmatte Oberflâche, um Spiegelung zu vermeiden;
stühIe sollten drehbar und in der Hôhe verstelrbar sein;
Benutzung von Fussstützen empfohlen.

Text und Pa
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Betrj-ebsvereinbarungen, die sich auf andere Aspekte des

technologischen !{andels als Arbeit mit Bildschirmgerâten
beziehen, sind ebenfalls abgeschlossen worden. Ein solches

Beispiel besteht in dem Datenschutzabkommen zwischen der

Unternehmensleitung und dem Betriebsrat von Volkswagen in
Wolfsburg, das inJuti L979 abgeschlossen $rurde. Dieses

erstreckt sich auf aIle geschâftigten des Unternehmens

und deren Famj-Iien und betrifft die Erhebung, Speicherung,

Verânderütrg, Lôschung oder Umformung persônticher Daten, ob

diese sich in Computerdatenbasen befinden oder nicht. Das

Abkommen schreibt die offenlegung von Information an den Be-

triebsrat ihber die Art der persônlichen Daten vor, und für
eine lrleitergabe an Dritte ist die zustimmung des Betriebs-

rats erforderlich. Das Abkommen sieht auch die Errichtung

eines Datenschutzausschusses vor i

Zukünfti Auswei-tun aritâtisch aus ndelter Re 1 en

Die dualistische struktur der Arbeitgeber-Arbeitnehmerbezle-

hungen hat für die deutsche Gewerkschaftsbewegung vor allem

im Hinblick auf die Koordinierung der verhandlungen auf

Branchenebene mit der Mitwirkung auf Unt'ernehmensebene zrt

problemen geführt. Da sie von Tarifverhandlungen ausgeschlossen

sind, kann es für Betriebsratsmitglieder schwierig sein, die

ihnen zur Verfügung gestellte Informatj-on zu nutzen, um wirk-

sam die Einführung neuer Technologien zu beeinflussen'

!{âhrend die Betriebsrâte zu Problemen, die mit der Einfilh-

rung neuer Technologien zusamnpnhângen, ausgedehnte Beratungs-

rechte besitzen, gi-bt es jedoch für den Arbeitgeber keine

verpflichtung bei der Berücksichtigung ihrer EmpfehlungêIlr

hierüber hinauszugehen. Da ihnen letztlich zwangsmittel

fehlen, kônnen sie keinen Ersatz f:ur eine wirksame ôrtliche
Gewerkschaftsorganisation bilden. Einige krit'ische Âusserungen

der Gewerkschaften bezüglich des systems der Betriebsrâte sind

in dem EGI-Bericht iiber gewerkschaftliche Grundrechte in west-
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europâischen Unternehmen (21) wiedergegeben worden. Trotz
dieser Probleme ist es jedoch, wie sich gezeigt hat, auf
Betriebsratsebene zu einer gewissen Anzah1 von Initiativen
in bezug auf die Einführung neuer Technologien gekommen,

und Verhaltenregeln, insbesondere im Hinblick auf die Ein-
führung von Bildschirmgerâten, haben sich entwickelt.

Die Zunahme des Einflusses von Betriebsratsmitgliedern bei
der Aushandlung d,er Einführung neuer Technologien auf Un-

ternehmens- und Betri-ebsebene hat zu verstârkten Anforde-
rungen an die Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen der

Gewerkschaften geführt. Die IG-Metall hat in ihrer Automa-

tionsabteilung ein aus zehn EachLeuten bestehendes Beratungs-

team zusammengestellt. Dies wird zum Teil und für eine An-

fangszeit von fünf Jahren von dem RegierungsProgramm der
Humanisierung der Arbeitswelt finanziert. Diese Sachver-
stândigen haben die Aufgabe, Vertrauensleute und Betriebs-
ratsmitglieder zu unterstützen, Idenn Projekte bezüglich
der Humanisierung der Arbeit durchgeführt werden, \^renn tech-
nologischer !{andel eintritt oder r^renn Situationen sch}echter
Arbeitsbedingungen bestehen. Sie haben sich bemüht, die
Erfahrungen mit den Verhaltensregeln für bestj-mmte Techno-

Iogien in bezug auf die Gestaltung von Arbeitsplâtzen sowie

auf Gesundheitsschutz und Unfallverhütung zu verbreiten.

Die IG-MetaII hat auch versuchsweise zwei ôrtliche Innova-
tj-onsberatungsstellen, eine in Hamburg und die andere in
Westberlin, erôffnet. Auch hier werden die Vorhaben für
eine begrenzte Zeit durch ôffentliche Mitte1 finanziert.
Aufgabe dieser Beratungsstellen ist es, dj-e ôrtliche Ge-

werkschaftsorganisation und Betriebsratsmitglieder im Hin-
blick auf technologischen Wandel zu unterstützen und Fach-

kenntnisse und Information für die Verwendung auf ôrtlicher
Ebene zu sammeln. Sie dienen auch dazu, Unternehmen in bezug

auf technologischen !{ande1 zu beraten und besonders bei
kleineren Firmen Innovationen zv fôrdern.
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Ein weiteres Beispiel für die Bemühungen der Gewerkschaften,
dle Unternehmen zu ermuti-gen, mit neuen Technologien zu inno-
vieren, lag in der gewerkschaftlichen Reaktion auf den Struk-
turwandel der Uhrenindustrie zu Beginn der 70er Jahre. Diese

Branche war lange Zeit ein wichtiger regionaler Arbeitgeber
in Baden-Württemberg. Gegen Ende der 60er Jahre und zu Anfang

der 70er Jahre $rurde sie stark durch eine Kombination von

technologischem Wandel bei der Art des Produktes (Umstellung

von mechanischen auf Quarzuhren) und von der Untâtigkeit
eines Teils der deutschen Uhrenhersteller betroffen, \^ras da-

zu führte, dass es nicht môgIich hrar, mit den Verschiebungen

im internationalen !{ettbewerb fertig zu h,erden. Dies zog An-

fang der 70er Jahre einen Rückgang der Beschâftigung um fast
ein Drittel nach sichu:d verursachte in den Gebieten, die
stark von der uhrenherstellung abhângig r^Iaren' auf ôrtricher
Ebene ernste Beschâftigungsprobleme.

Die IG-MetaII organisierte im Oktober 1975 eine Konferenz

für die Branche der Uhrenindustrie. Diese erwies sich a1s

auslôsendes Element für die Einführung von Regierungsmass-

nahmen, durch die den Uhrenherstellern ôffentliche Mittel
für Umstrukturierung, Forschung und Entwicklung zur Ver-

fügung gestellt wurden, vorausgesetzt, dass dies in Zusammen-

arbeit mit den ôffenttichen Behôrden geschah. Den Gewerkschaften

i^Iar es zu verdanken, dass es in einem Klima konservativer
Geschâftspolitik zu Regierungsmassnahmen für Umstrukturierung

und technologische Innovation kam, mit dem langfristigen ZLeL,

die Beschâftigungsbasis in diesem Industriezweig zu bewahren.
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GROSSBRITANNIEN

In Grossbritannien sind die Verhandlungen über die Einfüh-
rung neuer TechnoLogien durch das vielfâltige und im
wesentlichen auf freiwilliger Basis beruhende System der
Arbeitgebe r-Arbeitnehmerbez iehungen gekennzeichnet.

Die Struktur des britischen Tarif$resens

Auf Freiwilligkeit beruhende Tarifverhandlungen zwischen

Gewerkschaften und Arbeitgebern bzw. Arbeitgeberverbânden
haben herkômmlicherweise die Beziehungen zwj-schen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern bestimmt.

Es wird geschâtzt, dass in Grossbritannj-en L7 von 24 Mio

Arbeitnehmern unter den Geltungsbereich von Tarifvertrâgen
fall-en. Die am weitesten verbreitete Art von Abkommen sind
Branchentarifvertrâge, aber wâhrend diese vor allem im
ôffentlichen Dj-enst vorherrschen (0 Mio Arbeitnehmer), ïrer-
den sie im Prlvatsektor normalerweise durch Verhandlungen
auf Unternehmens- oder Betriebsebene (8 Mio Arbeitnehmer)
wesentlich ergânzt. So werden zum Beispiel in der MetaII-
industrie durch nationale Verhandlungen Grundlôhne, Urlaub
und Arbeitszeit vereinbart, aber Effektivlôhne und Arbeits-
bedingr:ngen werden j-n der Praxis im Betrieb ausgehandelt.
Dies erklârt die zunehmende Bedeutung der Vertrauensleute-
bewegung, di-e bei den Verhandlungen auf Betriebsebene die
Gewerkschaftsseite vertritt. Darüber hinaus gehôren einige
wichtige Unternehmen (3 Mio Arbeitnehmer), wie zum Beispiel
Ford, nicht den Arbeitgeberverbânden an und verhandeln des-
halb auf Unternehmensebene mit den betroffenen Gewerkschaften.
Gesetzliche Regelungen für Lôhne und Arbeitsbedingungen be-
stehen für etwa 3 Mio Arbeitnehmer, die unter die Zustândig-
keit von Lohnrâten fa1len. Diese erstrecken sich auf die
Bereiche, in denen die gewerkschaftliche Organisation zrl

schwach oder die Struktur eines Gewerbes zu unterschiedlich
sind, um Tarifverhandlungen zu ermôglichen.
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Die Ausweitung von Verhandlungen auf Betriebsebene und die
Organisationsstruktur der Vertrauensleute im Privatsektor
sind wâhrend der Nachkriegszeit zu einer wichtigen Entwj-cke-

lung für die Organisation von Tarifverhandlungen geworden.

Gegenwârtig wid.men die Gewerkschaften jedoch der Notwendig-

keit der Ausdehnung von Tarifverhandlungen auf umfassendere

Fragen der Unternehmenspolitik grosse Aufmerksamkeit, und

in diesem Zusammenhang haben sie sich auf die Einführung neuer

Technologien a1s einen wesentlichen Bereich für Tarifverhand-
lungen konzentriert. Diese Entwicklungen i^/aren auch mit Be-

mühungen verbunden, die geh,erkschaftliche Organisation auf

Unternehmensebene zu verstârken. Eine Studle über das pro-

duzierende Gewerbe wâhrend der 70er Jahre kommt zu dem

Schluss, dass der neueste Trend für Arbeitnehmer mlt manuellen

Tâtigkeiten in der Tat auf Verhandlungen mit einzelnen Ar-

beitgebern hinauslâuft, obwohl gegen$rârtig nur ein kleiner
TeiI der grôssten britischen Unternehmen offiziell Gesamt-

VertrauensleuteausschüSse anerkennen, die die Vertreter der

Vertrauensleuteausschüsse verschiedener Betriebe des gleichen

Unternehmens zusafllmenbri ngen .

Gesetzliche Regelungen haben aus diesem Grunde bei der Ent-

wicklung des britischen Systems von Arbeitgeber-Arbeitnehmer-

beziehungen im Vergleich zu anderen Lândern nur eine unter-
geordnete Rol1e gespielt. Sie'haben auch wenig Einfluss auf

die Regelungen bezüglich der Einführung neuer Technologien'

Abschnitt l1 des ArbeitsschutzgeseLzes vom L975 verpflichtet
die Arbeitgeber dazu, den Vertretern der Gewerkschaft für
Tarifverhandlungen notwendige Information offenzulegen, und

Abschnitt gg enthâlt Bestimmungen über die Offenlegung von

Information über Entlassungen. Diese Rechte \^/erden jedoch

von anderen Bestimmungen des Gesetzes wesentlich beschnitten.
Das gewerkschaftliche Forschungszentrum des Ruskin College in
oxford hat dazu bemerkt, "dass die kombinierten Auswirkungen

der Mânget der Bestimmungen bezü9Iich der Offenlegung von

Informationen (in dem ArbeitsschutzgeseLz) es den Gewerk-

schaftsvertretern âusserst schwer machen, Informationen
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iiber geplante technologische Entwicklungen in Unternehmen
zu erhalten, in denen es keine Abkommen über Verhandlungen
bezüg1ich der Einführung neuer Technologien gibt" (22). Das

einzige andere Gesetz, das in irgendeiner lrleise Arbeitgeber
zur Offenlegung von Information über die Auswirkungen der
Einführung neuer Technorogien verpflichte!., ist das Gesetz
über Gesundheitsschutz und unfallverhütung im Arbeitsleben
von 1975. Der Gebrauch, der hiervon gemacht wurde, wird
nachstehend in diesem Kapitel behandelt.

Der TUC und gewerkschaftliche Beratungsdienste für Ratio-
na1 i sierungs schutzabk ommen

Die Bemühungen zur Ausdehnung von paritâtisch ausgehandelten
Regelungen über die Einführung neuer Technologlen in Gross-
britannien haben sich daher auf die Ausweitung von Tarifver-
handlungen konzentriert. Die Gewerkschaftszentrale des Landes,
der TUC, hat diese Entwicklung aktiv gefôrdert und im An-
schluss an EntschLiessungen des TUC-Kongresses L979 einen
Bericht über Beschâftigung und Technologie verôffentlicht (23).
Dieser betrachtete die Einführung der neuen Technologien vor
dem Hintergrund des niedrigen Leistungsvermôgens der bri-
tischen rndustrle, geringer rnvestitionen, niedriger produk-
tivitât und daher schwachen hlachstums der Realeinkommen aIs
elne potentielr positive Erscheinung. Er machte verschiedene
Vorschlâge zur Industriepolitik, aber versuchte auch, die
Gewerkschaften dazu zu ermuntern, ihren Einfluss auf die
Einfiihrung neuer TechnoLogien auszudehnen und für ihre Mit,-
glieder eine Beteiligung an den sj-ch daraus ergebenden vor-
teilen zu gewâhrleisten.

Der TUC sprach sich zugunsten ej-nes Ansatzes aus, bei dem

die Ausweitung des Tarifwesens mit der Reaktion auf den
technologischen lrlandel zu verbinden se1. zu di-esem Zwecke
schlug er den Abschluss von Rationali-sierungsschutzabkommen
(NTA) vor und verôffentlichte 1979 eine Reihe von Richtlinien
für die Verhandlungsführer. Angesichts der unterschiedLichen
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Verhandlungsstrukturen in Grossbritannien, die bereits
beschrieben wurden, versuchten diese nicht, ein Musterab-
kommen auszuarbeiten, sondern nahmen die Form einer Check-
liste für Verhandlungsführer an. Diese Checkliste legte
die Grundsâtze fest, auf denen Rationalisi-erungsschutzab-
kommen beruhen sollten: einvernehmlich ausgehandelter Wandel,
Anwendung von status quo-Bestimmungen, klare Bestimmung der
Ziele, deren verwirkrichung die Gewerkschaften wünschten und
Einrichtung von gemeJ-nsamen ge\^rerkschaftrichen Gremj-enr ürTl

die Entwickrung zu überprüfen; sie enthielt weiterhin de-
taillierte Fragen bezüglich der Gewerkschaftsorganisation und
der Beziehungen zwischen verschledenen Gewerkschaften, der
offenlegung von rnformation, einvernehmlich ausgehanderter
P1âne zu Beschâftigung und Produktion, umschulung, Arbeits-
zelt, Gesundheitsschutz und unfallverhütung sowie verfahren
zur Kontrolle inzwj-schen eingetretener Fortschritte.

rm Anschluss an die verôffentrichung der checkliste des TUc
gab elne grosse Anzahl von Einzelgewerkschaften ihre eigenen
Richtlinien für verhandlungsführer und für Musterabkommen
herausr \dêlche das Material des TUc ihren eigenen Bedürf-
nissen anpassten und deutlich mehr ins Detail gingen.
rnsbesondere hat der grôsste Tel1 der Angest,elltengewerk-
schaften Musterabkommen entworfen.

Um die Dynamik zugunsÈen von Rationalisierungsschutzabkommen
auf Landesebene aufrechtzuerhalten, hat der TUc auch ei-ne
gemelnsame Erklârung über neue Technologien mit dem nationalen
Arbeitgeberverband (cBr) angestrebt. rm Arischruss an Dis-
kussionen, die im Juli r980 in dem drittelparitâtischen
Nationalen Rat für wlrtschaftLiche Entwicklung stattfanden,
wurde auf sekretariatsebene zwischen vertretern von TUC und
cBr eine gemeinsame Erklârung zu einem "Rahmenabkommen für
technologische Anpassung" entworfen. Diese wurde anschliessend,
in September 1980, vom Kongress des TUC gebilligt, aber vom
Rat der cBr verworfen. Diese Erfahrung spiegelt die Tatsache
wider, dass, wâhrend in der praxis eine Beteirigung der Ge-
werkschaften an der Einführung neuer Technorogien in einigen
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r^/enigen Unternehmen akzeptiert wird, dies kei-neswegs für die
Gesamtheit der britischen Industrie gilt. In einigen Be-
rei-chen der Industrie haben sich Arbeitgeber allen Versuchen
der Gewerkschaften, Rationalisierungsschutzabkommen auszu-
handeln, widersetzt.

Ab ge schlos sene Rati ona 1 i s ie rungs s chut z abkommen

Die unterschiedliche Haltung der Arbeitgeber erklârt zum

Teil die Tatsache, dass das Ausmass, iD dem solche Abkommen

abgeschlossen worden sind, innerhalb verschiedener Sektoren
und Branchen unterschiedlich ist. Eine Studie der Universi-
tât Aston (24) hat 198I mehr a1s hundert Rationalisierungs-
schutzabkommen aufgelistet und untersuchtr vorl denen das

erste lgTI abgeschlossen, jedoch der grôsste TeiI erst im

Anschluss an die Verôffentlichung der TUC-Richtlinien zwischen

L979 und 198I unterzeichnet wurde. Weitere Abkommen sind
nach Abschluss dieser Studie unterzeichnet worden, obwohl

sich der zahlenmâssige Zuwachs dieser Abkommen wahrschein-
lich abgeschwâcht. hat.

Der grôsste Teit dieser Abkommen ist auf Unternehmensebene

abgeschlossen worden, obwohl vor allem im ôffentlichen Sek-

tor eine beschrânkte Anzahl sektoraler oder branchenweiter
Abkommen ausgehandelt wurde. Beispiele für Abkommen im ôffent-
lichen Dienst umfassen ein Beschâftiqunqsschutzabkommen
zwj-schen der Gewerkschaft der Posttechniker (POEU) und der

Postverwaltuns (L979), ein Abkommen zwischen den Elektrikern
(NALGO) und den Elektrizitâtswerken über die Einführung von

Büroausrüstunq mit Mikrotechnologie (I979) sowie ein Abkommen

über die Verwendung von Textverarbeitunqsmaschinen zwischen

der Gewerkschaft des ôffentlichen Dienstes (CPSA) und der

Postverwaltung (1979) .

Zwei Jahre hindurch fanden Verhandlungen zwischen den Gewerk-

schaften des ôffentlichen Dienstes und der Regierung über die
Einfirhrung neuer Technologien im ôffentlichen Dienst statt.
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Das Ergebnis war eine vorlâufige Vereinbarung über neue

Technologien, die im Mârz L982 zwischen der Regierung und

dem Rat der Gewerkschaften des ôffentlichen Dienstes abge-

schlossen wurde. Diese Verelnbarung ist zwei Jahrta gültig
und bildet den Rahmen für ôrtliche Vereinbarungen über
die Einführung neuer Technologien im ôffentlichen Dienst.
Die Gewerkschaften vereinbarten darüber hinaus eine Auf-
kIârungskampagne unter ihren l{itgliedern, bevor das Ab-

kommen 1984 neu ausgehandelt wird.

Eine sektorale Vereinbarung ausserhalb des ôffentlichen
Sektors war diejenige zwischen den unabhânglgen Fernseh-

anstalten (ITV) und der Gewerkschaft der Film- und Fernseh-

techniker (ACTT) im Oktober 1979. Diese $rurde im Anschluss

an einen elfwôchigen Streik abgeschlossen, der nach aussen

hin über Lohnfragen geführt wurde, aber sich am Ende auf

die Einführung und die Verwendung von elektronlscher Aus-

rüstung zur Sammlung von Nachrichten konzentrlerte. Das

Abkommen erstreckte sich auf Entlohnung und Arbeltszeit,
aber es schlug auch den Abschluss ôrtLlcher Verelnbarungen

über die Einführung solcher Ausrüstung im Rahmen elnes Ver-

haltenscodes zwischen der ITV und der ACTT vor.

Wie obenstehend betont l^rurde, sind jedoch dle melsten Ra-

tionalisierungsschutzabkommen auf Unternehmensebene abge-

schlossen worden und spiegeln in vlelen FâL1en dle Muster-

abkoinmen wider, die von den Gewerkschaften auf Landesebene

ausgearbeitet wurden. Beisplele von Abkommen, die unter Dach

und Fach gebracht wurden, umfassen: Eln Abkommen über die

Einführung von Bildschirmgerâten (VDU) und âhnltcher Aus-

rüstung zwj.schen der Büroangestelltengewerkschaft APEX und

dem Maschinenbauunternehmen NEI Parsons 1f979)l eln Abkommen

zwischen Ford-GB und den AngestelltengewerkEchaften AUEW-TÀSS,

ASTMS und TGWU-ACTSS über dle Ausweltung des ElnEatzes von

Computernl eln Abkommen zwlschen der GewerkEchaft GM!{U und

Imperlal Tobacco Ltd. über dle Begrenzung von Herabstufungenl
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ein Abkommen über die Einfirhrung und Verwendung computer-
gesteuerter Ausrüstungen zwischen der APEX und International
Computers Ltd. (r979); ein Abkommen über Bildschirmgerâte
und entfernt aufgestelLte Datenstationen für Stapelbetrieb
zwischen der APEX und Vickers Ltd. (r979),; verschiedene
Abkommen zwischen Drucker- und Journalistengewerkschaften
und der Druckindustrie (1979-f980); ein Abkommen ewischen

der ASTtr4S und der Royal London Mutual Insurance Society
(Versicherung) über gemeinsame Beratungen bezüglich des

technologischen lrlandels (r980); und ein Abkommen zwischen

International Harvester und der APEX (1980).

Abkommen sind auch auf Betriebsebene innerhalb bestimmter
Unternehmen abgeschlossen worden. Beispiele umfassen: Ein
Abkommen über die Einfiihrung von elektronischer Datenverar-
beitungsausrüstung zwischen den Angestelltengewerkschaften
TGÿüU-ACTSS und ASTMS und CPC Ltd,, das sich auf den Betrieb
von Trafford Park Site (L979) erstrecktei und ein Abkommen

über neue Technologien zwischen Rolls Royce (Derby) und der
ASTMS (1980).

Die Aufstellung auf der nâchsten Seite vermittelt einen
Eindruck der Vielfalt der von der Universitât, Aston
untersuchten Gewerkschaften, die solche Abkommen

unterzeichnet haben. Es ist bezeichnend, festzustellen, dass

mehr als die HâIfte der Abkommen im Maschinenbau abgeschlossen
wurde. Die weitaus grôsste ZahI der Abkommen bezog sich aus-
schliesslich auf nicht-manuelle Arbeltnehmer, und mehr a1s

dle Hâlfte der untersuchten Abkommen $rurde von den belden

"allgemeinen" Angestelltengewerkschaften ÀPEX und ASTMS ab-
geschlossen, denen die Ingenieur- und Technlkergewerkschaft
AUE!{-TASS folgte. Bei drei Vierteln der Abkommen gab es auch

nur elnen Unterzeichner.

ÿ{enn der Überblick der Unlversltât Aston auoh nlcht aLs voII-
stândlg betrachtet werden kannr so vermlttelt er doch clnen
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TABELLE IV

GE ÿüE RKS CH AFTEN DIE IN GROSSBRITANNIEN RATIONALISIERUNGS-
S CH UT Z ABKOMMEN ABGESCHLOSSEN HABEN

R-abkommen

R-abkommen
mit Regelungen
tiber Lôhne und
Arbeitszeit

Andere Verein-
barungen, die
Ftationalisie-
rungsschutz-
klauseln ent-
halten

APEX (Bürokrâfte)

AST!,IS (Leitende Angestellte)

TASS (Technische Zeichner)

AUEW (Metallarbeiter)

ACISS (Angestelltenabteilung der
T&G:W-Bürokrâfte)

TG:WU (manuelle Arbeiter)

I4ATSA (Anqestelltenabteilwrg der GI"I!üU)

GIvt!{U (manuelle Arbeiter)

EETPU (Elektriker)

NUSIVIW - Personalabteilung

Confederation of Shipbuilding and Engi-
neering Unions (kann aIle obenstehenden
Cewerks chaften r:mfassen)

USDAVü (Einzelhande1)

NUJ (Journalisten)

NGA (Setzer)

NATSOPA ( Angestelltenabteil*g)
( Druckindustrie )

ACIT (Filntechniker)

NATTKE (übrige Facharbeiter der Film-
industrie)

NALGO (Bedienstete der Gerneinden und
Regionen)

CPSA (Beamte - Bürokrâfte)

CML SERVICE UNIONS (9 Gewerkschaften
einschliesslich der obenstehenden)

NUR (Eisenbahnarbeiter)

TSSA (Eisenbahn - Bürokrâfte)

Andere kleinere Gewerkschaften

33

28

t6

1

3

3

0

2

T

0

0

1

3

1

I

1

0

0

0

0

0

1

0

B

0

3

L

1

1

0

0

0

3

2

1

3

2

1

1

T

1

0

0

0

0

0

0

0

I

1

1

2

1

0

1

1

0

1

0

1

0

6

1

Anmerkung: Da ein Abkommen von verschiedenen Gewerkschaften unterzeichnet
sein kann, stimrnen diese Zahlen nicht notwendigerweise mit an-
deren Aufstellungen überein. Ein Abkommen kann unter verschie-
dene Kategorien fallen.

Quelle z (24)

1
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ziemlich genauen Eindruck der formal abgeschlossenen Ratio-
nalisj-erungsschutzabkommen. Bezeichnenderweise lâsst sich
hieraus ableiten, dass zumindest für manuelle Arbeitnehmer
ein Rat.ionalisierungsschutzabkommen eher dj-e Ausnahme als
die normale Methode darstellt, mit der die Einführung neuer
Technologien geregelt wird. Für Angestellte oder nicht-
manuelle Arbeitnehmer ist das Rationalisierungsschutzabkommen
zu einem bedeutenden Mittel für die Einführung von Regelungen
geworden, zum TeiI deshalb, weil zahlreiche dieser Gruppen

gegenwârtig zum ersten Mal direkt von der Einführung neuer
Technologien betroffen werden. Der Geltungsbereich in dieser
Hinsicht erstreckt sich jedoch immer noch nicht auf die Ge-

samtheit der Industrie und des Dienstleistungssektors. Es

ist auch offensichtlich, dass seit den ersten Initiativen
bezüglich Rationalisierungsschutzmassnahmen gegen Ende der
70er Jahre die Verschârfung der !{irtschaftskrise das Ver-
handlungsklima belastet und den Abschluss solcher Abkommen

erschwert hat.

Der Grossteil der abgeschlossenen Abkommen erstreckte sich
auf Verfahren für Beratung und Frühwarnung bei der Einfirh-
rung neuer Technologien und auf die Beziehungen bestehender
gewerkschaftlicher Strukturen und Verfahren mit denjenigen,
mit denen die neuen Technologien bewâItigt werden sollen.
Bei den untersuchten Abkommen hrar es jedoch in den selt'ensten
Fâ11en môglich, "Gegenseitigkeitsklauseln" einzuführen auf-
grund derer Verânderungen nur im gegenseitigen Einvernehmen

stattfinden kônnen, und nur eine ganz kleine ZahI sah ge-

werkschaftlichen Einfluss im Planungsstadium der Einführung
vor. Es ist auch bezeichnend, dass ein Drittel der Abkommen

keine Bestimmungen bezügIich der Offenlegung von Information
für die Gewerkschaften durch das Management vorsah.

Fast aIle diese Abkommen enthielten Klauseln, die sich auf
die Auswirkungen neuer Technologien auf die geschâftigung

und auf die Gefahren von Herabstufungen bezogen. In bezug

auf die geschâftigung bestand der am weitesten verbreitete
Schutz in der Aufnahme von EntlassungsschutzkLauseln, die
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einen Abbau der Belegschaft durch natürliche Fluktuation
vorsehen. Neun Prozent der Abkommen enthielten eine Ver-
pflichtung, bestehende Belegschaftsstârken aufrechtzuer-
halten. Eine vreitere von der London School of Economics (25)
durchgeführte Studie hat auf die Tatsache hingewiesen, dass
dj-e Gewerkschaften zwar Arbeitsplâtze verteidigen kônnen,
wobei die gegenwârtig Beschâftigten thre Arbeitsplâtze be-
halten, aber wenig zur Schaffung neuer Arbeltsplâtze bei-
tragen kônnen. Auch hier haben zweifellos das K1ima der
gegenwârtigen Rezession und die Verwendung neuer Technolo-
gien zur Fôrderung von Rationalisierungsinvestitionen stark
die Ergebnisse von Ratj-onalisierungsschutzabkommen in diesem
Bereich beeinflusst. Im Hinblick auf Herabstufungen sahen

nur wenige Abkommen das Verbot jeglicher Herabstufungen vor,
wâhrend etwa die Hâlfte im Fa1le von Herabstufungen die
Beibehaltung der Lôhne vorsah.

Nur eine kleine Anzahl von Abkommen (13) enthielt spezi-
fische Bestimmungen, dle die Einführung neuer Technologien
mit Lohnerhôhungen oder Arbeitszeitverkürzungen verbinden.
Dies spiegelt die Tatsache wider, dass Rationalisierungs-
schutzabkommen parallel zu bestehenden Tarifvertrâgen über
Lôhne und Arbeitszeit und nicht so sehr im Zuge der jâhr-
lichen Lohntarifverhandlungen abgeschlossen $iorden sind.
Hlerzu kam auch eine der Schlussfolgerungen einer Studie
der gewerkschaftlichen Forschungseinheit (TURU) , die für
die EG über die Auswirkungen der neuen Technologien ange-
fertigt wurde und die auf die Überladung des Terminplans
für die jâhrlichen Lohntarifrunden und auf die sich daraus
ergebenden Schwierigkeiten für die Behandlung der Einführung
neuer Technologien hinwies (26).

Die Behandluns von Aspekten des Gesundheitsschutzes und der
Unfallverhütung

Ein weiterer Bereich,
Regelungen angestrebt

Rational i s 1e rungs s chutz abkommen

sind die Aspekte des Gesundheits-
in dem

haben,
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schutzes und der Unfallverhütung bei der Einführung neuer

Technologien und insbesondere die ergonomischen Normen,

die sich auf die Arbeit mit Computerterminals und Bild-
schirmgerâten beziehen. Über 40 Prozent der von der Uni-
versitât Aston untersuchten Abkommen enthielten gegenseitig
vereinbarte Normen über Gesundheitsschutz und Unfallverhütung,
und ein weiteres Drittel sah die Verpflichtung vor, über
Normen zu verhandeln. Ein Drittel der Abkommen bezog sich
auf Ruhezeiten und Pausen für das Bedienungspersonal von

Bildschirmgerâten, und ein Fünftel begrenzte die KontroLle
der Leistung von Arbeitnehmern.

Der Grossteil der Abkommen enthâIt detaillierte Normen und

ins einzelne gehende Regelungen über die einzufi.rhrende Aus-

rüstung und Hardhlare, aber nur relativ wenige behandeln die
potentiell wichtigeren Fragen der Arbeitsplatzgestaltung,
der Arbeitsorganisation und der Systemplanung. Verhandlungs-

führer haben es in der Praxis schwieriger gefundenr die ver-
gleichsweise weniger quantifizierbaren Aspekte der neuen

Technologien in den Griff zu bekommen. Die Verhandlungen

über Begrenzungen der Arbeitszeit mit Bildschirmgerâten und

iiber Ruhepausen berühren jedoch die Aspekte des WandeIs,

die mit der Arbeitsorganisation zusammenhângen.

Bei der Beeinflussung der Gestaltung von Arbeitsablâufen
sind jedoch die regelmâssigen Bemühungen zur Verbesserung

der Kenntnisse einzelner Arbeitnehmer und Gewerkschaftsver-

treter über die Arbeit bezüglich der Beeinflussung geplanter
Verânderungen vielleicht wichtiger ge\^resen als formale Ab-

kommen. In dieser Hinsicht sowie bei der Aufstellung von

Normen ist die Gesetzgebung mit Hil-fe des Gesetzes über

Gesundheitsschutz und Unfallverhütung im Arbeitsleben von

Lg75 dazu verwendet worden, die gewerkschaftlichen Rechte

auszuweiten. Der TUC stellte 1n sej-nem Bericht von 1979 fest,
dass dj-eses Gesetz den Gewerkschaften elne Gelegenheit lie-
fert, vor der Einführung neuer Technologien sicherzustellen,
dass Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsaspekte voll
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berücksichtigt worden sind. Schon jetzt verpflichten ein-
zelne Bestimmungen des Gesetzes Arbeitgeber, Konstrukteure,

Hersteller und andere dazu, Forschungen durchzuführen und

Informationen zrt liefern, aber diese allgemeinen Pflichten
müssen nâher bestimmt $rerden. Dem TUC ist es gelungen, die

Errj-chtung von beratenden Gesundheitsschutzausschüssen in
der Industrie durchzusetzen, die sich mit den Problemen,

die sich in einer Anzahl von Branchen als auch in bestimmten

Gewefben ergeben, auseinanderzusetzen haben. Es ist ej-n Zie1-

des TUC, aIle massgeblichen Gewerkschaften an der Arbeit
dieser Ausschüsse teilnehmen zu lassen, insbesondere an den

beratenden Industrieausschüssenr So dass technologische
Entwicklungen in der Industrie von den Gewerkschaften über-
prüft werden kônnen. Darüber hinaus wird die Anwendung der

Bestimmungen über Unfallschutzbeauftragte und -ausschüsse

den Gewerkschaften am Arbeitsplatz zusâtzliche Mittel ver-
schaffen, die môglichen Auswirkungen der Einführung neuer

Technologien zu untersuchen. Unfallschutzbeauftragte haben

ihren Arbeitgebern als auch der Behôrde für Gesundheitsschutz-

und Unfallverhütring gegenüber ausgedehnte Informationsrechte.

Nach Ansicht eines Gewerkschaftsbeauftragten für Unfallver-
hütung ,'muss jedoch jeder ge\^rerkschaftliche Ansatz ver-
suchen, auf nationaler Ebene Mindestnormen einzuführen und

anschliessend die Beauftragten auf ôrtlicher Ebene dazu zu

bringen, diese Normen durchzusetzen. Tarifverhandlungen
sind das Mittel geworden, durch das Schwierigkeiten bei der

Verwirklichung gelôst werden kônnen. Sie sind jedoch kein
angemessener Rahmen für die Aufstellung von Normen und \der-

den es auch nie sei-n, und in vielen Fâllen sind sie sogar im

Hj-nblick auf deren Erzwingung machtlos" (27) -

Diese Ansicht hat dazu geführt, auf die Gesundheitsschutz-

und Unfallverhütungsbehôrde einzuwirken, um nationale Normen

für die Verwendung von Bildschirmgerâten aufzustellen. Es
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so1lte jedoch betont werden, dass die Regelungen bezügIich
der Bildschirmgerâte in Rationalisierungsschutzabkommen
sich zumindest auf das Diskussionsni-veau von Lieferanten und

Herstellern von Ausrüstung ausgewirkt und diese auf die
Notwendigkeit ergonomischer Gestaltung der Ausrüstung auf-
merksam gemacht haben.

AIs umfassendere Schlussfolgerung sollte auch noch einmal
betont werden, dass, r^renn auch die meisten Rationalisierungs-
schutzabkommen in Grossbritannien aus einer im wesentlichen
defensiven Grundhaltung abgeschlossen wurden, diese in rela-
tiv kurzer Zel-t- und angesichts einer sich rapide verschlech-
ternden geschâftigungslage und einer Krlsensituation für
die fndustrie zustandegekommen sind.
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ITALIEN

Die Entwicklung paritâtisch ausgehandelter Regelungen über'
die Einfirhrung neuer Technologien in Italien fand vor allem
im Rahmen des bestehenden Tarifwesens und nicht so sehr

durch Gesetzgebung oder den Abschluss neuer Abkommen statt.
Darüber hinaus konzentrierten sich die Bemühungen der Ge-

werkschaften, über Tarifverhandlungen ihren Einfluss aus-

zu\^reiten, auf allgemeine Fragen der Unternehmenspolitik.
Daher haben die neuen Technologien hiervon nur einen Bestand-

teil gebildet. Ferner beschrânken sich Verfahren zur Ej-n-

führung der jeweils besten Lôsung auf einige \,itenige Unter-
nehmen, vor allem im Bereich der Spitzentechnologie, mit
hochgradig ausgebildeten und motivierten Belegschaften.

Obwoht Tarifverhandlungen das Hauptwerkzeug für gemeinsame

Regelungen \^/aren, wurden die durch Verhandlungen erzielten
Rechte durch die Gesetzgebung konsolidiert und ausgeweitet.
Das Statuto dei Diritti dei Lavoratori (Gesetz über die Rect,rte

der Arbeitnehmer) von 1970 enthâIt zum Beispiel das allgemeine
Recht der Gewerkschaften, sich zu organisieren r z! verhandeln
und auf Unternehmensebene Arbeitsklimpfe zrt führen: Es erstreckt
sich nicht auf Arbeitnehmer, die in Unternehmen mit weniget
als I6 Beschâftigten tâtig sindrürld nicht auf Angehôrige des

ôffentlichen Dienstes. Artikel 9 di-eses Geseùzes, der sich
auf Arbeitshygiene und Unfallschutz bezieht, râumt Gewerk-

schaftsvertretern ein Inspektions- und Kontrollrecht der Af-
beitsplâtze und damit auch das Recht auf einschlâgige Informa-
tj-on über technologischen V{andel ein.

Auch das Gesetz über Gesundheitsschutz und Unfallverhütung
von 1978 (Gesetz 833) enthâIt eine Anzahl von Rechten für Ge-

werkschaftsvertreter im Bereich der Arbeitsbedingungen, des

Gesundheitsschutzes und der Unfallverhütung. Es verpflichtet

Einschlâgige Gesetzgebung
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den Arbeitgeber, rnformationen über den produktionsprozess
zu liefern, d. h. über den Betrieb, die Ausrüstung, die
Maschinenausstattung und die verwendeten ÿÿerkstoffe. Dies
bezieht sich natürlich auch auf neue Technologien. Die Ge-
werkschaften haben jedoch festgestellt, dass sich die Gesetz-
gebung über Gesundheitsschutz und unfallverhütung vor arlem
auf Ausrüstung und l,laschinen bezieht, sie aber wesentrich
weniger geeignet ist, Fragen der systempranung und die Aus-
wirkungen von systemen auf die Arbeitsbedingungen in den .

Griff zu bekommen.

Die Behandlung neuer Technoloqien durch Tarifvertrâge

Neue Technologien sind durch die Ausweitung von Tarifvertrâgen
behandelt worden, um die offenlegung von rnformation und all-
gemeine Fragen der Unternehmenspolitik einzubezi-ehen. In eini-
gen FâIlen sind KLauseln, die sich ausdrücklich auf ,ilie neuen
Technologien beziehen, in Tarifvertrâge aufgenommen worden.
Die Bestrebungen, Tarifvertrâge auszuweiten, begannen ziemlich
zôgernd wâhrend der 60er Jahre. Eine frühe Entwickrung ist in
dem nationaren Metallarbeiterabkommen von L966 zLL sehen, das
sich auf die Metallarbeiter in ôffentlichen und staatrich ge-
Lenkten Sektor erstreckte. Dieses Abkommen verpftichtete die
Unternehmen, die Gewerkschaften "in den FâI1en, in denen die
Einführung technologischer Neuerungen führbare Auswirkungen
auf Beschâftigung und Arbeitszeit hâtte", zu unterrichten.
Betriebsvereinbarungen und Abkommen auf Unternehmensebene
wurden hieran anschliessend abgeschlossen und enthielten âhn-
liche Bestj-mmungen.

Die Dynamik wurde gegen Ende der 70er Jahre wiederbelebt, \^renn

auch vor dem Hintergrund einer wirtschaftlichen Krisensitua-
tion, und eine Anzahl von Betriebsvereinbarungen, die sich
auf Probleme der neuen Technologien bezogen, wurden im Zeit-
raum von 1977-L979 abgeschlossen und ergânzten die wesent-
Iichen Branchenabkommen. In einem Abkommen von I977 zwischen
Fiat und dem Nationalen Metallarbeiterbund (f'f,U) wurden neben
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Fragen der Beschâftigung und der Arbeitszeit auch Probleme

der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumgebung unter dem

Gesichtspunkt des technologischen !{andels behandelt. Das

Abkommen billigte die Automatisierung beschwerlicher tâtig-
keiten beim LackspriLzen sowie dem Stanzen und Schneiden von

Meta11.

Ein Abkommen zwischen Olivetti und der FLIvI von 1977 bezog

sich auf Problente der Investitionen, Beschâftigung und der
Umgestaltung manueller Arbeit im Zusammenhang mit dem techno-
Iogi-schen !,Iandel. Durch dieses Abkommen gelang es, das Prin-
zip der Information, Beratung und Verhandlung über technolo-
gischen ÿÿandel durchzusetzen. Dj-eser Grundsatz wurde im An-

schluss hieran durch die drei Jahre gültigen nationalen Ab-

kommen von Juli L979 auf die meisten Branchen ausgedehnt.

Diese bestimmten, dass ein Arbeitgeber mit der zustândigen

Gewerkschaft auf der geeigneten Ebene verhandeln muss, wenn

er neue Technologien einzuführen plant.

AIle nachstehenden Abkommen enthielten Klauseln, d'ie die
Unternehmen verpflichteten, den Gewerkschaften Informationen
iiber geplante Verânderungen im Betrieb sowie im Hinblick auf
Ausrüstung und damit auf technologischen Wandel zur Verfügung

zu ste11en.

Angesichts der Verschârfung der lnlirtschaftskrise seit L979

haben die Gewerkschaften die Information bei den Verhandlungen

in im wesentlichen defensiver lrleise Verwendet und vor allem
versucht, dj-e Vernichtung von Arbeitsplâtzen zu verhindern.
Es hat jedoch auch ej-nige Beispiele positiverer Ansâtze der

Beteiligung der Gewerkschaften an der Systemplanung gegeben.

Die Erfahrung bei Olivetti war insofern besonders interessant,
als die Reformen der Struktur der Arbeitsorganisation wâhrend

der 70er Jahre sowohl auf gewerkschaftlichem Druck zugunsten

einer Verminderung der Monotonie gewisser Tâtigkeiten als
auch aus der Bemühung des Managements, im Hinblick auf die
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TABELLtr V

OFFENLEGUNG VON INFORMATION TN ITALIENISCHEN TARIFVERTRAGEN

Anzah1 der betroffenen
Arbeitnehmer

Branche

Metallverarbeitung
und Maschinenbau

Baugewerbe

Textil und Bekleidung

Chemie

Hol z

Papier

Schuhe und Leder

Druck und Verlags\,ÿesen

Landwirtschaft

Banken

r.500.000

1.000.000

700.000

550.000

290.000

120.000

150.000

r50.000

1.500.000

200.000

Zeitpunkt der
Erneuerung

t6/7/7e

22/7 /7 e

20/7 /7e

24/7 /7e

8/7 /7e

2L/7 /7e

2t/7 /7e

L9/7 /7 e

Lo/5/7e

L8/ L2/7 9

Umstellung von mechanischen auf elektronische Erzeugnisse, ej-n

flexibleres Produktionssystem zu verwirklichen, herrührten.
Dies firhrte zu dem Ergebnis, dass integrierte Montageeinheit,en

eingeführt wurden, um die Fliessbandmontage zu ersetzen,
wobei. die jeweitige Arbeitsgruppe für ein spezifisches Er-
zeugnis oder die Montage ej-ner Einheit verantwortlich war.
Dies führte zu einer Aufwertung von Fachkenntnissen und z\
einer Verbesserung der Arbeitszufriedenheit. Diese Form der

Arbeitsorganisation wurde durch den Modulcharakter des Pro-

duktionsprozesses von elektronischen Erzeugnissen wesentlich
erleichtert.

Eine Anzahl weiterer positiver Ergebnisse entsprangen Ver-
handlungen auf Unternehmensebene. L979 kam es zum Abschluss

ej-nes Abkommens über die Einführung computergesteuerter Systeme
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zrrlischen dem Betriebsrat (FLivl) und der Unternehmensleitung
von Italimpianti, einem in Genua ansâssigen Unternehmen des

Anlagenbaus. Anfang I98f wurde ein Abkommen mit Alfa Romeo

abgeschlossen, das von den Gewerkschaften a1s positiv ange-

sehen wurde. Dies bildete einen wichtigen Fortschrit,t bei
der Ersetzung traditionneller Arbeitsmethoden am Fliessband.
Die neuen Arbeitsmethoden zielten auch darauf ab, im Anschl-uss

an ein mit Nissan abgeschlossenes Abkommen vol1 die technischen
Môgtichkeiten des Unternehmens auszunutzen.

Irf,ie in den meisten anderen Lândern konzentrierten sich im

Zeitungs- und Zeitschriftenverlagswesen die Verhandlungen

gaîz besonders auf neue Technologien. Hier ist es der Gewerk-

schaft gelungen, die Zusage der Verleger zu erhalten, das

gegenwârtige Beschâftigungsniveau aufrechtzuerhalten und die
Fachkenntnisse der Arbeitnehmer durch Schulungskurse über die
Verwendung der neuen Technologien zu verbessern. Insbesondere

gelang es durch ein Abkommen der Gewerkschaft mit der Gruppe

Rizzoli-Corrj-ere della Sera, Italiens grôsstem. Zeitungs- und

Zeitschriftenverlag, ej-ne zeitlich begrenzte Verschiebung

der Einführung neuer elektronischer Lichtsatzsysteme, di-e

direkt von den Journalisten bedient werden sollten, sowie

die Umschulung von Linotypensetzern zu Bedienungspersonal der

neuen elektronischen Lichtsatzausrüstung zu vereinbaren. Ein

Abkommen, das L982 abgeschlossen wurde und 1983 in Kraft tre-
ten soI}, sieht eine direkte Eingabe durch die Journalisten
vor, aber bestimmt, dass freigesetz|e Drucker durch die Ver-

minderung Von Überstunden, zusâtzliche Ruhetage und, als
Ietztes MitteI, vorzeitigen Eintritt in die Rente geschützt

werden sollten. Das Abkommen sieht auch Erhôhungen der Grund-

Iôhne der Drucker vor.
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DIE SKANDINAVISCHEN LANDER

Norwegen und Schweden gehôren zu den europâischen Lândern,

in denen die Rechte der Gewerkschaften, über technologischen
[Iandel zu verhandelnr ârn ausgedehntesten sind. Dies ist, zum

Teil- durch den Abschluss von Tarifvertrâgen sowie anderer-
seits durch eine Gesetzgebung, die den Gewerkschaften gewisse

Rechte übertrâgt, erreicht worden. Aber darüber hinaus haben

die Gewerkschaften wesentliche Anstrengungen für flankierende
Ausbildungsprograrnme für ihre Mitglieder unternommen, um den

Gewerkschaftsvertretern und -mitgliedern auf Betriebsebene zv

helfen, diese Rechte zu nutzen und darauf aufzubauen. Die Er-
fahrungen der letzten zehn Jahre sind nicht problemlos ge\^re-

sen, aber sie verdienen dennoch j-n den übrigen europâischen
Lândern grosse Aufmerksamkeit. ÿüie in anderen TeiLen Europas

sind auch hier die Verhandlungsrechte durch gesetzliche Re-

gelungen von Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsnormen
bezügIich der Einführung und Anwendung neuer Technologien ver-
stârkt worden.

NORWEGEN

Eines der ersten Beispiele für Verhandlungen über computer-
gestützte Technologien stammt mit dem L975 zwischen dem natio-
nalen Arbeitgeberverband, der NAF, und LO über die ninführung
computergesteuerter Systeme abgeschlossenen Abkommen aus

Norwegen. Zv Regelungen kam es auch aufgrund des Gesetzes zum

Schutze der Arbeitnehmer und über die Arbeitsumgebung von L977.

Systeme

Die norwegischen Gewerkschaften entwickelten zusammen mit dem

norwegischen Computerzentrum von 1970 eine Reihe von For-
schungsvorhaben. Diese untersuchten die Auswirkungen der Ein-
führung der Informatik und versuchten, verschiedene gewerk-

Allgemeines Abkommen über die Einführung computergesteuerter
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schaftliche Strateglen zu bewerten. A1s Ergebnis dieser Ar-
beiten erhob die norwegische Gewerkschaftszentrale LO wâhrend
ihrer Verhandlungen mit dem norwegischen Arbeitgeberverband
NAF im Jahre 1974 die Forderung nach einer nationalen Verej-n-
barung über die Einfirhrung von computergesteuerten Systemen.
Das Ergebnis war ein L975 ursprünglich für drei Jahre abge-
schlossenes Abkommen, das jedoch mit einigen Verânderungen
L978 und 1981 erneuert wurde.

Das Abkommen erstreckt sich auf die Einführung computerge-
steuerter Systeme für die Planung und Ausführung von Arbeiten
sowie auf die Speicherung und Verarbeitung persônlicher Daten.
Es stellt den Grundsatz auf, dass bei der Konstruktion, der
Einführung und der Verwendung von computergesteuerten Systemen

die sozialen Aspekte als ebenso wichtig angesehen werden soll-
ten wie die technischen und wirtschaftlichen. Das Abkommen

geht dann dazu über, die bei der Einführung von Computersystemen
einzuhaltenden Verfahren festzuleg€tr, vor allem im Hinblick
auf die ôrtlichen Gewerkschaftsorganisationen. Es sieht vor,
dass das Management den Gewerkschaften so früh wie môgIich
Informationen über die geplanten Verânderungen zur Verfügung
stellen müsse, d. h. bevor Entscheidungen getroffen werden,
und dass sowohl die Unternehmensleitung als auch die Gewerk-
schaften die Belegschaft unterrichten und sie soweit wie môg-

lich in die Planung der Verânderungen einbeziehen sollten.
Der Belegschaft wird das Recht eingerâumt, besondere Beauftragtê
zu wâhlen, di-e sich mlt Fragen der Technologie befassen und

umfassende Fachkenntnisse über Computer erwerben soIIen. Diese
werden "Datenvertrauensleute" genannt. Die Gewerkschaften er-
hielten auch das Recht, ôrtliche Vereinbarungen auszuhandeln
und an Projektgruppen teilzunehmen, wenn Systeme geplant werden.

Das Abkommen sieht auch strenge Kontrollen bei der Erhebung
und der Speicherung persônlicher Daten vor. Es bestimmt,
dass alle erhobenen persônlichen Daten deutlich gekennzeichnet
werden und dass die Gründe für ihre Erhebung angegeben werden
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müssen. Die Richtlinien für die Erhebung und Verwendung

dieser Daten sollten nach Môglichkeit auf ôrtlicher Ebene

ausgehandelt werden, obwohl die ôrtlichen Vertragspartej-en
auf ein nationales Gremium zurückgreifen kônnen, vrenn es

nicht zu einer Einigung kommt.

AIs das Abkommen 1981 für eine drltte Geltungsdauer erneuert
wurde, wurden einige Verânderungen vorgenommen. Der Bezugs-
rahmen wurde ausgedehnt, um die Einfirhrung neuer Technolo-
gien ganz allgemein einzuschliessen. Es gab auch Verânderungen
bei der Terminologie r ürn die Verhandlurrgen auf ôrtliche Ebene

als Mittel der Konfliktschlichtung herauszustellen. Den

Gewerkschaften wurde auch das Recht eingerâumt, auf ôrt,llcher
Ebene betriebsfremde Sachverstândige, für die das Unternehmen

aufzukommen hat, hinzuzuziehen, um sich von diesen berat,en
zlJ lassen.

Seit Abschluss dieses Abkommens im Jahre L975 si-nd in weiten
Bereichen der Industrie und des Dienstleistungssektors zwi-
schen ArbeiLgebern und den massgeblichen Gewerkschaften stâr-
ker ins Detail gehende ôrtliche Vereinbarungen abgeschlossen
worden. Ein besonders interessantes Beispiel ist hierbei das-
jenige, das mit Televerket - der staatlichen Fernmeldever-
wpltu:ng - in Bergen abgeschlossen wurde. Im Anschluss an Ge-

sundheitsschutz- und Unfallverhütungsprobleme mit Bildschirm-
gerâten wurde eine Hôchstgrenze von zweL Stunden Arbej-t pro
Tag mit Datensichtgerâten festgeseLzL. Im Bankwesen wurde

dem Kooperationsabkornmen zwischen dem Arbeitgeberverband der
Banken und dem norwegischen Bankangestelltenbund ein Abschnitt
über computergesteuerte Systeme hinzugefügt. Dieses enthâlt
stârker ins einzelne gehende Bestimmungen über die Verpflich-
tung der Arbeitgeber, Informationen zur Verfügung zu stel1en,
tiber die Beratu::gsrierfaLrren und die Rechte von Arbeitnehmerver-
treternr ân der Planung teilzunehmen, bevor das System eln-
geführt wird. Zu diesem Zeitpunkt muss die Unternehmensleitung
einen schriftlichen Bericht vorlegen, der die Auswirkungen der
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vorgeschlagenen neuen Technofogien zv

zierEt
folgenden Punkten skiz-

a) die Organisation der Bank:

Aufgaben, die aufgelassen werden,

neue Aufgaben,
andere organisatorische Verânderungen,

b) Arbeitnehmer der Bank, die direkt betroffen werden:

- Arbeitsplâtze, die aufgelassen werden,

- Arbeitsplâtze, deren Aufgabenbereich ausgeweitet wird,
Verânderungen der Befehlsstruktur,
detaillierte Beschreibung von Tâtigkeitsmerkmalen
(vgl. Gesetz über Arbeitsumgebung),

- Ausbildung,
Tâtigkeiten, die aufgelassen werden/Versetzungen auf an-

dere Arbeitsplâtze und Môglj-chkeiten für Schulung in die-
sem Zusammenhang, wobei âIteren Arbeitnehmern besondere

Beachtung eingerâumt wird,
die Kosteneinsparung der Bank,

ej-n Zeitplan, aus dem hervorgeht, wann das bestehende

System durch ein neues ersetzt wird, sowie hiermit ver-
bundene Schulung und Information.

Im Anschluss an die Einführung eines computergesteuerten Systems

wurde auch ein Verfahren geschaffen, um die Anwendung des Ab-

kommens sowie jegliche nicht vorhergesehene Auswirkungen der

Technologie zu überwachen.

lrlâhrend des Zeitraums, 1n dem solche Rationalisierungsschutz-
abkommen in Norwegen in Kraft \^laren, ist den Gewerkschaften

klar geworden, wie wichtig es ist, enge Beziehungen zwischen

den gewâhlten Vertretern und den Gewerkschaftsmitgliedern
herzustellen und für die Masse der Mitglieder ein umfassendes

Ausbildungsprogramm über die neuen Technologien zu entwickeln.
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Die Zusammenarbeit zwischen dem norwegischen Computerzentrum

und der Eisen- und Metallarbeitergewerkschaft zu Anfang der
70er Jahre firhrte zu der Verôffentlichung zweier Handbücher

für Gewerkschaftsmitglieder über Datenverarbeitung, Planung

und KontroLle. Diese Zusammenarbeit zwischen l{issenschaft-
lern und den Gewerkschaften wurde anschliessend in anderen

Bereichen wiederholt. Ej-ne der wichtigsten Schlussfolgerungen
dieser Erfahrung lag i-n der Notwendj-gkeit, auf ôrtlicher
Ebene Gewerkschaftsmitglieder dazu zu ermuntern, ihre eigenen
Ziele im Hinblick auf den technologischen T{andeI gründlich
zu analysieren.

Regelunqen durch das nor\^Ieg ische Gesetz über die Arbeitsumgebung

In verschj-edenen Klauseln bezieht sich das allgemeine Abkommen

auf das norwegische Gesetz über den Schutz der Arbeit.nehmer

und die Arbeitsumgebung, das 1970 erlassen wurde. Dieses Ge-

setz râumt ôrtlichen Ausschüssen, die für die Arbeitsumgebung

verantwortlich sind, sowie Gesundheitsschutz- oder Unfallver-
hütungsbeauftragten Informations- und Beratungsrechte über die
Einfiihrung neuer Technologien ein. Das Gesetz erstreckt sich
ausdrücklich auf Systemplanung und ste1It fest, dass "die
Arbeitnehmer und j-hre gewâhlten Gewerkschaftsvertreter über

die SysLeme für Planung und Ausführung der Arbeit sowie

iiber geplante Verânderungen an diesen Systemen informiert
werden müssen.. . " (Abschnitt f2:83) .

Das Gesetz ermâchtigt auch eine unabhângige Behôrde, die
GewerbeaufsichÇ Regelungen mit Gesetzeskraft zu erlassen,
um sicherzustellen, "dass die Arbeitsumgebung vo1l befrie-
digt im Hinblick auf die Sicherheit, die Gesundheit und das

!{ohlergehen der Arbeitnehmer, und dass Technologie und Ar-
beitsorganisation so geplant werden, dass Arbeit,nehmer nicht
unerwünschten kôrperlichen und geJ-stigen Belastungen ausge-

setzt v/erden".
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Die Gewerbeaufsicht verôffentlichte ej-ne Anzahl von Rege-

lungen bezüg1ich der Einführung und Verwendung von Bildschirm-
gerâten, obwohl deren Inkrafttreten durch den Regierungs-
wechsel in Norwegen im Herbst 1980 verzôgert wurde. Diese
erstreckten sich auf die Offenlegung von fnformation, die
Schulung des Bedienungspersonals von Bildschirmgerâten, Ar-
beitsiiberwachung, ergonomische Normen für die Ausrüstung,
Arbeitspausen und Untersuchungen des Sehvermôgens. Es ist
vielleicht bezeichnend, dass sj-ch diese Regelungen stârker
als dies in anderen Lândern der FaIl ist, in denen Normen

aufgestellt wurden, auf die Systemplanung und nicht so sehr
auf die Beschreibung von Ausrüstung beziehen. Die Schulungs-
programme müssen zum Beispiel einen bestimmten Inhalt aufweisen,
einschliesslich der Bedeutung von tâtigkeiten an Bildschirm-
gerâten für das Unternehmen insgesamt, der technischen Aus-

legung der Ausrüstung, der Mittel, die Ausrüstung maximal zrt

nutzen, alternativer Arbeltsablâufe im Falle von Pannen und

der Notwendigkeit, angemessene Pausen einzulegen und die Ar-
beit abwechslungsreich zu gestalten. Die Regelungen bestimmen

auch, dass, $/enn regelmâssig an Bildschirmgerâten gearbeitet
wird, das Bedienungspersonal hôchstens 50 Prozent selner
ArbeitszeLt an dem Terminal verbringen darf.

SCHWEDEN

Das Tarifwesen in Schweden gründet auf eirer Reihe von Gesetzen,

die einen Rahmen für nationale Tarifvertrâge liefern, die zwi-
schen den zentralen Arbeitgeberorganlsationen und Gewerkschaf-

ten abgeschlossen wurden. In der Privat.industrie werden lan-
desweite Abkommen, dJ-e sich auf 1.3 Mio Arbeitnehmer erstrecken,
von dem Arbeitgeberverband SAF sowie der Gewerkschaftszentrale
für Arbeiter, LO, und dem Bund PTK, der die Angestelltenge-
werkschaften im Privatsektor vertritt, abgeschlossen. Landes-
weite Abkommen bestehen auch für Bedienstete der Gemeinden

und des Gesundheitswesens (0.8 Mio), der Zentralregierung
(0.5 Mio) sowie der Genossenschaften, Banken und Versicherungen.
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Diese landesweiten Abkommen bestimmen die Grundsâtze, die
dann durch ôrtliche Abkommen verwirkricht werden. rm Falle
eines Fehrschlags für ein Abkommen auf ôrtlicher Ebene be-
steht normalerweise der Rückgriff auf Verhandlungen auf
Landesebene.

Rahmen für die verhandlungen über technologischen !{andel
r4rar im wesentlichen das Mitbestimmungsgesetz von L977 und
die darauffolgenden landesweiten Tarifvertrâge sowie das
Gesetz über die Arbeitsumgebung von I978 und damit verbundene
Abkommen. Nur in der Druckindustrie ist ein besonderes Ratio-
nalisierungsschutzabkommen auf Landesebene abgeschlossen worden.

Das Mitbestimmungsgesetz und damit verbundene Abkommen

Das Gesetz über die Mitbestimmung bei der Arbeit (MBL)

von 1977 ist die umfassendste Gesetzgebung der skandina-
vischen Lânder, die die Absicht verfolgt, den Rahmen von
Tarifverhandlungen auf arrgemelne Fragen der unternehmens-
politik auszudehnen. Das Gesetz erstreckt sich auf alle we-
sentlictrcn Fragen der Unternehmenspolit,ilç ej.nschliesslich des
organj-satorischen und technologischen t{andels und verpflichtet
den Arbeitgeber, vor der Fassung endgültiger Beschlüsse und
vor der Einführung jegticher Verânderungen mit der Gewerk-
schaft in Diskussionen und Verhandlungen einzutreten. Die
Arbeitgeber kônnen jedoch vorbereitende Untersuchungen ohne
Konsultationen führen. Dies hat für die Gewerkschaften, die
darauf drângten, dass Verhandlungen zwischen dem Àrbeitgeber
und der ôrtlichen Gewerkschaftsorganisatj-on stattfinden
sollten, sobald ein PIan für eln System entworfen wird, gê-
wj-sse Probleme mit sich gebracht.

Unter dieser Gesetzgebung ist der Arbeitgeber verpflichtet,
von sich aus der Gewerkschaft fnformationen über die Ent-
wicklung der Produktion, dj-e f j-nanzielle Lage des Unterneh-
mens sowie über die Beschâftigungspolitik zu liefern. Um

die notwendigen Informationen zu diesen Bereichen zu erhalten,



9I

verfügt die Gewerkschaft über das Recht, die Bücher des Un-
ternehmens zu prüfenr und hat Zugang zu weiteren Unterlagen,
die sich auf die Geschâftstâtigkeit des Unternehmens beziehen.
Diese Informationen müssen leicht zugânglich sein und in ver-
stândlicher Form gellefert werden.

Das Gesetz sieht den Abschluss von Abkommen (MBA) zwischen
zentralen Arbeitgeberverbânden und Gewerkschaftsorganisatj-onen
darüber vor, wie die Mitbestimmung in der Praxis verwirklicht
wird. Ein Mitbestimmungsabkommen, das sich auf Bedienstete
der Zentralverwaltung bezog, trat im Juli f978 in Kraft, und

ein weiteres, das sich auf den Bankensektor erstreckte, im

Januar L979. Abkommen, die sich auf andere Bereiche des ôffent-
Iichen Sektors, genossenschaftliche Unternehmen sowie auf
Versicherungen bezogen, wurden zwischen L979 und 1981 abge-
schlossen, und im April 1982 kam es zu einem Abkommen für
die I.3 Mio Beschâftigten des Privatsektors der fndustrie,
das zwischen der SAF einerseits und LO und PTK andererseits
abgeschlossen wurde. Diese Abkommen erweitern nicht in füh]-
barer !{ej-se die Rechte der Gewerkschaften über diejenigen,
die in dem Gesetz niedergelegt sind, hinaus, mit Ausnahme des

Rechts der Gewerkschaft, Berater für Arbeitnehmer hLnzuzuziehen.

Das Abkommen des Privatsektors erstreckt sich zum Beisplel
auf Fragen der Arbeitsorganisation, technologische Entwicke-
Iungen und die finanzielle Lage des Unternehmens. Es sichert
jedem Arbeitnehmer (und nicht nur ge\^rerkschaftlichen Funktions-
trâgern) fünf Wochen bezahlten Urlaub pro Jahr für gewerk-

schaftliche Betâtigung zu, es ermôglicht, dass innerbetriebliche
Forschungen über das Arbeitsleben vorgenommen werden und

râumt den Gewerkschaften die Môglichkeit ein, Berater für
die Arbeitnehmer einzustellen, für die die Kosten von den

Unternehmen übernommen \trerden. Das Abkommen enthâ}t ferner
allgemeine Grundsâtze über Àrbeitsinhalt, Ausbildung und

Schulung sowie die Offenlegung von Information.

ÿüj-e bereits erwâhnt wurde, Iiefern alle diese landesweiten
Abkommen einen grundsâtzlichen Rahmen, innerhalb dessen zwL-
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schen den ôrtlichen Gewerkschaften und Unternehmensleitungen
ôrtliche Unternehmens- oder Betriebsvereinbarungen abge-
schlossen werden sollten.

Schweden hat wahrscheinlich mehr als jedes andere Land
Westeuropas eine Gesetzgebung entwickelt, di-e, von einem
gewerkschaftlichen Standpunkt aus gesehen, zufriedenstellende
Rechte bezügIich von rnformation, verhandlungen und Abkommen

über die Einführung neuer Technologien sichert. Es sind
von den Gewerkschaften Probleme berichtet worden,
von Konzernen und unternehmensgruppen Zugang zLtr rnformation
zu erhalten, und darüber hinaus ist es zur Àusserung von
Unzufriedenheit über den Zeitpunkt der Offenlegung der In-
formation gekommen. Von diesem Aspekt abgesehen tiegt je-
doch die Hauptfrage für die Zukunft in der Fâhigkeit der
Gewerkschaften, die erzielten Rechte wj-rksam zu nutzen.

Hinzuzi-ehung von betriebsfremden Sachverstândigen

Als ein schl-üsserfaktor in dieser Hinsicht hat sich die râhig-
keit herausgestellt, auf ôrtlicher Ebene wirksame Gewerk-
schaftsarbeit zu leisten. ÿÿie bereits gezeigt, enthielt eine
Anzah1 von Mitbestimmungsabkommen Bestimmungen über die Hln-
zuziehung von Arbeitnehmerberatern. fn einigen FâIlen sind
beispielsweise von den Gewerkschaften, die Zugang zu System-
beratern hatten, deren Honorare von den Arbeitgebern über-
nommen wurden, Projekte entwlckelt worden. Im allgemeinen sind
die mit diesen gesammelten Erfahrungen positiv ger,\resen. Den

Gewerkschaften ist auch die ÿ'Iichtigkeit eines von den Ar-
beitgebern unabhângigen Zugangs zu Forschung und Entwicktung
klargeworden, und dies hat sie veranlasst, ihren Einfluss
auf die Zutellung der nationalen Finanzmittel für angewandte
Forschung und Entwicklung auszudehnen.

Eine Zusammenarbeit hat sich auch zwischen Forschern der Uni-
versitâten und den Gewerkschaften entwickelt, wie zum Beispiel
bei dem DEMOS-Projekt (Demokratische Planung und Lenkung in
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der Industrie). Dies ist ein praxj-sbezogenes Projekti das

darauf abzielt, den ôrtlichen Gewerkschaftsorganisationen
bei der I'ormulierung i-hrer Forderungen im Hinblick auf die
Einführung von computergesteuerten Systemen Unterstützung
zu gewâhren und damit ihre Kontrolle über den Prozess sowie

das Aufzej-gen môglicher Alternativen zu erlej-chtern.

Zu einer Zusammenarbeit ist es in vier Fâllen gekommen: bei
einer Zeitung, die auf Lichtsatz umstellte; einem Kaufhaus,

das etektronische Registrierkassen einführte; einem Stahl-
werk, das ein computergesteuertes Planungs- und Kontrol-Isystem
einführte; sowie einer ÿüerkstatt für Schwerlastkraf tfahrzeuçJe,

in der ein computergesteuertes System der Produktionsplanung
eingefirhrt wurde.

Regelungen bezügli-ch der Arbeitsumgebung

Ein zweiter Bereich der Gesetzgebung, der in Schweden die Ein-
führung neuer Technologien regelte, war der der Arbeitsumge-

bung. Ein 1976 zwischen der SAF einerseits und LO und PTK

anderersej-ts abgeschlossenes Abkommen über die Arbeitsumge-

bung, das sich auf den Privatsektor erstreckte, übertrug
ôrtlichen Arbeitsumgebungsausschüssen, die mehrheitlich aus

Arbeitnehmervertretern bestanden, die Zustândigkeit für die
KontroIle von Gesundheitsbeauftragten und Unfallschutztech-
nikern. Das Gesetz über die Arbeitsumgebung von 1978 dehnte

die Zustândigkeiten ôrtlicher Ausschüsse und von Unfallschutz-
beauftragten aus. Es verlieh ihnen die Befugnis, gefâhrliche
Situationen bei der Arbeit zu unterbinden und râumte ihnen

auch das Recht ein, mit jeglichen Verânderungen, die die
Arbeitsumgebung beeintrâchtigen kônnten, befasst zu werden,

und verpflichtet sie, hierzu schon im Planungsstadium eine
Stellungnahme abzugeben. Die Gesetzgebung ermâchtigte auch

die nationale GewerbeaufsichL, Regelungen über Ivlindestnormen

zu erlassen. Die Regelung bezügIich der Arbeit mit Bildschirm-
gerâten, die 198I in Kraft trat, wird auf der nâchsten Seite
wiedergegeben.
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Es sollte betont werden, dass die Gewerkschaften die An-
wendung des Gesetzes kritisiert haben. Die schwedische
Metalrarbeitergewerkschaft hat die Langsamkeit dieser Be-
hôrde bei dem Errass von Regerungen sowie die ÿülrkungs-
roslgkeit von strafen gegen unternehmer, die gegen diese
Regelungen verstossen, bemângelt.

Rationalisierungsschutzabkommen in der Druckindustrie

rm allgemeinen haben sich daher Gesetzgebung und Abkommen

in schweden nicht spezifisch auf das problem neuer Techno-
logien konzentriert, sondern haben dieses eher pararrel zu
anderen Aspekten der unternehmenspolit.ik behandelt. Es gibt
nur ein einziges landesweites Abkommen , das sich ausschliess-
lich auf die Einführung neuer Technologien bezieht, und
dieses gilt für die Druckindustrie und das graphische Ge-
werbe. Dieses Abkommen, das sich auf den Zeitungsdruck er-
streckt, wurde im Mai 1980 abgeschlossen und ist für den zej-l'-
raum bis April 1986 gü1tig. Das Abkommen sieht eine Garantj-e
dafür vor, dass die Einführung neuer Technologien nicht zu
Entlassungen führt. Journaristen, Druckarbeiter und Büroan-
gestellte werden stattdessen wâhrend der Arbeitszeit umge-
schult. Es soII von den Arbeitgebern ein besonderer Aus-
bildungs- und Schulungsfonds elngerichtet werden, und Um-

schurungsplâne solIen von einem paritâtischen Rat für diese
Branche ausgearbeitet werden. Das Abkommen sieht vor, dass
die drei Kategorien von Beschâftigten ihre Arbeit wie bisher
ausführen, aber es besteht die Môglichkeit, nach ôrtlichen
verhandrungen Tâtigkeiten von einer Beschâftigtenkategorie
und damit Gewerkschaft auf eine andere zu übertragen. ôrtliche
Vereinbarungen müssen von den nationalen Gewerkschaftsorgani-
sationen gebilligt werden.
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2

SCHWEDISCHE REGELUNGEN ÜBER DIE ARBEIT MIT BILDSCHIRMGERÀTEN

Das schwedische nationale Gewerbeaufsichtsamt hat die Richt-
linie lrlr. I36 über das "Lesen von Bildschirmgerâten" erlassen,

die für den Betrieb folgende Regeln vorsieht:

1. Die umgebende Beleuchtung muss angemessen sein. Besondefe

Aufmerksamkeit muss den Lichtbedingungen an Arbei-tsplâtzen
eingerâumt werden, an denen das Lesen von Bildschirmen re-
gelmâssig stattfindet. Im allgemeinen ist die erforderliche
Lichtintensitât geringer a1s bei normaler Büroarbeit. Bei

Arbeitsptâtzen, êo denen es'stândig zu tâtigkeit vor Bild-
schirmen kommt, erscheint eine Beleuchtungsintensitât zwi-

schen 200 und 300 Lux angemessen.

Anmerkung: Ein niedrigeres Beleuchtungsniveau kann bei be-

stimmten Arbeitsumgebungen besonderer Art (wie z.B. Über-

wachung und Steuerung von Verkehr) angemessen sein'

ÿüenn die Beleuchtung der Umgebung gemâss Punkt 1. reduziert
ist, muss für Arbeitsbereiche in der Nâhe des Bildschirms
zusâtzliche Beleuchtung vorgesehen werden. Diese zusàLz-

liche Beleuchtung muss regelbar und mit Vorkehrungen gegen

Blendung ausgestattet sein.

Zu starke Differenzen der Beleuchtungsintensitât im BLick-

feld erzeugen sogenannte Kontrastblendung. Der Arbeitsplatz
sollte daher so gestaltet sein, dass der Hintergrund des

Bildschirms von angemessener Helligkeit ist und dass sich
das Blickfeld des Arbeitnehmers nicht auf ein Fenster oder

andere Lichtquellen erstreckt. Helle Lichtreflexe auf dem

Bildschirm sind zu vermeiden.

4. Der Betrachtungsabstand zu dem Bildschirm und der Neigungs-

winkel des Bildschirms sollten individuell verstellbar sein

und andere erqonomische Erfordernisse berücksichtigen. Für

den Fal1, Cass Arbeitnehmer Brillen tragen, ist es wichtig,
dass die optische Korrektur dem Beobachtungsabstand gut
angepasst ist und umgekehrt.
Anmerkung: Normale Brillen für den Privatgebrauch sind oft
für den Beobachtungsstand bei der Arbej-t an Bildschirmge-
râten nicht geeignet. Herkômmliche Zweistârkenglâser sind

3
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j-n vielen FâIIen ungeeignet, da sie oft eine anstrengende
Arbeitsposition erfordern, $renn sie für das Lesen von Bild-
schi-rmen verwendet werden.

5. htrenn ein Arbeitnehmer ei-nen Sehfehler hat und unter Schwie-
rigkeiten in Verbindung mit der Arbeit vor Bildschirmen
Ieidet, $/enn er Brillenglâser, die für normale Zwecke vor-
gesehen sind, vert/endet, muss der Bildschirm so verschoben
werden, dass die Sehbeschwerden vermieden werden. !ÿenn dies
nicht môglich ist, muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer
eine Spezialbrille zur Verfügung stellen, die für die Ar-
beit an Bildschirmen geprüft ist.

6. Wenn es zu Ermüdung der Augen oder Sehbeschwerden kommt,

muss die Arbeit so organisiert werden, dass der Arbeitneh-
mer periodische Ruhepausen einl-egen oder Arbeit, die nor-
malere Sehanforderungen beinhaltet, verrichten kann.
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DANEMARK

Im Anschluss auf len Druck, der wâhrend der letzten Jahre von

einzelnen Gewerkschaften auf die Arbeitgeber ausgeübt wurde,

kam es in Dânemark I98I zu dem Abschluss eines nationalen
Rahmenabkommens über die Einführung neuer Technologien. Die

Unterzeichner vraren die dânische LO und der dânische Arbeit-
gebeiverband (DA). Dieses Abkommen, das sich auf das Vorbild
des norwegischen stützte, erstreckt sich auf den grôssten

TeiI der Privatwirtschaft.

Das Abkommen vervollstândigt das "Kooperationsabkommen" zvtL-

schen DA und LO von L97O über Beratungen zur Unternehmenspo-

litik. Es liefert allgemeine Richtlinien, die durch Verhand-

lungen auf Unternehmensebene ergânzt \derden. Verânderungen

bei der produktionstechnik müssen in "Kooperationsausschüssen"
diskutiert werden, die bereits in den meisten Unternehmen mit'

mehr als 50 Beschâftigten bestehen, und h/enn sich dies als
zweckmâssig erweist, müssen besondere Technologieunterausschüsse

errichtet werden. Die Unternehmensleitung muss den Ausschuss

informieren, bevor Verânderungen eintreten, und Informationen

in verstândlicher Form liefernr üil den Ausschuss in die Lage

zu VerseLzen, die technj.schen, finanziellen und sozialen
Auswirkungen der Verânderungen, ihre Bedeutung für d'ie Per-

sonalpolitik und für die Arbeitsumgebung zu diskutieren.

Die Grundsâtze für die Ausbildung und Umschulung von Arbeit-
nehmern, die von den Verânderungen betroffen werden, sollten
durch den Ausschuss paritâtisch festgeregt \^'erden' und dies

gilt auch für die Richtlinien bezügIich der Erhebung, spei-
cherung und Verhlendung von persônlichen Daten. Der Ausschuss

ist verpflichtet, a1le Beschâftigten über seine Arbeiten zv

informieren. Beide Seiten haben das Recht, Sachverstândige von

innerhalb des Unternehmens hinzuzuziehen, sowie, falls hier-
über Einstimmigkeit besteht, von ausserhalb des Unternehmens.

Die Unternehmensleitung sollte sich bemühen, freigesetzte
Arbeitnehmer 1m Unternehmen unterzubringen. Entlassenen Ar-
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beitnehmern sollte wâhrend ihrer Kündigungsfrist bis zn

zwei ÿ{ochen Urlaub für Umschulung eingerâumt werden. Für
Arbeitnehmer mit mehr als zweL Jahren Betriebszugehôrigkeit
muss das Unternehmen wâhrend der Umschulungszeit den Lohn

fortzahlen sowie die Kursgebühren übernehmen.

Im Fal-1e von Streitigkeiten über die Auslegung des Abkommens

besteht die Môglichkeit der Schlichtung auf nationaler Ebene,

und Strafen kônnen für Zuwiderhandlungen gegen das Abkommen

verhângt werden. Eine Kritik der Gewerkschaften zu dem Ab-

kommen lag darin, dass eine Seite die Hinzuziehung von unter-
nehmensfremden Sachverstândigen verhindern kann. Dies hat die
Môglichkeiten der Gewerkschaften, auf Arbeitnehmerberater z\-
rückzugreifen, eingeschrânkt.

Bei den Banken wurden I981 Abkommen abgeschlossen, die die
Kooperationsabkommen ergânzen, und ein Rationalisierungs-
schutzabkommen ist mit den Sparkassen vereinbart worden. Die

Bestimmungen dieser Abkommen gehen über das nationale Rahmen-

abkommen hinaus. Zuzüg1ich zu Verfahrensbestimmungen bezüglich
der Kooperationsausschüsse haben von technologischem !{ande1

betroffene Arbeitnehmer das Recht auf einen anderen Arbeits-
platz innerhalb der Sparkasse, auf Umschulung oder bezahLten

Bildungsurlaub.

In der Druckindustrie kam es im Frühjahr und Sommer 1981 zn

einem elfwôchigen Streik über Lôhne, Beschâftigungssicherheit
sowie eine gewerkschaftliche Forderung nach einem Vetorecht
in bezug auf technologischen Wandel. Nach einer Intervention
der LO wurde ein Lohntarifvertrag abgeschlossen, aber es kam

innerhalb des nationalen Rahmenabkommens zu keinem befriedigenden
Abkommen über technologischen Wandel.

Rationalisierungsschutzabkommen sind ebenfaLls für Brauereien
und Flughâfen abgeschlossen worden.
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Die dânischen Gewerkschaften haben Ausbildungs- und Schulungs-
programme zur Unterstützung ihrer Tarifpolit,ik entwickelt. Zu

diesen Vorhaben gehôrt das "DUE"-Projekt, das vom Forschungs-
rat der dânischen Gewerkschaften erstellt worden ist. Dieses
Projekt beruht auf einer Zusammenarbeit zwischen Forschern
der Universitâten und den Gewerkschaften. Das Projekt ist
praxisbezogen und konzentriert sich darauf, ôrtliche Arbeits-
gruppen bei der Analyse von computergesteuerten Systemen

und bei Vorschlâgen für Verânderungen zu unterstützen. Es

dient auch dazu, Arbeitsgruppen dabei zu helfen, ej-ne Reihe

von Richtlinien für Verhandlungen über technologischen Wandel

zu entwickeln.

Es sollte ferner betont werden, dass das dânische Gesetz über
die Arbeitsumgebung eine Bestimmung enthâIt, die den Unfall-
schutzbeauftragten das Recht verlej-ht, im Planungsstadium zu

vorgesehenen Verânderungen hinzugezogen zu werd,en, falls die-
se die Arbeitsumgebung berühren.
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REGELUNGEN ÜBER NEUE TECHNOLOGIEN IN ANDEREN EUROPÀISCHEN

L}NDERN

ln Ôsterreich bestehen Abkommen auf Branchen- und Unterneh-
mensebene. Es sind ins einzelne gehende Vorschlâge über die
Ausweitung der Mitbestimmung, über den Schutz von Arbeitneh-
mern gegen RationaLisierung und über Abkommen in bezug auf
den Schutz gegen Entlassungen gemacht worden. Abkommen sollten
Bestimmungen für Verhandlungen auf ôrtlicher Ebene enthalten,
um die sozialen Aspekte der Verânderungen voII berücksichtigen
zu kônnen.

Einige der Garantien, die in diesem Abkommen angestrebt wurden,
bezogen sich auf das Recht aufgrund technologischen oder or-
ganisatorj-schen l,]andels freigesetzter Arbeiter auf eine
gleichwertige Tâtigkeit innerhalb des Unternehmens, das

Recht auf Umschulung, für die Zeit vorzusehen ist und deren
Kosten vom Arbeitgeber getragen werden müssen sowie auf einen
allgemeinen Kündigungsschutz in Zusammenhang mit technolo-
gischem ÿ'Iandel. Bis )eLzt ist es nach Ansicht des Ôst.er-

reichischen Gewerkschaftsbundes (ÔGB) dank dieser Massnahmen

weitgehend gelungênr die negativen Auswirkungen des techno-
logischen ÿ'IandeIs auf die Beschâf tigung zu vermeiden.

In Frankreich haben die Gewerkschaften auf nationaler Ebene

Richtlinien für die Einführung neuer Technologien vorge-
schlagen, aber im allgemeinen haben sich die Arbeitgeber
geweigert, über dieses Problem zu verhandeln, und es wird
normalerweise von Tarifvertrâgen nicht berührt.

Die CFDT verôffentlichte 1980 "Neun Vorschlâge" für die Ein-
führung der Informatik. Diese umfassten Richtlinien für die
Diskussion und Beratung dieses Themas in Betriebsrâten und

erstreckten sich auf Informationen über Investitionen, ID-
formationen über die Auswirkungen, frühzeitige Beratung,
Pilotprojekte , Hinzuziehung von Sachverstândigen, ZeLL für die
Beurteilung sowie Kontrolle der aufgestellteri Systeme.
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Die CGT-FO vertrat den Standpunkt, dass es die rasche Zunahme

der Arbeitsplâtze, bei denen es zu Problemen mit der Informa-
tik kommt, noch schwleriger gemacht hat, sj.ch einen allge-
meinen Überblick über die Verânderungen, die die !,Iirtschaft
durchmacht, zu verschaffen. Aus diesem Grunde hat sie vor-
geschlagen, ein einziges Gremium zu schaffen, in dem die
Sozialpartner sâmtliche mit Computertechnik und Automati-
sierung in der Industrie zusammenhângende Fragen behandeln
sollten. Sie hat die Besorgnis geâussert, dass der Computeri-
sierung der Gesellschaft eine sich verschlechternde geschâfti-
gungslage folgen wird, vor allem, wenn die Industriepolitik
unabhângig von der Beschâftigungspolitik verfolgt, wird. Die
Regierung muss daher der Beschâftigung hôheren Vorrang ein-
râumen und ihre Industriepolitik auf folgende ZieIe ausrichten:

der Vervrüstung bestimmter Regionen Einhalt z\l
gebieten und eine Regionalpolit.ik zu entwickeln,
die auf die fnteressen der Arbeitnehmer Rücksicht
nimmt;

neue Bereiche der Beschâftigung zu entwickeln,
die die kollektiven und sozialen Bedürfnisse
berücksichtigen;

ergonomische Faktoren in Studien über die Ein-
führung neuer Technologien aufzunehmen, um so

Arbeitnehmer und BenuLzer so weit wie môglich
zu schützerl.

In einigen wenigen Fâ11en, wie zum Beispiel in der Druckin-
dustrie, ist es im Anschluss an die Einfirhrung computergesteuerter
Systeme zu Verhandlungen gekommen. In dem drittgrôssten Ver-
sicherungsunternehmen Frankreichs, den Assurances Générales,
haben die Gewerkschaften die Aufnahme einer Kündigungsschut,z-
klausel in die Betriebsvereinbarung von 1973 ausgehandelt,
sowie ein Abkommen, demzufolge Vorschlâge für die Einführung
von Computern dem Gesamtbetriebsrat (Comité d'entreprise) zur
Begutachtung unterbreitet werden müssen. Jedes Jahr wird eine
Sitzung ausschliesslj-ch mit Computern zusammenhângenden Pro-
blemen gewidmet.
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Die belgfElbgn Gewerkschaften erhoben auf der nationalen
ArbeLtskonferenz Ende 1980 die Forderung nach elnetn nat,io-
nalen Rahmenabkommen über die Bedingungen für die Einführung
neuer Technologien wâhrend der nâchsten Jahre. Dies geschah

in der Absicht, wâhrend dieser ZeiE eine stândige Zunahme der

Arbeitslosigkelt zu vermelden. Bislang haben sich jedoch die
Arbeitgeberverbânde dieser Forderung widersetzt.

Branchenabkommen, die sich auf die Behandlung der Einführung
neuer Technologien beziehen, wurden f980 in der Druckindustrie
abgeschlossen. Im Anschluss hieran wurden I98f Abkommen auf
Unternehmensebene, zum Beispiel bei De Standaard und Agence

Belgarunterzeichnet. Diese Abkommen bezogen sich auf die Ein-
führung computergesteuerten Lichtsatzes und begrenzen die
direkÈe Eingabe durch Journalisten. In dem ausgedehnten Be-

reich des Einzelhandels erhoben die Gewerkschaften die For-
derung, zumindest das gegenwârtige Beschâftigungsvolumen

aufrechtzuerhalten. Sie forderten dariiber hinaus die Ein-
führung von verfahren zur Erkennung der Risiken, für die
Arbeitsbedingungen, die aus der Technologie herrühren, um

Kontrollmassnahmen einführen zu kônnen.

Die im Nationalen Rat für Arbeit vertretenen Sozialpartner
haben auch empfohlen, dass 10 Prozent a}ler für Forschung in
der Mikroelektronik aufgewandte Mittel für Untersuchungen über

die sozialen Auswj-rkungen der neuen Technologien verwendet

werden sollten.

Im restlichen Europa hat slch der Abschluss von Rationalisie-
rungsschutzabkommen im wesentlichen auf sektorale Abkommen,

die sich auf die Druckindustrie erstrecken, beschrânkt, ob-

wohl in Lândern wie den Niederlanden auch das System der Be-

triebsrâte hinzugezogen worden ist, um Regelungen über neue

Technologien auszuhandel-n. Bis 1982 waren Abkommen in der

Druckindustrie Griechenlands und der Niederlande abgeschlossen

worden. Darüber hinaus kam es in der Schweizer Druckindustrie
I98O und t98I zu Arbeitsklimpfen über die Einführung neuer

Technologien.



r03

KAPITEL IV

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die voranstehenden Kapitel zeigten die vielfalt der Ansâtze

zu paritâtisch ausgehandelten Regelungen für technologischen

ÿ{andel in Flesteuropa auf . Jegliche Beurteilung der Stârken und

Schwâchen bestimmter Ansâtze muss den verschiedenen Kontext

berücksichtigen, in dem sie angewandt worden sind' Zunâchst ein-

maL gibt es ganz allgemein Unterschiede zwischen ej.nzelnen

Lândern in bezug auf ihre Systeme der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-

beziehungêIr, die sich auf die Art und Weise, mit der technologiscter

lrlandel geregelt wird, auswirken. Wie gezeigt wurde, unterschei-

den sich die europâischen Lânder wesentlich in bezug auf das

Ausmass, in dem freiwillige oder gesetzlich geregelte Systeme

vorherrschen, sowie im Hinblick auf das Ausmass, in dem Systeme

zentralisiert oder dezentralisiert sind. Diese Unterschiede

sind weniger bedeutend als die Art und !{eise, in der verfahren

oder Rechte, ob sie nun gesetzlich oder durch Abkommen gere-

gett sind, in der Praxis angewandt werden. Erfolg oder Nicht-

erfolg bei der Behandlung des technologischen l{andels liessen

im allgemeinen die Stârken oder Schwâchen der Systeme der

Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen offenbar werden. Allgemein

lâsst sich sagen, dass die Lânder, die bei der Steuerung des

!{andels am erfolgreichsten waren, diejenigen sind, in denen

die Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen auf verhandlungen zwL'

schen Gewerkschaften und Unternehmensleitungen in einem frirhen

Stadium der Willensbildung, d.h. bevor die Verânderungen ein-

treten, ausgerichtet sind.

Unterschiede in bezug auf den Kontext bestehen auch zwischen

verschj-edenartigen Erfahrungen gemeinsamer Regelungen im

gleichen Land. unterschiede gibt es auch zwischen verschie-
denen Branchen, vor aIlem wenn deren wirtschaftliche Lage un-

terschiedlich ist, und dies gilt auch für die Gründe, die zrt

der Einführung neuer Technologien führen. Dies wiederum be-
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einfrusst die Auswirkungen, die diese nach sich ziehen, und
den Kontext, innerharb dessen verhandlungen stattfinden.
Das Umfeld der Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehunqen in einem
bestimmten sektor wird sich auch auf die gewâhlten Methoden
auswirken, und diese wiederum spiegeln die Ceschlosserùrelt der Ver-
handlungspartner wider. Ein weiterer Faktor für dieses um-
ferd liegt in der Art der eingeführten Technorogie und in
den Zj-elen, die erreicht werden sollen.

Aus den Lânderberichten geht jedoch krar hervor, dass zwi-
schen den verschiedenen Lôsungsansâtzen gewisse Âhnrich-
keiten bestehen. vor alrem ist der Ansatz der Rationalisie-
rungsschutzabkommen einer Anzahr von Lândern gemeinsam,
gleich ob slch dies nun in der Form zentral ausgehandelter
Rahmenabkommen, die, wie in skandinavi-enr durch ôrtliche Ab-
kommen ergânzt werden, in Betriebsvereinbarungenrwie in
Deutschland, oder in auf unternehmensebene ausgehandelten
Rationalisierungsschutzabkommen, wie in Grossbritannien,
niederschlâgt. solche Abkommen bestimmten gewôhnrich die
bei der Einführung neuer Technologien anzuwendenden allge-
mei-nen Grundsâtze sowie die einzuhaltenden verfahren wâhrend
threr Einführung und Anwendung.

rm Hinblick auf das verfahren sehen die Abkommen in der
RegeI folgendes vor:

die Verpflichtung beider parteien, neue Technologien ein-
zuführen und den ÿ,Iander in zufriedenstellender !.leise zv
steuern;

die rechtzeitige offenregung von rnformationen für die Ge-
werkschaften durch die Unternehmensleitung über die Einfüh-
rung neuer Technologien, bevor Beschlüsse gefasst werden
und die endgültigen Entscheidungen noch beeinflusst werden
kônnen. Diese rnformationen solrten Transparenz im Hin-
blick auf die Auswirkungen des Wandels und die zu treffenden
Entscheidungen ermôg1i-chen ;

die Errichtung von paritâtischen, aus unternehmensleitung
und Gewerkschaften zusammengesetzten Gremien, um die ver-
ânderungen zu dj-skutj-eren t z\ überwachen und dariiber z\
verhandeln;
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die Môglichkej-t der Ir'Iaht und Ausbildung von Gewerkschafts-

vertretern mit besonderer Verantwortlichkeit für die Über-

wachung der Einführung neuer Technologien, aber mit engen

Verbindungen zu den Gewerkschaftsmitgliedern;

für die Gewerkschaften in einem Betrieb Zugang zu ausser-
betrieblj-chen Sachverstândigen, die i-n einigen Fâllen, wie

zum Beispiel in Schweden, von der Unternehmensleitung be-

zahlt werden, aber von dieser unabhângig sind;

die Elnführung eines Verfahrens für die Überwachung und

Regelung der Erhebung persônlicher Daten über einzelne
Arbeitnehmer in elnem Betrieb und für die Verwendung dieser
Daten (Datenschutz);

die Aufnahme einer Status quo-Klausel, die die Gewerkschaften

ermâchtigt, ein Veto gegen Verânderungen einzulegen, $/enn

über deren Einfirhrung kein gegenseitiges Einvernehmen besteht;

Im Hinblick auf die wesentlichen Probleme, die durch diese

Verfahren geregelt werden, urnfassen die AbkofiImen vor allem

folgendes:

- Es sol1te aufgrund der Einfirhrung neuer Technologien nicht
zu Entlassungen kommen. In einigen Fâllen ist es den Ge'

werkschaften Sggar gelungen r ZLL vereinbaren, dass eS zu

keiner Reduzierung des Beschâftigungsvolumens kommt;

- Arbeitnehmer, deren Arbeitsplâtze durch technologischen
!{ande1 verândert oder überflüssig werden, solLten umgeschult

und ihnen im gleichen Betrieb ein Arbeitsplatz mit ver-
gleichbarer Einstufung zugewiesen werden, Herabstufungen

sollten begrenzt werden;

Für âItere Arbeitnehmer sollten auf Freiwilligkeit beruhende

Systeme der Herabsetzung des Rentenalters eingeführt werden.

Ganz allgemein sollte die Arbeitszeit verkürzt werdenr üil

die Beschâftigungsprobleme zu lindern;
Die Einführung neuer Technologien sollte nicht dazu ver-
wendet werden, den Arbeitsrhythmus zu beschleunigen, Kon-

trolle und Über:urachung zu verstârken, die menschlichen Be-
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ziehungen am Arbeitsplatz zu verringern oder ein hôheres
Mass an Schichtarbeit einzuftihren;

Die Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsaspekte der
Arbeit mit computergesteuerter Ausrüstung und Bildschirm-
gerâten (VDU) sollten streng geregelt werden, wobei die
Konstruktion der Ausrüstung und die Gestaltung des Arbeits-
platzes ergonomische Normen berücksichtigen müssen. Die
mit Arbeit an Bildschirmgerâten verbrachte Zeit sollte be-
grenzt werden, wobei regelmâssige Pausen, die von der Maschine
entfernt verbracht werden müssen, vorzusehen sind und regel-
rnâssige medizinische Untersuchungen durchgeführt ïrerden
müssen;

Persônllche Daten, die über Arbeitnehmer erhoben werden,
sollten streng auf den Bereich, der für die Tâtigkeit des

Unternehmens wesentlich ist, beschrânkt werden;

Das Lohnniveau freigeseLzLer Arbeitnehmer sollte garantiert
werden und neue Einstufungen für diejenigen vorgesehen r^,er-

den, die die neue Ausrüstung bedienen. Dies sollte jedoch
nicht die Unterschiede zwischen Lohngruppen verstârken.

Diese Punkte kônnten dazu verwendet werdenr ürn einen Verhaltens-
code für die Einführung neuer Technologien zu erstellen. !,Iie

sich in einigen Lândern erwiesen hat, ist der Ansatz, spezielle
Abkommen auszuhandeln, auch durch nationale Richtlinien unter-
stützt worden, vor a1lem im Hinblick auf die Gesundheitsschutz-
und Unfallverhütungsnormen, die mit bestimmten Technologien,
wie zum Beispiel der Verwendung von Bildschirmgerâten (VDU),

zusammenhângen.

In der Praxis sind jedoch der Abschluss von Abkommen und die
Einführung von Rlchtlinien in der Gesetzgebung nur der erste
Schrltt bei dem Prozess der Verwirklichung wirksamer gemein-
samer Regelungen über neue Technologien. Die Schlüsselfrage
besteht darin t z\ sehen, in welchem Ausmass diese in die
Praxis umgesetzt werden kônnen, um so die Einfirhrung neuer
Technologien auf Betriebs- und Unternehmensebene zu beein-
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flussen. Dies hângt von den Beteiligten und ihrem Tun âb,

d.h. von den Gewerkschaften, den Arbeitgebern und den ôffent-
Iichen Behôrden. Ein Überblick über Verhaltensregeln in
Europa, der von einem amerj-kanischen Gewerkschaftsautor stammt,

bemerkte, dass "der schwedische Ansatz von mehr als nur dem

Rahmen der Gesetzgebung bestimmt wird. Ebenso wichtig ist die

weitverbreitete Haltung so\^roh1 bei den sch\^'edischen Arbeit-
gebern als auch bei den Gewerkschaftenl dass Routineentlassungen

a1s ein normaler Bestandteil der Unternehmensplanung nicht hin-

genommen werden kônnen. Es gibt in der schwedischen Gesellschaft

eine weitverbreiLete und fortdauernde Anerkennung der Bedeutung

der Gewerkschaften für die Vertretung der Interessen der

Arbeitnehmer.' (28).

!{ie obenstehend in diesem Bericht beLont h,urde, unterstreicht
die Informatik die Notwendigkeit für neue Ansâtze auf seiten

der Gewerkschaften. Bei den herkômmlichen Technologien haben

sich die Gegenstânde der Verhandlungen auf die physische Aus-

rüstung oder auf die im Produktionsprozess verwendeten !'Ierk-

stoffe konzentriert. Bei der Behandtung dieser Fragen sind

ôrtliche Verhandlungsführer in vielen Lândern damit vertraut
geworden, auf ôrtlicher Ebene landesweite Normen, gesetzliche

Bestimmungen un,1 F.egelungen durchzrrsetzen oder zu iiberwachen'

Bei der Informatik hângen die Auswirkungen auf die Arbeits-
bedingung€Dr die Beschâftigung und die Arbeitsorganisation
stârker von der Systemplanung als von der physischen Beschaffen-

heit der Ausrüstung ab. Die Anwendung der verfahren und Rechte,

d.ie j_n Abkommen über eine wirksame Beeinflussung 4er System-

planung festgelegt worden sind, erfordert zusàLzliche Be-

mühungenr uD die Kenntnisse über den Arbeitsablauf, der sich

in Arbeitsgruppen auswirkt, zu verstârken'

stârker ins einzelne gehende Fallstudien werden gegenwârtig

in einer Anzahl von Lândern durchgeführtr üItr zu untersuchen,

welche Faktoren in der Praxis zrtr. Fôrderung dieses Ansatzes

beitragen kônnen. Die Erfahrungen der skandinavischen Lânder

deuteten darauf hin, dass die Faktoren, die die Wirksamkeit

(2e)
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der Mitwirkung der Gewerkschaften besti-mmen, folgende sind:
ihre Machtbasis; ihr Bewusstsein der Môglichkeiten, Verân-,

derungen zu beeinflussen; die Klarheit der Alternativen; die
Offenlegung von Information; die Entwicklung von Kenntnissen

in der Arbeitsgruppe über die Auswirkung einer Technologie;

der Rückgriff auf unternehmensfremde Sachverstândige sowie

die Organisation gel^rerkschaftlicher Betâtigung, üIl diese

Zie1e über einen lângeren Zeitraum hinweg zu verfolgen. Ein

Grossteil der gewetkschaftlichen Aktivitâten in den skandina-

vischen Lândern hat sich auf die Vertretung der Gewerkschqften

in Projektgruppen von Unternehmen, auf die Schaffung von

Hilfsdiensten innerhalb der Gewerkschaften für die entsprechende

Unterstützung im Hinblick auf Schulung sowie auf die Einfüh-
rung eines Verfahrens für die Übertragung von Problemen auf

eine hôhere Ebene konzentriert.

Àhnliche Untersuchungen (30) britischer Erfahrungen haben ge-

zeLgL, dass die Fâhigkeit der Gewerkschaften, ir wirksamer

lrleise die durch das Unternehmen i-n bezug auf technologischen

!,Iande1 offengelegten Informationen zu ntltzen, auf âhnlichen

Faktoren beruht. Der Ehrgeiz der gewerkschaftlichen Strategie,
die Organisation der Gewerkschaften auf Unternehmensebene und

die eualitât der von den Gewerkschaften gelieferten Beratungs-

und Schutungsdienste stellten allesamt wichtige Faktoren dar.

Einige Probleme, die sich aus der Haltung des Managements

ergaben, lagen darin, dass dessen Strategien für die Einfüh-

rung oft auf Verheimlichung beruhten, dass die von der Un-

ternehmensleitung gelieferten Informationen nicht' auf die

Bedürfnisse der Benuiczet zugeschnitten \^Iaren und dass in dem

gegenwârtigen Wirtschaftsklima ein Grossteil der neuen Techno-

Iogien für Rationalisierungen eingesetzt wurde, \^ras mit einer

agressiven Managementstrategie in bezug auf ihre Einführung

einherging.

Wie aus den in diesem Kapitel obenstehend angeführten Lânder-

berichten hervorgeht, ist es d.en Gewerkschaften und den Un-

ternehmensleitungen in einer Anzahl von Lândern gelungen, die
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Verânderungen der Rollen und der Rechte, die notwendig sind,
um eine wirksame gemeinsame Regelung der Einführung neuer

Technologien zu gewâhrleisten t zù akzeptieren. Den Regierungen

fâ}1t hjerbel aufgrund der Tatsache, dass sie selbst Arbeit-
geber sind, die Rol1e z:ur angemessene Verhaltens\^Ieisen zLr

verbreiten. Sie müssen sich auch bemühenr ein gesamtwirt-
schaftliches Klima zv schaffen, in dem technologischer !'Iandel

wirksam gesteuert werden kann. Durch Tarifverhandlungen wird
es nur dann môglich sein, Probleme des technologischen l{andels

zu lôsen, \^renn ein atlgemeines Klima wachsender Beschâftigung,
steigenden Lebensstandards und der Befriedigung der gesell-
schaftlichen Bedürfnisse der Arbeitnehiner gewâhrleistet ist.
solange dies nicht der Fall ist, werden wiele l{ôglichkeiten,
die sich aus den neuen Technologien ergeben, ungenutzt blei-
ben, und der Widerstand gegen Verânderungen wird zunehmen.
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KAPITEL V

ZUSAMMENFASSUNG DER HAUPTPUNKTE

KAPITEL I : EINLETTUNG

Die Ej-nfirhrung neuer Technologien fijrhrt sowohl zu sozialen
als auch wirtschaftlichen Nutzen und Kosten, und die Ver-
wirklichung eines optimalen AusgLeichs zwischen diesen er-
fordert das Vorhandensein von Systemen der Vertretung der
Interessen der verschiedenen betroffenen Gruppen sowie auf
Machtgleichtheit beruhende Môglichkeiten für Verhandlungen.
(Seite L-2)

ÿùâhrend der 70er Jahre begannen gewerkschaftliche Besorgnisse
in bezug auf einige der môglicherweise negativen Auswirkungen
des technologischen Ï{ande1s, lnsbesondere auf die geschâfti-
gung und die Arbeitsbedingungen, zuzunehmen. (Seite 3-4)

Die neuen Technologien rückten in den Ittittelpunkt der Bemü-

hungen der Gewerkschaften, ihren Einfluss und j-hre Kontrolle
auf Schlüsselgebiete der !ÿillensbildung des Managements im
Planungsstadium auszudehnen. (Seite 5)

Sie haben viele der Stârken und Schwâchen der Systeme der
Arbeitgeber-Arbeltnehmerbe ziehungen deutlicher hervortreten
lassen. (Seite 5)

KAPTTEL II : GEGENSTAND DER VERHANDLUNGEN

Die wirtschaftlichen, technischen oder sozialen Ziele, die
durch eine Technologie verwirklicht werden sollen, besti-mmen

deren Auswirkungen auf die Beschâftigung im allgemeinen und
auf die Arbeitsbedingungen im besonderen. (Seite 7)

Wenn die Antriebskraft des technologischen l{andel-s in Ratio-
nalisierün9, einer erhôhten gemessenen Produktivitât und
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kurzfristigem Gewinn besteht, dann wird dies zu einer all-
gemei-nen Verschlechterung der Qualitât des Arbeitslebens
führen und in einem Klima der Rezession die Beschâftigungs-
aussichten beeintrâchtigen. (Seite 8)

Die Ersetzung der Mechanik durch Mikroelektronik in Pro-
dukten hat in verschiedenen Bereichen des produzierenden
Gewerbes zur Vernichtung von Arbeit.splâtzen gefiihrt.
(Seite 9)

Weitere Verluste von Arbeitsplâtzen, die mit der Technologie
verbunden sind, fanden in Branchen statt, in denen die Mikro-
elektronik gn:ndlegende Ànderungen des Herstellungsprozesses
ermôglichte. (Seite t0-13)

Die Mikroelekt,ronik firhrt im Dlenstleistungssektor zu einer
Ausdehnung des Einsatzes der elektronischen Datenverarbej-tung,
die die Automatisierung zahlreicher Bürotâtigkeiten ermôg-
licht. (Seite 13-I4)

Die Mikroelektronik kann dafür verwendet werden, qualifizierte
tâtigkeiten zu normen und sie ihrer Fachkenntnisse zu ent-
leeren. (Seite I4-27)

Dies kann auch zu einer Konzentration der erforderlichen Fach-

kenntnisse auf eine begrenzte Anzahl neuer Tâtigkeiten firhren.
(Seite 27-32)

Technologischer Wandel kann in Industriezweigen und Dienst-
Ieistungssektoren, die zuvor arbeitsintensiv T^Iarenl zo *.x''i
hôhter Kapitalintensitât führen und kann wj-rtschaftlichen
Druck dahingehend verursachen, die Ausrüstung intensiver
zu nutzen, womit Gefahren für die Arbeitsbedingungen einher-
gehen. (Seite 32-35)

Sowoh1 die grôssere Hâufigkeit des Zusammenwlrkens von

Mensch und Maschine als auch die Ausweitung der Schichtarbeit
infolge der Mikroelektronj-k führen zu der Gefahr verstârkter
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Isolierung des einzelnen Arbeitnehmers an seinem ArbeitsplaLz.
(Seite 36-37)

Die Einfi-ihrung von Computern kann zu Problemen verschârfter
Kontrolle und Überwachung der Arbeit einzelner Arbeitnehmer
führen. (Seite 37-38)

Bildschirmgerâte haben für die Benutzer bestimmte probleme

in bezug auf Gesundheitsschutz und Unfallverhütung mit sich
gebracht. (Seite 39)

Die widersprüchrichen Auswirkungen der neuen Technologien,
die sj-ch in der gleichzeitigen Aufwertung und Herabstufung
der Qualitât von Arbeitsplâtzen und von Fachkenntnj-ssen wider-
spiegeln, bestâtigen die Ansicht, dass sie dazu verwendet
werden kônnten, verschiedene Gruppen auf dern Arbeitsmarkt noch
stârker zu polarisieren und voneinander zu trennen. (Seite 40-4I)

Arternativen bestehen im Hinblick auf die verwendungszwecke
von Mikroelektronik. Diese Alternativen werden am Ende die
Gesamtauswirkungen der neuen Technologien auf die Arbeitneh-
mer bestimmen. (Seite 43)

Ein mit den neuen Technologien verbundenes problem riegt
darin, dass diese dazu verwendet werden kônnen, grundlegende
gesellschaftliche und wirtschaftliche Optionen durch technische
Sachzwânge zu verschleiern und die betroffenen Nichtfachleute
zu verwirren. (Seite 45)

KAPITEL TII : A}TSÀTZE FÜR PARTTÀTISCH AUSGEHANDELTE REGELUNGEN

Unterschiedliche AnsâÈze bestehen zwischen ei-nzelnen Lândern
im Hinblick auf die Mittel, die im einzelnen für die Regerung
der Elnführung neuer Technologien zur verfügung stehen. Die
Ansâtze sind unterschiedlich, je nachdem ob das System der
Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen auf Gesetzgebung oder
Frej-willigkeit beruht oder ob es zentralisiert oder dezentra-
11s j-ert ist . ( Sei te 4 7 )
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In den Bereichen, die von der Einführung neuer Technologien
am stârksten betroffen wurden (2.8. Druckindustrie), sind
Branchenabkommen abgeschlossen worden. (Seite 47)

Unterschiede zwischen einzelnen Lândern sind weniger bedeu-
tungsvoll als die unterschiedlichen Ansâtze im gleichen Land,
wie z,B. Vorschriften, Verhandlungen oder ôrtliche Initiativen.
(Seite 50 )

Die Fôrderung des Sachverstandes ôrtlicher Arbeitsgruppen ist
eines der wichtigsten Prob1eme, mit denen die Gewerkschaften
konfrontiert sind, \rrenn sie über nur defensj-ve Reaktionen auf
den technologischen ÿüandel- hinausgehen woIlen. (Seite 5I)

So wichtig Informations- und Beratungsrechte auch sind,
müssen diese dlrekt in einen Rahmen eingeordnet werden, in
dem Verhandlungsteams auf ôrtllcher Ebene Einfluss haben.
(Seite 52)

trn tbr Bundesrepublik Deutschland wurden in einer Anzahl wichtiger
Branchen auf nationaler Ebene Abkommen abgeschlossen, die sich
auf die Einführung neuer Technologien beziehen. Im allgemej-nen
rr/aren diese ihrem Wesen nach defensiver Natur. Sie strebten
ârlr die Arbeitnehner vor den negativen Auswirkungen von Ra-

tionalisierung und technologischem Wandel, insbesondere jedoch

vor Entlassungen und Herabstufungen zu schützen. (Seite 53)

Auf Betriebsratsebene haben die Gewerkschaften angestrebt,
aus der Gesetzgebung erwachsende Rechte auf Information, Be-

ratung und Mitwirkung zu nutzen, um die neuen Technologien
vor ihrer Einfiihrung zu beeinflussen. (Seite 53)

lrleitere Rechte, die für die Einführung neuer Technologien
bedeutend sind, ergeben sich aus der Gesetzgebung bezüglich
des Gesundheitsschutzes und der Unfallverhütung. Diese sind
durch den sich hieran anschliessenden Erlass von Vorschriften
ergânzt worden. (Seite 54)
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fn Grossbritannien haben sich die Bemühungen um die Ausdeh-
nung von paritâtisch ausgehandelten Regelungen über die Ein-
führung neuer Technologien auf die Ausweitung von Tarifver-
handlungen (Seite 68) und auf den Abschluss von Rational-i-
sierungsschutzabkommen (NTA) konzentriert (Seite 68)

Mehr als hundert
der grôsste TeiI
(Seite 7ù)

Abkommen sind untersucht worden, von denen

auf Unternehmensebene abgeschlossen wurde.

Zumindest für manuelle Arbeitnehmer bildet das Rationalisie-
rungsschutzabkommen eher die Ausnahme a1s die normale Me-

thode, mit der die Einführung neuer Technologien geregelt
wird. Für Angestellte ist das Rationalisierungsschutzabkommen
zu einem bedeutenden Mittel für die Einführung von Regelungen
geworden, zum Teil deshalb, weil zahlreiche dieser Gruppen
gegenwârtig zum ersten Ma1 direkt von der Einführung neuer
Technologien betroffen hrerden. (Seite 74)

Das Gesetz tiber Gesundheitsschutz und Unfallverhütung im
Arbeitsleben lieferte den Gewerkschaften eine Gelegenheit,
vor der Einführung neuer Technologien sicherzustellen, dass
Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsaspekte voIl berück-
sichtigt worden sind. (Seite 76)

hlenn auch die meisten Rationalisierungsschutzabkommen in Gross-
britannien aus einer im wesentlichen defensiven Grundhaltung
abgeschlossen wurden, sind diese doch in relativ kurzer Zeit
und angesichts einer sich rapide verschlechternden Beschâft.i-
gungslage und einer Krisensituation für die Industrie zustande-
gekommen. (Seite 78)

Die Entwicklung paritâtisch ausgehandelter Regelungen über
die Einfiihrung neuer Technologien in Italien fand vor allem
im Rahmen des bestehenden Tarifwesens und ni-cht so sehr durch
Gesetzgebung oder durch den Abschluss neuer Abkommen statt.
(Seite 79)
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Verfahren für die Einführung der jeweils besten Lôsung be-
schrânken sich auf einige wenige Unternehmen, vor allem im

Bereich der Spitzentechnologie, mit hochgradig ausgebildeten
und motivierten Belegschaften. (Seite 79)

I'lor:wegen urrd Schweden gehôren zu den europâischen Lândern, in
denen die Rechte der Gewerkschaften, über technologJ-schen

WandeI zu verhandeln, am ausg:edehntesten sind. Dies ist zum

TeiI durch den Abschluss von Tarifvertrâgen sowie anderer-
seits durch ej-ne Gesetzgebung, die den Gewerkschaften ge-

wisse Rechte übertrâgt, erreicht worden. Darüber hinaus haben

die Gewerkschaften wesentliche Anstrengungen für flankierende
Ausbildungsprogramme für ihre Mitglieder unternommen. (Seite 84)

Eines der ersten Beispiele für Verhandlungen über computer-
gestützte Technologien stammt mit dem L975 zwischen dem

nationalen Arbeitgeberverband und der LO über die Einführung
computergesteuerter Systeme abgeschlossenen Abkommen aus

Norwegen. Zu Regelungen kam es auch aufgrund des Gesetzes

zum Schutze der Arbeitnehmer und über die Arbeitsumgebung

von L977. (Seite 84)

Rahmen für die Verhandlungen über technologischen Wandel war

i-n Schweden im wesentLichen das Mitbestimmungsgesetz von

Ig77 und die darauf folgenden landesweiten Tarifvertrâge
sowie das Gesetz über die Arbeitsumgebung von 1978 und damit

verbundene Abkommen. Nur in der Privatwirtschaft ist ei-n be-

sonderes Rationalisierungsschutzabkommen auf Landesebene ab-

geschlossen worden. (Seite 90 )

In Frankreich haben die Gewerkschaften auf nationaler Ebene

Richtlinien für die Einführung neuer Technologien vorgeschlagen,

aber im allgemeinen haben sich die Arbeitgeber gevreigert, über

dieses Problem zu verhandeln, und es wird normalerweise von

Tarj.fvertrâgen nicht berirhrt. (Seite 100)
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KAPITEL IV : SCHLUSSFOLGERUNGEN

Diejenigen Lânder waren bei der steuerung des !{andels am

erfolgreichsten, in denen die Arbeitgeber-Arbeitnehmerbe-
ziehungen auf verhandrungen zwischen Gewerkschaften und un-
ternehmensleitungen in einem frühen stadium der wirrens-
bildung, d.h. bevor die verânderungen eintreten, ausgerichtet
sind. (Seite I03)

unterschiede in bezug auf den Kontext bestehen zwischen ein-
zelnen Branchen, den Beweggründen für die Einführung neuer
Technologien, der Struktur der Arbeitgeber-Arbeitnehmerbezie-
hungen und der Art der Technologie. (Seite 103)

Zwischen einzelnen Lândern bestehen gewisse Âhnlichkeiten im
Hinblick auf den Ansatz des Rationallsj-erungsschutzabkommens
und die hierdurch behandelten probleme im Hinbrick auf ver-
fahren und fnhalt. (Seite 104)

In einigen Lândern ist der Ansatz des Rationalisierungsschutz-
abkommens durch nationale vorschriften unterstützt worden,
wie zum Beispiel für die verwendung von Bildschirmgerâten.
(Seite 106)

Die schlüsselfrage besteht darin r z! sehen, in welchem Ausmass
Abkommen und Richtlinien in der praxis verwirklicht werden
kônnen, um so die Einführ.ung neuer Technologien auf Betriebs-
und ôrtlicher Ebene zu beeinflussen. (Seite I0ù)

Bei der rnformatik hângen die Auswirkungen auf die Arbeit
stârker von der systemplanung a1s von der physischen Be-
schaffenheit der Ausrüstung ab. (Seite IO7)

Die Faktoren, die die !ÿirksamkeit der Mitwirkung der Gewerk-
schaften bestimmen, sind folgende: ihre Machtbasis; ihr
Bewusstsein der Môglichkeiten, verânderungen zu beeinflussen;
die Klarheit der Alternativen; die Offenlegung von Information;
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Die Entwicklung von Kenntnissen in der Arbeitsgruppe; der
Rückgriff auf unternehmensfremde Sachverstândige sowie die
Verfolgung dieser Ziele über einen Iângeren Zeitraum hinweg.
(Seite I07-r08)

Durch Tarifvertrâge wird es nur dann môglich sei-n, Probleme

des technologischen Wandels zu Lôsen, wenn ein allgemeines
Klima wachsender Beschâftigung und steigenden Lebensstandards

geschaffen wird. (Seite f09).
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ANLAGE

FORDERUNGEN DES EGB

ZUR VERBESSERUNG DtrR ARBEITSBEDINGUNGEN

IM FALLE DER ANWENDUNG NBUER TECHNOLOGTEN

(Apri1 198I )

Auf dem Münchner Kongress (t979) hat. der EGB in bezug auf
die Einführung neuer Technorogien seine grundsâtzIj-chen
stelrungnahmen zum Ausdruck gebracht und seine grundlegenden
Forderungen gestelIt.

Diese standpunkte sind auf verschiedenen sitzungen des EGB

sowie in einer Studie des Europâischen Gewerkschaftsinstitutes
fortentwickelt worden.

Die Auswirkungen der Einführung neuer Technologien dürfen
nicht ausschriessrich als negatlv bewertet werden, \^,enn man

bedenkt, dass die Gegebenheiten von einem itlirtschaftsbereich
zum anderen verschieden sind. rn einigen von ihnen hat dlese
Einführung unter dem Druck der Gewerkschaften zu einer ver-
besserung der bestehenden Bedingungen t zt einer Bereicherung
des Arbeitsinhaltes und zu positiven Auswirkungen auf die Be-
schâftigungstage geführt. rn vieren anderen hingegen ist sie
von Massenentlassungienr von einer Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen und von der rnfragestellung der von den Arbeitneh-
mern und ihren Gewerkschaften erworbenen Rechte begleitet
$er^/esen.

3 Der Einfluss der neuen Technorogien auf das Gesamtbeschâfti-
gungsvolumen ist derzeit ars negativ zu bezelchnen. Darüber
hinaus ist eine betrâchtliche Qualifikationsminderung bei den
Arbeitsaufgaben festzustellenr so dass es zu einer polarisie-
rung - hier hochqualifiziertes technisches personal, dort un-
oder halbqualj-fizierte Arbeitskrâfte - kommt, in deren verlauf
die Facharbeiter aussterben.

2

4 Das Ausmass der Auswirkungen jeder neuen Technorogie
Arbeitsbedingungen und die Arbeitsorganisation hângt

auf
von

die
den
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ab, unter denen die betreffende Technologie einge-
angewendet wird.

5

6

7

rn einigen bestimmten Fâlren ermôgricht es die neue Technolo-
gie, die Arbeitsbedingungen durch Verringerung der kôrper-
lichen Belastung und Abschaffung der F1j-essbandarbeit zu ver-
bessern.

Allgemein betrachtet jedoch nimmt clie zerstückelte, repetitive
und monotone Arbeit zrt. Die Kluft zwischen Planung und Ausfüh-
rung vertieft sich, die hierarchischen Stufen bleiben erhalten.
Schichtarbeit wie auch Nachtarbeit greifen auf neue Sektoren
über. Die Erôffnung neuer Technologien führt zu hôheren phy-
sischen Beanspruchungen (Stress) .

Auch wird die Einführung neuer Technologien von den Arbeitge-
bern dazu benutzt, verstârkt Arbeitskrâfte mit unzurej-chender
sozialer Absicherung einzusetzen, d.h. Sonntagsarbeit, Leih-
arbeit, Tei-lzeitarbeit, Zulieferung usr^/.

Dazu kommt, dass die neuen Technologien noch ungenügend ge-

zâhmte Gefahren für die Gesundheit und Sicherheit der Arbeit-
nehmer in einigen Industriebranchen und Dienstleistungsberufen
in sich bergen.

Die neuen Technologien erhôhen das Risiko einer Isolierung
der Arbeitnehmer. Ein zusâtzlicher Faktor, der nicht akzep-
tiert werden kann, ist das allzu hâufige Fehlen einer recht-
zeltigen Unterrichtung und Anhôrung der Gewerkschaften bei
der Einführung dieser Innovationen.

Diese Feststellung veranlasst den EGB zur Annahme der nach-
stehenden Grundsâtze, in denen er die unabdingbaren Voraus-
setzungen für die Einführung neuer Technologien unter Wahrung

der Arbeitnehmeri-nteressen erblickt.

Der EGB will weder eine x-beliebige Technologie akzeptieren
noch die neue Technologie im Prinzip ablehnen. Er wird jedoch

nicht zulassen, dass ihre Einführung die legitimen Rechte

der Arbeitnehmer gefâhrdet.

I
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I{as die Beschâftigung anlangt, so ist es notwendig, das glo-
bale Beschâftigungsniveau aufrechtzuerhalten. Anders ausge-
drückt, \^renn die Einführung neuer Technologien in einem be-
stimmten Sektor sowohl quantitativ als auch qualitativ die
Vernichtung von Arbeitsplâtzen zur Folge hat, muss dieser
Verlust durch die Schaffung neuer Arbeitsplâtze für die be-
troffenen Arbeitnehmer in anderen Sektoren ausgeglichen werden.

10. Dieser Kampf um die Erhaltung der Arbeitsplâtze ist durch
strategische Zusatzmassnahmen zu ergânzen. Hier stellt die
Verkürzung der Arbeitszelt ein wichtiges Mittel dar, das dazu
beitrâgt, die Vernichtung von Arbeitspl-âtzen zu verhüten und
die Arbeitsbedingungen im Zuge der Einführung neuer Techno-
logien zu verbessern.

11. Die mit den neuen Technologien von den Unternehmen erzielten
Produktivitâtssteigerungen und Mehrgewinne dürfen auf keinen
FaIl- den Arbeitgebern allein zugute kommen. Diese Mehrgewinne
müssen vorrangig den Arbeitgebern zugute kommen durch die
Schaffung menschengerechter Arbeitsbedingungen; das bedeutet
insbesondere auch die Frage der Arbeitsinhalte und der Arbeits-
organisation.

L2. Nach Auffassung des EGB kann die Einführung neuer Technoro-
gien in keinem FaIl aIs Rechtfertigung für die Zunahme der
monotonen, zerstückelten und repetitiven Arbeit, der Nacht-
arbeit und der kontinuierlichen Schichtarbeit dienen. Die
Rentabilitât darf nicht dazu herhalten, eine Verschlechterung
der Arbeitsbedingungen zu begründen. Sind die Gründe jedoch
technischer Art, müssen Forschungsarbeiten zu ihrer Beseiti-
gung in die !{ege geleitet werden. Dem Rückgriff auf neue Tech-
nologien muss die Absicht zugrunde liegen, die Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern, die Arbeitsinhalte anzureichern, die
Arbeitsbedingungen den Gesundheits- und sicherheitsbedürf-
nissen der Arbeitnehmer anzupassen, die Arbeitsorganisation
im Einklang mit diesen Bedürfnissen umzugestalten und die Be-
lastungen durch die Arbeit abzubauen.
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I3. Desgleichen 1st es nicht zulâssig, die neuen Technologien
als Vorwand für die Ausweitung unsicherer Arbeitformen, die
den Arbeitnehmern die tariflich vereinbarten Garantien und

Rechte vorenthalten t zv benutzen. Vielmehr hat die Einführung
dieser Technologien so zu erfolgên, dass jeder Arbeitnehmer
eines Betriebs in den Genuss der für diesen Betrieb gültigen
tarif lichen Bestimmungen gelangt.

Bei der Arbeitsorganisation im Anschluss an die Einführung
neuer Technologien muss der Notwendigkeit Rechnung getragen
werden, die Isolierung der Arbeitnehmer und die Zerstôrung
der zwischenmenschlichen Kommunikation zu verhindern sowie die
Arbeitnehmer gegen jede Zunahme der kôrperlichen und geistigen
Arbeitsbelastungen zu schützen. Die Arbeitsorganisation muss

stârker als bisher dem Urteil und den Erfahrungen des Arbeits-
nehmers wie auch seiner Gewerkschaft Beachtung schenken.

I4. Diese Arbeitsorganisation muss, nach Verhandlungen mit den

Gewerkschaften, die allgemeine Einführung eines auf der ZeLE

(Woche, halber l4onat, Monat) basierenden Lohns erlauben.

15. Die Berufsausbildung und die Grundlagenbildung sind so zn

reformieren, dass die Arbeitnehmer ein polyvalentes !{issen

erwerben, dank dessen sie eine eventuelle spâtere Umschulung

infolge einer Anderung der Produktionsmethoden leichter be-

werkstelligen kônnen. Diese Bildung muss die Arbeitnehmer

instandsetzen, im Falle einer solchen Umstellung in voller
Kenntnj-s der Sachlage zu urteilen und zu entscheiden.

Indessen darf die Bildung nicht nur auf die Einführung neuer

Technologien gerichtet sein, sondern muss in erster Linie die
tatsâchlichen Môglichkej-ten auf dem Arbeitsmarkt berücksichtigen.

16. Diese Zielsetzungen schliessen die Entwicklung von Alternativ-
strategien ein, die zahlreiche Arbeitsplâtze schaffen und

gleichzeitig von grossem gesellschaftlichen Nutzen sind.
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L7 . Jedesmal \^Ienn die Einführung neuer Technologien die Beschâfti-
gung, die Lôhne und GehâIter, die Qualifikation, die Gesund-
heit und Sicherheit der Arbeitnehmer bedroht, muss durch ein
Frühwarnsystêm rechtzeitig für die Unterrichtung der Arbeit-
nehmer und ihrer Gewerkschaften gesorgt werden.

I8. Die Einführung neuer Technologien muss Gegenstand einer demo-
kratischen Planung auf allen Ebenen sein, \^/as f ür die Arbeit-
nehmer und ihre Gewerkschaften mindestenS das Recht auf fnfor-
mation, Konsultation und Verhandlungen vor jeder Entscheidung
beinhaltet, damit sie einen echten Einfluss auf die WahI der
Technologien und die Art der Arbeitsorganisation ausüben
kônnen.

19. Auch die ôffentliche Hand ist rechtzeitig zu unterrichten und
mit den Mitteln auszustatten, die sie braucht, um die Binfüh-
rung der neuen Technologien wirksam kontrollieren zu kônnen.

20. Das Recht der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften auf Ver-
handlungen schliesst insbesondere die Môglichkeit der Hinzu-
ziehung aussenstehender Sachverstândiger ein.

AKTIONSMITTEL

2L. Der EGB wird bestrebt sein, spezifische Forderungen im Hinblick
auf bestimmte Arten neuer Technologien (wie z.B. Bildschirmge-
râte) zu formulieren.

22. Der EGB wird mit den angeschlossenen Organisationen und Sek-
torenausschüssen veranstaltungen mit dem zj"et eines regel-
mâssigen Informationsaustausches über die Auswirkungen der
Einftrhrung neuer Technologien auf die Arbeitsbedingungen durch-
führen.

23. Der EGB wird die internationalen
Massnahmen zu ergreifen, die die
Mitwirkung und VerhandLungen mit

fnstitutionen auf fordern,
Verpflichtung zu Unterrichtung,
den Arbeitnehmern und ihren
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Gewerkschaften vor der Einführung jeglicher neuer Technolo-
gien enthalten.

Der EGB fordert alle seine Mitg liedsorganisationen auf, sowohl

auf nationaler als auch auf sektoraler Ebene in diesem Sinne

tâtig zu werden.
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Dieses Kapitel stützt sich weitgehend auf Material, das vom

Autor für einen demnâchst erscheinenden Bericht zusammenge-

stel-It wurde, der im Rahmen des INSIS-Projekts der Europâ-
ischen Gemeinschaft über menschliche und organisatorische
Aspekte der Büroautomatj-sierung verôffentlicht werden wird.
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(verftigbar in sehr begren zter Anzahl in Deutsch,
Fra.nzSsisch und Schwédisch - englische Ausgabe vergriffen)

I]BER KEYNES HINAUS - GESTALTT]NG DER WIRTSCHAFTSPOLITIK
- Mai 1979

(verfügbar in Deutsch, Englisch und Franzôsisch )

DIE ERWEITERUNG DER EUROPAISCHEN GEIUEiNSCHAFT DURCH DEN
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(verfügbar in Deutsch, Englisch, Niederlândisch, Schwedisch
und Spanisch - franzôsische und italienische Ausgabe vergriffen)

8. TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1978 _ 1979 UND DIE
p ri1 1 980
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AUSSICHT'EN FUR 1980 -A
(verfügbar in Deutsch, Franzôsisch, Italienisch und Nieder-
1ândisch - englische Ausgabe vergriffen )

9. DIE VERKURZUNG DER ARBEITSZEIT IN }\IESTEUROPA
2. TEIL: ANALYSE DER WIRTSCHAFTLiCHEN UND SOZiALEN AUS-

WIRKUNGEN - Mai 1980

(verfügbar in Dânisch, Deutsch, Englisch, Franzôsisch und
Niederlândisch - italienische Ausgabe vergriffen )

iO. DIE EUROPAISCHE WIRTSCHAFT 1980 - 1985
Eil-Qr içlt le rurs:plel- zur -ye11bs:çtrëf ! r gqls -Se p tember 1 980
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